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Vorwort 

Die Oberrheinregion entwickelt sich seit mehreren Jahrzehnten zu einem grenzüberschreitenden 

Lebensraum. Er ermöglicht Austausch von Personen und Gütern über unsere Grenzen hinweg. Diese 

Aktivitäten werden von der deutsch-französisch-schweizerischen Oberrheinkonferenz und ihren 

Partnern gefördert und unterstützt. 

Das Ziel der regionalen Zusammenarbeit zwischen den Institutionen war und ist, gemeinsam neue 

Ideen und Projekte zu entwickeln, die den Austausch erleichtern und die Grenzen im Alltag jeden Tag 

ein wenig mehr verschwinden lassen. 

Hand in Hand zu arbeiten erfordert jedoch, die Arbeitsweise der Nachbarn zu kennen und zu 

verstehen. Der erste Schritt einer solchen Zusammenarbeit ist daher, die jeweils andere Seite und die 

Rolle der Verwaltung im Verkehrsbereich gut zu kennen. Auf die Frage „Wer macht was?“ gibt es keine 

eindeutige Antwort. 

Die Arbeitsgruppe Regionale Verkehrspolitik der Oberrheinkonferenz hat daher eine 

Bestandsaufnahme der Zuständigkeiten im Bereich Verkehr und Mobilität in Deutschland, Frankreich 

und der Schweiz in der Oberrheinregion durchgeführt.  

Sie halten das Ergebnis einer fast eineinhalbjährigen Arbeit in Händen, an der zahlreiche Partnerinnen 

und Partner mitgewirkt haben. Wir hoffen, dass dieses - zweisprachige - Dokument allen, die in diesem 

Bereich tätig sind, einen besseren Überblick über die zuständigen öffentlichen Institutionen gemäß der 

Gesetzgebung der einzelnen Länder gibt. 

Wir danken allen, die an der Erstellung dieser Dokumentation mitgewirkt haben, insbesondere Martine 

Behr vom Regierungspräsidium Karlsruhe, die das Projekt initiiert und bis zur Umsetzung begleitet hat, 

sowie ihrer Kollegin Susanne Loop vom Regierungspräsidium Freiburg. 

Ein großer Dank geht auch an das Euro-Institut in Kehl für die hohe Qualität seiner geleisteten Arbeit, 

die einen vollständigen und kohärenten Überblick über das Gebiet am Oberrhein ermöglicht. 

David Lombard 

Vorsitzender der AG Regionale Verkehrspolitik der ORK 

 
Direction régionale de l'environnement, aménagement et logement Grand Est 
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Einleitung 

Die vorliegende Dokumentation wurde im Sommer 2023 im Anschluss an ein Seminar erstellt, das von 

der Arbeitsgruppe Regionale Verkehrspolitik der Oberrheinkonferenz am 29. Juni 2023 in Kehl 

durchgeführt wurde. 

Das Seminar brachte Fachleute aus Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, dem Elsass und den 

Kantonen der Nordwestschweiz zusammen, um die jeweiligen Rollen der Akteure des Verkehrswesens 

in folgenden Bereichen besser zu verstehen und zu vergleichen: 

 Straßeninfrastruktur (Straßen, Ingenieurbauwerk / Kunstbauten, Radwege, Straßenbahn) 

 Straßenpersonenverkehr und Organisation der Mobilität 

 Schieneninfrastruktur 

 Schienenverkehr 

Zwei Querschnittsthemen werden dabei übergeordnet auf der Ebene des Oberrheins und anstelle der 

einzelnen Länder dargestellt: 

 der Transport auf dem Rhein 

 die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

Die Dokumentation richtet sich an alle Beschäftigten des Verkehrswesens am Oberrhein, die sich über 

die Zuständigkeiten der Behörden in der Nachbarregion informieren möchten, um z. B. mit ihnen 

zusammenarbeiten zu können. Dabei stellt das jeweils zweite Kapitel eine Übersicht der 

Kompetenzverteilung und Rahmendokumente für jedes Land dar, unter Berücksichtigung der 

Reformen von 2010 bis 2023. Der Abschnitt zur Grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Bereich 

Mobilität enthält einige Kontakte und Beispiele für die Zusammenarbeit, ohne die Gesamtheit der 

grenzüberschreitenden Projekte thematisieren zu wollen.  

Das vorliegende Dokument stützt sich im Wesentlichen auf die Inhalte des Seminartages. Die 

Hauptaufgaben der Akteure im Bereich Verkehr und Mobilität werden benannt, ohne auf die aktuellen 

politischen Maßnahmen, Herausforderungen und Projekte einzugehen. Es erhebt dabei keinen 

Anspruch auf Vollständigkeit. Der Güterverkehr wird lediglich unter dem Aspekt der Binnenschifffahrt 

und der Häfen behandelt. Neue Mobilitätsdienste und Langsamverkehr/aktive Mobilität werden 

darüber hinaus knapp erwähnt.  

Um dieses Seminar zu organisieren und die vorliegende Dokumentation zu verfassen, hat das Euro-

Institut, eine auf grenzüberschreitende Zusammenarbeit spezialisierte öffentliche Bildungs- und 

Beratungseinrichtung, von den Budgets des Landes Baden-Württemberg und der DREAL Grand Est 

(französischer Staat, siehe Glossar) sowie von der Expertise der Referentinnen und Referenten des 

Seminars profitiert. Ihnen allen gilt unser Dank für ihr Engagement. 

Das Euro-Institut übernimmt keine Verantwortung für die Richtigkeit der dargestellten Informationen. 

Diese Übersetzung wurde so erstellt, dass sie der Kultur und der Ausgangssprache so nahe wie möglich 

kommt, nicht der Zielsprache. Die Originalversion steht in der Sprache der beschriebenen Strukturen 

zur Verfügung. 
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I. Transport und Mobilität in Deutschland 

1. Überblick über das politisch-administrative System Deutschlands 

Deutschland hat ein föderales System mit Bund und 16 Bundesländern, die gemeinsam den Staat 

bilden. Die Gesetzgebung erfolgt je nach Bereich auf beiden Ebenen. Die Bundesländer wirken an der 

Bundesgesetzgebung durch die 2. Kammer des Parlaments, den Bundesrat, mit. Das Grundgesetz 

(Verfassung) unterscheidet zwischen exklusiven und konkurrierenden Befugnissen des Bundes und der 

Länder.  

Die Länder sind keine kommunalen Gebietskörperschaften wie die französischen Régions. Sie haben 

vielmehr Staatscharakter und verfügen jeweils über eine Verfassung, ein Parlament, eine Regierung 

und eine eigene Gerichtsbarkeit. Der trinationalen Oberrheinregion gehören das Land Baden-

Württemberg und das Land Rheinland-Pfalz an. Sie bestimmen selbst, wie sie ihre Verwaltung und ihre 

lokalen Gebietskörperschaften organisieren.  

Lokale Gebietskörperschaften werden auch mit dem Begriff „Kommunen“ bezeichnet und verwalten 

sich selbst. Sie umfassen nicht nur die Gemeinden (die französische „commune“), sondern auch 

Landkreise und Städte bzw. deren Verbände. Wie in der Schweiz ist das Subsidiaritätsprinzip auch in 

Deutschland sehr wichtig, sodass die nächsthöhere Ebene nur dann Angelegenheiten regelt bzw. 

finanziert, wenn die weiter untere Ebene dies nicht alleine vermag.  

Große Städte, die keinem Landkreis angehören und die die Aufgaben einer Gemeinde und eines Kreises 

gleichzeitig wahrnehmen, heißen in BW „Stadtkreise“ (z.B. Karlsruhe) und in RLP „kreisfreie Städte“ 

(z.B. Neustadt an der Weinstraße).  

Die Landkreise bzw. Stadtkreise und kreisfreien Städte haben eine Verwaltung, das „Landratsamt“ 

(BW) oder die „Kreisverwaltung“ (RLP), die gleichzeitig die Landesverwaltung vor Ort vertritt (z.B. 

Straßenverkehrsbehörde) als auch die Beschlüsse des Kreistages umsetzt und Aufgaben der Landkreise 

wahrnimmt.  

Die Landesregierung besteht aus mehreren Ministerien, die ihre Aufgaben an weitere Behörden bzw. 

Landesbetriebe delegieren können.  

Das Land Rheinland-Pfalz organisiert seine Behörden nach thematischer Zuordnung. Die oberen 

Behörden sind, z.B. in Landesämtern, meist flächendeckend tätig. Die Landkreise tendieren dazu, sich 

in Zweckverbänden Nord und Süd zusammenzuschließen, um ihre Aufgaben gemeinsam 

wahrzunehmen.  

Das Land Baden-Württemberg hat einen dreistufigen Verwaltungsaufbau. An der Spitze stehen die 

Landesministerien, darunter die geografisch auf vier themenübergreifende Regierungsbezirke 

aufgeteilten Regierungspräsidien und schließlich die Gemeinden, Städte und Landkreise. In jedem 

Regierungsbezirk ist das Regierungspräsidium die Behörde zwischen den Ministerien und den unteren 

Behörden in den Land- und Stadtkreisen. Die grenznahen Regierungspräsidien Karlsruhe und Freiburg 

sind wichtige Ansprechpartner für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit.  

In dieser Dokumentation wird genauer zwischen Baden-Württemberg (BW) und Rheinland-Pfalz (RLP) 

bezüglich der Akteure und der Kompetenzverteilung im Bereich Verkehr und Mobilität unterschieden.  
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2. Verteilung der Kompetenzen und Rahmendokumente 

Akteure im Überblick  

Die folgende Tabelle stellt die wesentlichen Akteure und ihre Aufgaben in hierarchischer Reihenfolge 

dar.  

Akteure Verkehrsträger Aufgaben 

Bund 

Bundesverkehrsministerium 

Seit 2021 
Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr 
(BMDV) 

Vor 2021 
Bundesministerium für 
Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI) 

 

Straße, Schiene, Wasser Verkehrsinfrastrukturplanung durch 
Bundesverkehrswegeplan, Prioritätensetzung 

Rechtlicher Rahmen 

EU-Beziehungen  

Autobahn 

 

Bundesstraßen 

 

Öffentlicher 
Straßenpersonenverkehr 
(ÖSPV)  

Beauftragung der Autobahn GmbH des Bundes  

Bereitstellung von Geldern für Neubau, 
Erhaltung und Unterhalt (soweit in 
Auftragsverwaltung des Bundes) 

Bereitstellung von finanziellen Mitteln für 
Straßenpersonennahverkehr 

Schiene  

 

 
 

Schienenpersonenverkehr 
(SPNV) 

 
Schienengüterverkehr 

Bereitstellung von Geldern für die 
Modernisierung der Eisenbahnen des Bundes 
und der Bahnhöfe (darunter 20 % für 
Schienenwege des 
Schienenpersonennahverkehrs. 

Beauftragung der Verkehrsunternehmen 

Bereitstellung von Geldern für 
Schienenpersonennahverkehr.  

Förderung durch Finanzierung und Planung 

Die Autobahn GmbH des 
Bundes 

Bundesautobahn Planung, Finanzierung, Bau, Betrieb, Erhaltung 
(Vollzug der Aufgaben des BMDV)  

Deutsche Bahn AG  Schiene  

 

Schienenpersonenverkehr: 

Sparte DB Netz sowie DB Station und Service: 
Planung und Bau (Aus- und Neubau, Erhaltung, 
Reaktivierung, Elektrifizierung) der Eisenbahn 
des Bundes  

Sparte DB Fernverkehr: Planung, Betrieb des 
nahezu des gesamten Schienenfernverkehrs  

Sparte DB Regio: Betrieb eines Anteils des 
regionalen Verkehrs 

Bundesland (Beispiele Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz) 

Ministerium für Verkehr 
Baden-Württemberg  

Verkehrsministerium für 

Straßen + regionale 
Schienen  

Langfristige Planung, Prioritätensetzung  

Kofinanzierung der regionalen 
Schieneninfrastruktur (Aus- und Neubau, 
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Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und 
Weinbau Rheinland-Pfalz  

Reaktivierung und Elektrifizierung) 

Regionaler 
Personenverkehr (Straße 
und Schiene)  

Planung, Organisation und rechtlicher Rahmen  

Finanzierung mit Hilfe der Bundesmittel 

Regierungspräsidium - RP 
(BW)  

Landesbetrieb Mobilität 
LBM (RLP) 

Autobahn Planfeststellungsbehörde (nur BW)  

Bundesstraßen Verwaltung der Bundesstraßen (Planung, Bau, 
Erhaltung) im Auftrag des Bundes  

Übernahme der Kosten für Verwaltung 
(Personal, Sachkosten) sowie zum Teil für 
Planung und Bauüberwachung durch die 
Länder 

Planfeststellungsbehörde 

Landesstraßen (und 
Radwege an 
Landesstraßen) 

Das Land ist Träger der Straßenbaulast: 
Planung, Bau; Betrieb , Erhaltung, Finanzierung 
aus Haushaltsmitteln des Landes  

Kreisstraßen Träger der Straßenbaulast (nur RLP) 

Straßenbahnen und ggf. 
Oberleitungsbusse 

Liniengenehmigung  

Öffentlicher 
Personennahverkehr  

Genehmigungs- bzw. Zustimmungsbehörde für 
Kraftomnibusse (Busse des ÖPNV + Fernbusse), 
sofern die Linie grenzüberschreitend ist oder in 
einen landkreisüberschreitenden Verkehrs- und 
Tarifverbund einbezogen ist. 

Kommunen: lokale Gebietskörperschaften 

Landkreise und Stadtkreise 
(BW)  

Landkreise und kreisfreie 
Städte (RLP) bzw. ihre 
Zweckverbände  

Kreisstraßen Träger der Straßenbaulast mit Hilfe von 
Landesmitteln 

Landesstraßen und 
Bundesstraßen  

Betrieb und Unterhaltung im Auftrag des 
Landes durch die Straßenmeistereien der 
Kreise (BW) 

Öffentlicher Personen 
Nahverkehr (ÖPNV) 

Nahverkehrsplan  

Aufgabenträger Öffentlicher 
Straßenpersonennahverkehr (ÖPSV): in BW 
freiwillig, in RLP Pflicht (zusammen mit 
Schienenpersonenverkehr) 

Verkehrsverbünde  Öffentlicher Personen 
Nahverkehr (ÖPNV)  

Vollzug der Aufgaben ÖSPV und SPNV  

Koordinierung der Tarife und Angebote 
zwischen verschiedenen Verkehrsunternehmen 
unter Aufsicht der öffentlichen Aufgabenträger 

Gemeinden (BW)  

(Verbands- und Orts-) 
Gemeinden (RLP) : 
kreisangehörige Städte und 
Gemeinde 

Gemeindestraßen und 
Radwege  

Träger der Straßenbaulast mit Hilfe von 
Landesmitteln  

Ortsdurchfahrten Träger der Straßenbaulast (Bau und Erhaltung) 
für Gehwege und Parkplätze  
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> 30.000 Einwohner*innen (nur in BW): Träger 
der Straßenbaulast für Ortsdurchfahrten im 
Zuge von Landesstraßen und Kreisstraßen 

 > 80.000 Einwohner*innen: Träger der 
Straßenbaulast für Ortsdurchfahrten im Zuge 
von Bundesstraßen (und Landesstraßen, 
Kreisstraßen in RLP)  

Mobilität Freiwillige Mobilitätsangebote der Städte in 
Zusammenarbeit mit den Landkreisen 

Schieneninfrastruktur Mitfinanzierung von Aus- und Neubau, 
Reaktivierung sowie Elektrifizierung 

Tabellarische Übersicht  1 Die wichtigsten Akteure im Bereich Verkehr und Mobilität in Deutschland 

Die Kompetenzverteilung und die Kofinanzierungen im Überblick  

Nachfolgend wird die Kompetenzverteilung vereinfacht nach Verwaltungsebene dargestellt.  

 Bund Land Kreis Gemeinden 

Straßeninfrastruktur Bundesfernstraßen 
(Autobahnen und 
Bundesstraßen) 

Bundesstraßen 
im Auftrag des 
Bundes  

Landesstraßen 

Kreisstraßen Gemeindeverkehrs-
wege 

Ortsdurchfahrten 

Schieneninfrastruktur Bundeseigene 
Eisenbahn : DB 
Netz  

Kofinanzierung 
der regionalen 
Strecken 

  

Wasserstraßen  Wasserstraßen- 
und 
Schifffahrtsamt  

  Häfen (Beteiligung 
der Stadt an dem 
Unternehmen)  

Regionaler 
Schienenverkehr   

 Finanzierung der 
Regionalzüge 
und des 
Bahnbetriebs 

In BW: 
Organisation  

In RLP: 
Organisation durch 
Zweckverband von 
Kreisen (z.B. ZÖPNV 
RLP Süd) 

 

Nahverkehr, 
periurbaner 
Personenverkehr 

  In BW: Kreise mit 
Unterstützung der 
Verkehrsverbünde 

In RLP: 
Zweckverband von 
Kreisen (z.B. ZÖPNV 
RLP Süd) mit 
Unterstützung der 
Verkehrsverbünde 

Mitwirkung  

Kofinanzierung   

Tabellarische Übersicht 2 Verteilung der Verantwortlichkeiten und Kofinanzierungen nach Verwaltungsebene 

Verkehrsplanung  

Der Bundesverkehrswegeplan (BVWP) ist eine Handlungsvorgabe der Bundesregierung über 

zukünftige Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur und damit das wichtigste Instrument der 
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Verkehrsinfrastrukturplanung. Für einen Zeitraum von 10 bis 15 Jahren analysiert und bewertet der 

Plan sowohl bereits vorhandene Netze als auch Projekte für Aus- und Neubauten im Bereich der 

Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße. 

Der BVWP wird vom Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) erstellt und anschließend 

durch Ausbaugesetze vom deutschen Bundestag beschlossen. 

Das Land Baden-Württemberg hat sich einen Generalverkehrsplan gegeben, welcher die Grundlinien 

der Verkehrspolitik des Bundeslandes i.d.R. für mehrere Jahrzehnte festlegt.  

In Rheinland-Pfalz stehen Landesstraßenmaßnahmen mit regionaler und lokaler Bedeutung im 

Landesverkehrsprogramm. Wichtig ist auch der Landesnahverkehrsplan (siehe unten 

Nahverkehrsreform). 

Jüngste Reformen 

Reform der Bundesfernstraßenverwaltung 

Die Reform der Bundesfernstraßenverwaltung zielt darauf ab, die Aufgaben der Autobahnen (Planung, 

Bau, Betrieb und Unterhaltung) zentral zu bündeln. Seit dem 1. Januar 2021 sind daher nicht länger die 

Länder, sondern der Bund zuständig für die Finanzierung, die Planung, den Bau, den Betrieb sowie die 

Erhaltung der Bundesautobahnen – außerdem jener Bundesstraßen, die ihm zu diesem Zwecke von 

den Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg übergeben wurden. Abgesehen von diesen drei 

Stadtstaaten haben alle Bundesländer die Aufgaben von Planung, Bau und Erhaltung der 

Bundesstraßen im Auftrag des Bundes bei sich behalten.  

Wahrgenommen wird diese Aufgabe seit dem 1. Januar 2021 von der im Jahr 2018 gegründeten 

Autobahn GmbH des Bundes.  

Zusätzlich wurde das Fernstraßen-Bundesamt (FBA) eingerichtet. Das FBA ist die zuständige 

Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde für den Bau oder die Änderung von Bundesautobahnen und 

Bundesstraßen in Bundesverwaltung. In Baden-Württemberg sind ausnahmsweise die 

Regierungspräsidien weiterhin Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde.  

Reform der Infrastruktursparte der Deutschen Bahn: Gründung von InfraGO 2024 

In Folge eines massiven Investitionsrückstaus ist die deutsche Eisenbahninfrastruktur in einem 

kritischen Zustand und die Nutzung des Schienenpersonenverkehrs oftmals wenig attraktiv für die 

Bürgerinnen und Bürger. Aus diesem Grund hat sich die Bundesregierung im Koalitionsvertrag 2021 

auf eine Fusion der gemeinwohlorientierten Infrastruktursparte der DB, also DB Netz, DB Station und 

DB Service, zur InfraGO im Jahre 2024 geeinigt. Ziel der Reform ist es, in die Erhaltung und 

Modernisierung der Schieneninfrastruktur zu investieren. Die InfraGO ist konsequent auf verkehrs- 

und klimapolitischen Ziele ausgerichtet, indem die Kapazität und Wettbewerbsfähigkeit der Schiene 

sowohl im Güter- als auch im Personenverkehr gesteigert werden soll. Dafür wird bis 2030 ein 9.400 

Kilometer langes Hochleistungsnetz aufgebaut. 

Nahverkehrsreform in Rheinland-Pfalz 2021  

Mit dem neuen Nahverkehrsgesetz (NVG), Landesgesetz über den öffentlichen Personennahverkehr, 

am 03.02.2021 erhielt der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) in Rheinland-Pfalz eine neue 

Organisationsstruktur. Die Bereitstellung eines ÖPNV-Angebots wurde zur Pflichtaufgabe der 

Kommunen. Neu ist zum Beispiel der Landesnahverkehrsplan, der ein Gesamtangebot über alle 
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Verkehrsträger hinweg, Finanzierungskonzepte sowie eine bessere Koordinierung ermöglicht. 

Nachdem früher Bus und Bahn in der Organisation getrennt waren, sind die Zweckverbände (siehe 4. 

Organisation der Mobilität und des Straßenpersonenverkehrs (SPV)und 6. Schienenpersonenverkehr) 

seit der Reform für beides zuständig.  

3. Straßeninfrastruktur 

Rechtliche Grundlagen  

Im Bundesverkehrswegeplan (BVWP), aufgestellt durch das BMDV, präzisiert Deutschland unter 

anderem seine Bundesfernstraßenvorhaben. Der daraus resultierende Bedarfsplan für die 

Bundesfernstraßen hat Gesetzescharakter, da er durch die Ausbaugesetze vom Bundestag 

verabschiedet wurde. Im Bedarfsplan werden drei Kategorien unterschieden: „Vordringlicher Bedarf“, 

„weiterer Bedarf mit Planungsrecht“ und „Weiterer Bedarf“. Aufgrund der Vielzahl an Maßnahmen 

des „vordringlichen Bedarfs“ hat das Land Baden-Württemberg eine Umsetzungskonzeption für die 

Bundesstraßenvorhaben erarbeitet.  

Baden-Württemberg hat zusätzlich einen Generalverkehrsplan, welcher die Grundlinien der 

Verkehrspolitik des Bundeslandes i.d.R. für mehrere Jahrzehnte festlegt. In Kombination mit diesen 

Plänen haben beide Länder Maßnahmenpläne, welche die konkrete Gewichtung der Baumaßnahmen 

definieren. Rheinland-Pfalz plant die Finanzierung der Landesstraßen im Landesverkehrsprogramm.  

Für Radwege gibt es den Bedarfsplan Radwege (BW) bzw. Radverkehrs-Entwicklungsplan Rheinland-

Pfalz 2030, welche den Ausbau der Fahrradmobilität fördern.  

Voraussichtlich für Ende 2023 steht die Reform des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) und der 

Straßenverkehrsordnung (StVO) an, mit dem Ziel, den Verkehr umweltverträglicher zu gestalten.  

Ein wichtiges Kriterium in Deutschland ist die Baulastträgerschaft. Der Straßenbaulastträger ist für alle 

Aufgaben der Planung, des Baus sowie der Erhaltung der Straßen und deren Ingenieursbauwerke 

(Tunnel, Brücken) zuständig. Die Baulastträgerschaft hängt von der Klassifizierung der Straßen ab: 

 Straßenebene Baulastträger 

Klassifizierte Straßen Autobahn (z.B. A5) Bund 

Bundesstraßen (z.B. B 31, B 28) Bund; Verwaltung durch die Länder im 
Auftrag des Bundes 

Landesstraßen (z.B. L 98, L 
113) 

Land 

Kreisstraßen (z.B. K 6332, K 5100) Landkreis  

Nicht klassifizierte 
Straßen 

Kommunale Straßen Gemeinde 

Tabellarische Übersicht 3 Baulastträgerschaft nach Straßenebene 

Die Einstufung der Straßen wird im Straßenverzeichnis festgeschrieben. Umstufungen sind 

vorgesehen, um das jeweilige Verkehrsaufkommen zu berücksichtigen. Dies bedeutet den Übergang 

der Verantwortung für Bau, Planung, Betrieb, Erhaltung und vermögensmäßige Verwaltung auf die 

andere Ebene.  
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Straßen auf Bundesebene 

Zuständigkeiten 

Auf Bundesebene wird zwischen Bundesautobahnen (z. B. A 5) und Bundesstraßen (z. B. B 28) 

unterschieden. Gemeinsam bilden sie die Kategorie „Bundesfernstraßen“ und: 

 bündeln den überregionalen Verkehr; 

 entlasten die Ortsdurchfahrten; 

 schaffen sichere, verkehrsflüssige und leistungsfähige Verbindungen für die mobile 

Gesellschaft; 

 ermöglichen die Versorgung der Bürgerinnen und Bürger mit Gütern. 

 

Bundesautobahnen dienen dem „Schnellverkehr“ und werden seit der Reform 2021 durch die auf 

Bundesebene neu gegründete Autobahn GmbH des Bundes geplant, finanziert, gebaut und erhalten. 

Der Bund hatte bereits zuvor die Autobahn finanziert.  

Zu seiner Entlastung hat der Bund das Fernstraßen-Bundesamt (FBA) 2021 gegründet. Diese 

selbstständige Behörde übernimmt hoheitliche Aufgaben und ist die zuständige Anhörungs- und 

Planfeststellungsbehörde für Bau oder Änderung von Bundesautobahnen. Diese Behörde kümmert 

sich ferner um Umstufungen von Straßen.  

Für Bundesstraßen stellt der Bund den Ländern die Mittel für den Neubau, die Erhaltung und den 

Unterhalt zur Verfügung. Das Land trägt die Kosten für die Verwaltung (Personal, Sachkosten) sowie 

zum Teil für die Planung und die Bauüberwachung. In Baden-Württemberg übernehmen die 

Regierungspräsidien im Auftrag des Bundes die Planung, den Bau und die Erhaltung der 

Bundesstraßen, in Rheinland-Pfalz hingegen der Landesbetrieb Mobilität (LBM). Diese Aufteilung hat 

den Vorteil, dass regionale / lokale Verkehrsströme besser berücksichtigt werden können. 

 

 Bundesfernstraßen 

Bundesstraßen Bundesautobahnen 

Baden-Württemberg Rheinland-Pfalz 

Planung Regierungspräsidien (im Auftrag des Bundes) LBM (im Auftrag 
des Bundes) 

Autobahn GmbH des 
Bundes 

Finanzierung Bund Bund Autobahn GmbH des 
Bundes 

Bau Regierungspräsidien (im Auftrag des Bundes) LBM (im Auftrag 
des Bundes) 

Autobahn GmbH des 
Bundes 

Betrieb Untere Verwaltungsbehörde 
Straßenmeistereien der Land- und Stadtkreise 

LBM (im Auftrag 
des Bundes) 

Autobahn GmbH des 
Bundes 

Erhaltung Regierungspräsidien (im Auftrag des Bundes) LBM (im Auftrag 
des Bundes) 

Autobahn GmbH des 
Bundes 

Tabellarische Übersicht 4 Zuständigkeiten für Bundesfernstraßen 

Straßen auf Landes- und Kommunalebene 

Die Kompetenzverteilung für Straßen auf Landes- und Kommunalebene ist nach Straßenebene 

aufgebaut. 

Landesstraßen (z.B. L 113 am Kaiserstuhl, L 103 in Kappel) bilden ein Verkehrsnetz zusammen mit den 

übergeordneten Bundesstraßen und ermöglichen den durchgehenden Verkehr innerhalb des Landes. 

Sie werden vom Land geplant, finanziert, gebaut, betrieben und erhalten. 
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Kreisstraßen (z.B. K 5100 im Landkreis Emmendingen) ermöglichen den Verkehr innerhalb und 

zwischen Kreisen. Sie werden von den Land- und Stadtkreisen geplant, finanziert, gebaut, betrieben 

und erhalten.  

Gemeindestraßen, das heißt Gemeindeverbindungsstraßen und Ortsstraßen, dienen dem Verkehr 

zwischen benachbarten Gemeinden oder innerhalb der geschlossenen Ortslage. Sie werden von den 

Gemeinden mithilfe eigener Steuereinnahmen (Gewerbe- und Einkommenssteuer) geplant, finanziert, 

gebaut, betrieben und erhalten. Das Landesgemeindefinanzierungsgesetz (LGVFG) BW gewährt 

Zuwendungen zum Bau, Aus- und Neubau von kommunalen Straßen (Erstinvestitionen). Hierzu 

gehören auch die dazugehörigen Geh- und Radwege. Zusätzlich wird die Modernisierung von Brücken, 

Maßnahmen der Wiedervernetzung, Entwicklung lebendiger und verkehrsberuhigter Ortsmitten sowie 

Maßnahmen zum Lärmschutz und zur Luftreinhaltung gefördert.  

 Landesstraßen Kreisstraßen Gemeindestraßen 

 BW RLP BW RLP BW RLP 

Finanzierung Land aus 
eigenen 
Haushaltsmitt
eln 

LBM Land- und 
Stadtkreise + 
Zuwendungen 
des Landes 

LBM  Gemeinden + 
Zuwendungen 
des Landes 

Verbands- 
und 
Ortsgemein-
den 

Planung 4 Regierungs-
präsidien 

LBM  Land- und 
Stadtkreise 

LBM Gemeinden Verbands- 
und 
Ortsgemein-
den 

Bau 4 Regierungs-
präsidien 

LBM Land- und 
Stadtkreise 

LBM Gemeinden Verbands- 
und 
Ortsgemein-
den 

Betrieb Untere 
Verkehrsbehör
de: 87 
Straßen-
meistereien 
der Kreise  

LBM  Land- und 
Stadtkreise 

LBM Gemeinden Verbands- 
und 
Ortsgemein-
den 

Erhaltung Regierungs-
präsidien  

LBM  Land- und 
Stadtkreise 

LBM Gemeinden Verbands- 
und 
Ortsgemein-
den 

Straßen-
verkehrs-
behörde 

Land- oder 
Stadtkreis 
oder große 
Kreisstadt (z.B. 
Kehl) 

Landkreis 
oder Stadt 

Land- und 
Stadtkreise oder 
große Kreisstadt 
(z.B. Kehl) 

Land-
kreis 
oder 
Stadt  

Landkreis oder 
große 
Kreisstadt (z.B. 
Kehl) 

Landkreis 
oder 
kreisfreie / 
große 
kreisangehö-
rige Stadt 

Tabellarische Übersicht 5 Zuständigkeiten für Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen 

Die Straßenverkehrsbehörde regelt die Benutzung der Straßen, u.a. Anordnung von Tempo 50 und 30, 

verkehrsberuhigten Bereichen, Verkehrszeichen und Lichtsignalanlagen, und setzt das 

Straßenverkehrsgesetz um. Anders als in Frankreich gibt es keine Kompetenzverteilung der 

Straßenverkehrsbehörden nach Straßentyp, sondern nur nach Ort.  
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Eine Bundes-, Landes- oder Kreisstraße kann zugunsten des Durchfahrtverkehrs durch eine Gemeinde 

verlaufen. Die betroffene Gemeinde ist dann Träger der Straßenbaulast für Gehwege und Parkplätze. 

Gemäß § 5 Abs. 2,3 des Fernstraßengesetzes (FStrG) werden Gemeinden, sobald sie mehr als 80.000 

Einwohnende haben, Träger der Straßenbaulast für Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundesstraßen. In 

Baden-Württemberg werden gemäß § 43 Abs. 3 Straßengesetz für Baden-Württemberg (StrG) 

Gemeinden mit mehr als 30.000 Einwohnende Träger der Straßenbaulast im Zuge von Landesstraßen 

und Kreisstraßen.  

Radwege 

Die Hierarchie der Infrastruktur für Radwege in Deutschland ist deckungsgleich angelegt zu der 
Infrastruktur von Straßen auf Bundes-, Landes und Kommunalebene.  

Radwege entlang von Bundes- und Landestraßen, die entlang der Fahrbahn verlaufen, werden von den 

Regierungspräsidien in BW bzw. vom LBM in RLP verwaltet und von den Straßenmeistereien der Kreise 

unterhalten. Durch Vereinbarungen mit dem Land können die Gemeinden zuständig sein 

(Kooperationsmodelle). Sofern ein Radweg die Funktion eines straßenbegleitenden Radwegs einer 

Bundes- oder Landesstraße übernimmt, ist er in der Regel in Baulast des Bundes bzw. Landes.  

Radwege entlang von Kreis- oder Gemeindestraßen werden in BW von dem Landkreis oder von der 

Gemeinde und in RLP durch die Gemeinden verwaltet. 

Ferner gibt es verschiedene Radnetze für Tourismus und Alltag. Europäische Fernradwege (Tourismus), 

Bundesfernradwege (Tourismus), Radnetz BW (Alltags- bzw. Freizeitnetz) bzw. Pendlerradrouten RLP 

(Alltag), Kreisradnetz (Alltag bzw. Freizeit) und kommunale Radwege (Alltag und Freizeit). Die 

Beschilderung wegweisender Radwege (Radrouten, Zielorten mit Angabe der Entfernungen) wird in 

RLP und BW je nach Bedeutung des Radverkehrsnetzes von Land oder Kommunen übernommen. Das 

RadNETZ BW wird landesweit einheitlich im Auftrag der Regierungspräsidien beschildert und gewartet. 

Für verkehrsregelnde Beschilderungen sind die kommunalen Straßenverkehrsbehörden zuständig.  

Straßenbahn 

Die Straßenbahnschienen liegen in der Straße beziehungsweise sind selbstständige Gleiskörper und 

zählen deshalb rechtlich zur Straßeninfrastruktur. Die Schienen werden von den 

Verkehrsunternehmen im Auftrag der Stadt/Gemeinde mit Bundes-, Landes- und Kommunalförderung 

verlegt. Auf dem Straßenkörper gilt die Straßenverkehrsordnung (StVO), weshalb sich Straßenbahnen 

z.B. an Vorfahrtsregeln halten müssen. Die StVO wird ergänzt durch eine Fahrordnung und spezielle 

Signale laut Straßenbahn-Bau- und Betriebsordnung (BOStrab). 

Straßenbahnen unterliegen dem Personenbeförderungsgesetz (PBefG). Laut PBefG müssen 

Planfeststellungen für die Streckenführung durchgeführt werden, eine Direktvergabe an städtische 

Betriebe stattfinden und eine Liniengenehmigung eingeholt werden. Für die Erteilung der 

Genehmigung sind die Regierungspräsidien in BW bzw. der LBM in RLP zuständig. 

Weiterführende Links:  

Bundesverkehrswegeplan 2030: https://bmdv.bund.de/DE/Themen/Mobilitaet/Infrastrukturplanung-

Investitionen/Bundesverkehrswegeplan-2030/bundesverkehrswegeplan-2030.html DE  

 

Generalverkehrsplan des Landes Baden-Württemberg https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/mobilitaet-

verkehr/strasse/planung-bau-erhalt-und-sanierung/landesstrassen DE 

https://bmdv.bund.de/DE/Themen/Mobilitaet/Infrastrukturplanung-Investitionen/Bundesverkehrswegeplan-2030/bundesverkehrswegeplan-2030.html
https://bmdv.bund.de/DE/Themen/Mobilitaet/Infrastrukturplanung-Investitionen/Bundesverkehrswegeplan-2030/bundesverkehrswegeplan-2030.html
https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/mobilitaet-verkehr/strasse/planung-bau-erhalt-und-sanierung/landesstrassen
https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/mobilitaet-verkehr/strasse/planung-bau-erhalt-und-sanierung/landesstrassen
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Landesverkehrsprogramm des Landes Rheinland-Pfalz 

https://mwvlw.rlp.de/themen/verkehr/landesstrassenneubauprojekte DE 

 

Autobahnreform https://www.autobahn.de/die-autobahn/autobahnreform DE  

 

Nationaler Radverkehrsplan 3.0: https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Radverkehr/nationaler-

radverkehrsplan-3-0.html DE 

 

Radwegeportal des Landes Rheinland-Pfalz: https://www.radwanderland.de DE/FR 

Radverkehrs-Infrastruktur Baden-Württemberg:  

https://www.aktivmobil-bw.de/radverkehr/so-foerdert-bw-den-radverkehr/  DE 

https://www.aktivmobil-bw.de/radverkehr/radnetz/das-radnetz/ DE  

Allgemeiner Deutscher Fahrradclub: https://www.adfc-radtourismus.de  

 

4. Organisation der Mobilität und des Straßenpersonenverkehrs (SPV)  

Rechtliche Grundlagen  

Das Personenbeförderungsgesetz (PBefG) regelt, unter welchen Voraussetzungen Fahrgäste mit 

Bussen, Straßen- und U-Bahnen sowie Taxen und neueren Verkehrsformen gewerbsmäßig befördert 

werden dürfen. Während der Geltungsdauer der Genehmigung müssen die Verkehrsunternehmen den 

Betrieb aufnehmen und aufrechterhalten. Dies wird als „Betriebspflicht“ im PBefG bezeichnet.  

Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) ist in Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg die allgemein 

zugängliche Beförderung von Personen mit Verkehrsmitteln, die überwiegend dazu bestimmt sind, die 

Verkehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu befriedigen. Das ist im Zweifel der Fall, 

wenn in der Mehrzahl der Beförderungsfälle eines Verkehrsmittels die gesamte Reiseweite 50 

Kilometer oder die gesamte Reisezeit eine Stunde nicht übersteigt. Bedarfsverkehre, in der Regel mit 

Taxen oder Mietwagen, die das weitere ÖPNV-Angebot ersetzen, ergänzen oder verdichten, werden 

auch als ÖPNV eingestuft, wenn der genehmigte Tarif genauso angewendet wird. 

Öffentlicher Personennahverkehr umfasst den öffentlichen Straßenpersonenverkehr ÖSPV (Busse, 

Oberleitungsbusse, Straßenbahn, U-Bahn) und Schienenpersonenverkehr SPNV sowie Schiffe und wird 

in den Ländern organisiert. 

Baden-Württemberg Rheinland-Pfalz  

Gesetz über die Planung, Organisation und 
Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNVG) vom 08.06.1995 

aktuell in der Überarbeitung 

Landesgesetz über den öffentlichen 
Personennahverkehr (Nahverkehrsgesetz - 
NVG) vom 03.02.2021 

Freiwillige Aufgabe der Daseinsvorsorge Pflichtaufgabe der Daseinsvorsorge  

Tabellarische Übersicht 6 Rechtlichen Grundlage im Bereich Straßenpersonenverkehr und Mobilität in BW und RLP 

Die Aufgabenträger  

In beiden Ländern erstellen die Land- und Stadtkreise bzw. kreisfreie Städte Nahverkehrspläne in 

https://mwvlw.rlp.de/themen/verkehr/landesstrassenneubauprojekte
https://www.autobahn.de/die-autobahn/autobahnreform
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Radverkehr/nationaler-radverkehrsplan-3-0.html
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/StV/Radverkehr/nationaler-radverkehrsplan-3-0.html
https://www.radwanderland.de/
https://www.aktivmobil-bw.de/radverkehr/so-foerdert-bw-den-radverkehr/
https://www.aktivmobil-bw.de/radverkehr/radnetz/das-radnetz/
https://www.adfc-radtourismus.de/
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Zusammenarbeit mit den Gemeinden und sorgen somit für eine regionale und multimodale Planung 

des ÖPNV auf ihrem Gebiet. Der Landesnahverkehrsplan ist ein gemeinsames Projekt des Landes 

Rheinland-Pfalz und der beiden ÖPNV-Zweckverbände und nennt Mindestvorgaben für die lokalen 

Nahverkehrspläne der Kreise bzw. des Verkehrsangebots.  

In Baden-Württemberg gibt es eine klare Trennung der Aufgabenträger für Qualität und Finanzierung 

des ÖPNV. Der Schienenpersonennahverkehr (SPNV) wird vom Land übernommen. Um den 

Öffentlichen Straßenpersonennahverkehr (ÖSPV) kümmern sich die Land- und Stadtkreise. Zur 

Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs und zur Steigerung seiner Attraktivität, 

insbesondere durch die koordinierte Gestaltung des Leistungsangebots sowie durch einheitliche und 

nutzerfreundliche Tarif- und Beförderungsbestimmungen (Verbundtarif), werden Verkehrsverbünde 

gebildet. Verkehrsverbünde fördern die Zusammenarbeit zwischen Aufgabenträgern und den 

Verkehrsunternehmen. In der Regel werden Leistungen im Busverkehr durch die Land- und Stadtkreise 

im Rahmen von EU-weiten Ausschreibungsverfahren vergeben. Für den Fall, dass einzelne Leistungen 

eigenwirtschaftlich erbracht werden können, hat dies Vorrang vor der Vergabe.  

In Rheinland-Pfalz tragen die Landkreise und kreisfreien Städte die Pflichtaufgabe der Gewährleistung 

von Schienen- und Straßenpersonenverkehr. Sie haben sich in den Zweckverbänden Nord und Süd 

zusammengeschlossen. Vor der Reform in 2021 waren die Zweckverbände für Straße und Schiene 

getrennt. Die beiden Zweckverbände bilden jeweils zwei Regionalausschüsse (RA): RA Nord 1, RA Nord 

2, RA Süd 1 und RA Süd 2. In den Regionalausschüssen werden regionale Nahverkehrspläne verfasst, 

die regionale Ziele definieren. Sie übertragen die Umsetzung von Planung, Tarif, Verteilung der 

Fahrgeldeinnahmen und Marketing an die Verkehrsverbünde. 

I.d.R. ist der Transport von Schülerinnen und Schüler anders als im Elsass in den „normalen“ 

Linienverkehr gem. § 42 PBefG integriert. Sogenannte freigestellte Schülerverkehre werden nur für 

geistig und körperlich behinderte Kinder durch die Schulträger organisiert. Die Landkreise finanzieren 

die Schülerbeförderung durch Zuschüsse für Schulkinder und Jugendliche, durch Einsatz von 

Schulbussen („Schülerkursen“) innerhalb des Linienverkehrs sowie den Transport von Schulkindern mit 

besonderen Bedarfen.  

Verkehrsträger Aufgabenträger BW  Aufgabenträger RLP 

Großstadttransport Stadtkreise mit Unterstützung 
der Verkehrsverbünde Zweckverbände Öffentlicher 

Personennahverkehr der Kreise: 
SPNV-Nord + ZÖPNV RLP Süd  
mit Unterstützung der 
Verkehrsverbünde 

Regionaler Straßenpersonenverkehr  Stadt- und Landkreise mit 
Unterstützung der 
Verkehrsverbünde 

Regionaler 
Schienenpersonenverkehr  

Land  

Schultransport Stadt-und Landkreise: im 
Linienverkehr integriert, 
Zuschüsse + Sonderschullinien  

Landkreise und kreisfreie 
Städte: Zuschüsse an Familien + 
Sonderschullinien  

Carsharing, Fahrraddienstleistungen Privat, Gemeinde oder Kreis Privat, Gemeinde oder Kreis 

Tabellarische Übersicht 7 Verteilung der Zuständigkeiten im Bereich Mobilität in BW und RLP 

Finanzierung  

Die Finanzierung des ÖPNV (Straße und Schiene) auf Bundesebene ist komplex. Die Länder finanzieren 

Großvorhaben der Schieneninfrastruktur anteilig durch Bundesfinanzhilfen im Rahmen des 
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Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) vom 1. Januar 1971. Mit dem dritten Gesetz zur 

Änderung des GVFG wurden zahlreiche neue Fördertatbestände geschaffen und die Beträge der 

Finanzhilfen erhöht, wodurch die Länder den SPNV attraktiver gestalten können. 

Ein anderer Finanzierungsstrang sind die sogenannten Regionalisierungsmittel, die durch das 

Regionalisierungsgesetz (RegG) geplant sind. Dabei handelt es sich um Bundesmittel aus 

Steuereinnahmen, die den Ländern vom Bund zugeteilt werden, damit diese den ÖPNV betreiben 

können. Der finanzielle Beitrag des Bundes ist im Grundgesetz verankert: 

Grundgesetz Artikel 106a, Satz 1 und 2: 

„Den Ländern steht ab 1. Januar 1996 für den öffentlichen Personennahverkehr ein Betrag aus dem 

Steueraufkommen des Bundes zu. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des 

Bundesrates bedarf.“ 

Die Regionalisierungsmittel wurden 2020 im Rahmen des „Klimaschutzprogramms 2030“ der 

Bundesregierung, als auch 2022 vor dem Hintergrund des Krieges in der Ukraine erhöht.  

Eine weitere Finanzierungsquelle in Baden-Württemberg sind die Finanzausgleichsgesetz-Mittel (FAG). 

Das Gesetz zielt darauf ab, den Kommunen (also Gemeinden und Landkreisen) zu ermöglichen, ihre 

Aufgaben angemessen zu erfüllen. Dazu stellt das Land ihnen Mittel zur Verfügung, die im Rahmen 

einer Umverteilung generiert werden.  

Dazu kommen weitere Finanzierungsmittel von Bund und Land sowie Beförderungsentgelte.  

Bund 

Kommunale  

Aufgabenträger 

ÖPNV-Unternehmen 

Land 

GVFG-Mittel & Regionalisierungsmittel 

ÖPNV-Zuweisung 
GVFG-Mittel 

Steuererleichterungen 

Abbildung 2 Finanzierungsquellen der ÖPNV-Unternehmen 
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Integrierte Konzepte – ergänzende Nahverkehrsangebote 

In Deutschland, wie auch im Übrigen in Frankreich, ist der gesetzliche Rahmen für die Entwicklung von 

neuen Mobilitätsangeboten noch nicht vollständig definiert. 

Spezialaufgabe Zuständigkeit Vollzug  

Tarifierung Aufgabenträger bzw. 
Verkehrsverbund 

i.d.R. Verkehrsverbund 

Monitoring der Mobilität (Beobachtung der 
Verkehrsentwicklung) 

Aufgabenträger i.d.R. Aufgabenträger 
oder Verkehrsverbund 

Bedarfsverkehre (Anrufsammeltaxis/ Anruflinientaxis) 
On-Demand) 

Aufgabenträger i.d.R. Aufgabenträger 
oder Verkehrsverbund 

Erleichterung von Mitfahrgelegenheiten, Carsharing nicht definiert i.d.R. Aufgabenträger, 
Verkehrsverbund, 
Kommunen, Privat 

Entwicklung von Fahrraddienstleistungen (Verleih, 
Wartung) 

nicht definiert i.d.R. Aufgabenträger, 
Kommunen, Privat 

Entwicklung von Ladestationen: Strategie, Infrastruktur nicht definiert i.d.R. Aufgabenträger, 
Kommunen, Privat 

Informationseinrichtungen für Routen, Verfügbarkeit, 
integrierten Ticketkauf usw. (MAAS / „Mobility As A 
Service“) 

nicht definiert i.d.R. Verkehrsverbund 

Tabellarische Übersicht 8 Zuständigkeit und Vollzug der Spezialaufgaben von neuen Mobilitätsangeboten 

Integrierte Informations- und Tarifangebote werden von den Verkehrsverbünden entwickelt. 

Beispielsweise hat der KVV (Karlsruher Verkehrsverbund) Regiomove entwickelt. Regiomove ist eine 

App-basierte Informations-, Buchungs- und Bezahlplattform für ÖPNV, Carsharing, Bikesharing und 

weitere multimodale Angebote im Verbundgebiet. Im Rahmen des Regiomove-Projekts wurden auch 

erste Mobilitätstationen (Ports) errichtet, durch die der Wechsel zwischen den verschiedenen 

Mobilitätsanbietern erleichtert werden soll.  

Weiterführende Links:  

Ministerium für Verkehr BW https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/mobilitaet-verkehr DE 

Karlsruher Verkehrsverbund https://www.kvv.de/ DE / FR / EN 

Zukunftsnetzwerk ÖPNV: Informations- und Vernetzungsplattform des Landes Baden-Württemberg zum 

öffentlichen Nahverkehr https://www.zukunftsnetzwerk-oepnv.de/ DE  

Portal über ergänzende Nahverkehrsangebote https://www.neue-mobilitaet-bw.de/ DE  

Mobilitätsportal Baden-Württemberg https://www.bwegt.de/ DE 

Mobilitätsportal Rheinland-Pfalz https://www.rolph.de/ DE  

+ Unterseiten der Zweckverbände Nord und Süd  https://www.spnv-nord.de/ DE https://www.zoepnv-sued.de/ 

DE  

Landesnahverkehrsplan Rheinland-Pfalz https://www.landesnahverkehrsplan-rlp.de/ DE  

 

https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/mobilitaet-verkehr
https://www.kvv.de/
https://www.zukunftsnetzwerk-oepnv.de/
https://www.neue-mobilitaet-bw.de/
https://www.bwegt.de/
https://www.rolph.de/
https://www.spnv-nord.de/
https://www.zoepnv-sued.de/
https://www.landesnahverkehrsplan-rlp.de/
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5. Schieneninfrastruktur 

Die Schienennetze und deren Verwalter  

In Deutschland ist die Organisation der Schieneninfrastruktur in § 87e des Grundgesetzes (GG) 

festgehalten. Der Bund ist für die Verwaltung und die Aufsicht der Eisenbahnen des Bundes (EdB) 

verantwortlich. Die EdB sind private Wirtschaftsunternehmen im Besitz des Bundes, die Schienenwege 

bauen, unterhalten und betreiben. Zur EdB gehören insbesondere die gemeinwohlorientierten 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen DB Netz AG, DB Station, Service AG und DB Energie. Ab 2024 

werden sie zur „InfraGO“ fusioniert. Ziel der Gründung von InfraGo ist es, in die Erhaltung und 

Modernisierung der Schieneninfrastruktur zu investieren. 

Neben den EdB gibt es auch nichtbundeseigene Eisenbahnen, z. B. SWEG Schienenwege und die Albtal-

Verkehrsgesellschaft bei Karlsruhe. Nichtbundeseigene Eisenbahnen sind jene Bahnen, welche sich 

mehrheitlich im Besitz privater Investoren oder der öffentlichen Hand auf Landes- oder kommunaler 

Ebene befinden.  

Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) ist für die Aufsicht und die Sicherheit der Eisenbahnen des Bundes 

sowie jener Eisenbahnen zuständig, die einer Sicherheitsbescheinigung oder -genehmigung bedürfen. 

Es überwacht die Einhaltung der Sicherheitsregeln und erteilt Genehmigungen für Betreiber1.  

Die Aufsicht und Sicherheitskontrolle nichtbundeseigener Eisenbahnen liegt hingegen bei der 

Landeseisenbahnaufsicht (LEA) der einzelnen Bundesländer. Elf Bundesländer, darunter BW und RLP, 

lagern diese Aufgabe ganz oder teilweise an das EBA aus. 

Die Bundesnetzagentur beobachtet den Markt und reguliert ihn. Sie prüft, ob alle 

Eisenbahnverkehrsunternehmen einen diskriminierungsfreien Zugang zur Schieneninfrastruktur 

haben und reguliert das Entgelt marktbeherrschender Anbieter sowie deren Zugang zum Netz.  

Finanzierung  

Strecken 

Bisher galt das Grundprinzip, dass der Aus- und Neubau von Strecken durch den Bund und die 

Instandhaltung durch die Eisenbahninfrastrukturunternehmen des Bundes finanziert werden. Die 

Rückflüsse aus den Trassengebühren werden so wieder in den Ausbau des Netzes investiert. Zukünftig 

kann der Bund auch die Instandhaltung finanzieren. Ob der Bund eine Strecke finanziert, hängt von der 

Strecke ab. Bei nichtbundeseigenen Strecken wird das Landesgesetz angewandt. 

Beim Aus- und Neubau sowie der Reaktivierung und Elektrifizierung von Schieneninfrastruktur, die vor 

allem dem Personenverkehr dient, sieht der Bund eine Mitfinanzierung der Länder vor. Nach 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) können aber die Kommunen zur Mitfinanzierung 

angehalten werden.  

Für die nicht-bundeseigenen Eisenbahnen (NE) kann die Instandhaltung und Modernisierung über das 

Landeseisenbahnfinanzierungsgesetz (LEFG) finanziert werden. Die Finanzierung von 

Grundsanierungen der nicht-bundeseigene Eisenbahnen ist über das GVFG möglich. 

                                                           

1 Unternehmensgenehmigung; die Sicherheitsbescheinigung wird von der Eisenbahnagentur der EU ausgestellt. 
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Bahnhöfe und Haltestellen 

In Deutschland wird die Modernisierung und der barrierefreie Ausbau von Bahnhöfen und Haltestellen 

als wichtige Aufgabe innerhalb einer attraktiven Schieneninfrastruktur gesehen. Derzeit ist die 

Finanzierung solcher Projekte jedoch eine Herausforderung, da viele unterschiedliche Töpfe (GVFG, 

Landes-GVFG, uvm.) herangezogen werden können. Durch die InfraGO soll in Zukunft diese 

Finanzierung einfacher sein. 

Schienengüterverkehr 

Die Förderung von Gleisanschlüssen und Plattformen Schiene/Straße/Häfen wird über die 

Gleisanschlussförderrichtlinie des Bundes geregelt. Die Finanzierung des Ausbaus und der 

Modernisierung von nicht-bundeigenen Eisenbahnen läuft entweder über die 

Gleisanschlussförderrichtlinie des Bundes oder das Schienengüterfernverkehrsnetzförderungsgesetz 

(SGFFG) ab.  

Im Fokus: Reaktivierungen 

Das Land Baden-Württemberg verfolgt das Ziel, bis 2030 die Fahrgastzahlen im öffentlichen Verkehr 

zu verdoppeln. Die Reaktivierung stillgelegter Strecken ist ein wichtiger Bestandteil dieser Strategie. 

Dabei wurden auch grenzüberschreitende Projekte in den Fokus genommen, zum Beispiel die Strecken 

Freiburg-Colmar und Rastatt-Haguenau. 

Weiterführende Links:  

Bundesministerium für Digitales und Verkehr https://bmdv.bund.de DE + teils EN  

Bundesverkehrswegeplan 2030 https://bmdv.bund.de/DE/Themen/Mobilitaet/Infrastrukturplanung-

Investitionen/Bundesverkehrswegeplan-2030/bundesverkehrswegeplan-2030.html  DE 

DB Netz AG https://fahrweg.dbnetze.com/fahrweg-de/unternehmen/db_netz_ag DE EN  

Eisenbahn Bundesamt https://www.eba.bund.de DE EN 

 

6.  Schienenpersonenverkehr 

In Deutschland wird zwischen Schienenpersonennahverkehr (SPNV lokal und regional) und 

Schienenpersonenfernverkehr (SPFV bundesweit, Schnellzüge) unterschieden. 

Akteure und Finanzierung  

Durch das Eisenbahnneuordnungsgesetz 1994, mit dem Ziel einer Regionalisierung, ist der Bund für 

den Fernverkehr (SPFV), die Länder hingegen für den Schienenpersonennahverkehr zuständig. Der 

Bund kommt seiner Verantwortung mithilfe der 1994 gegründeten Deutsche Bahn AG nach. Die Länder 

erhielten vom Bund die Verantwortung für den SPNV. Die Aufgabenträger für den SPNV in Baden-

Württemberg und Rheinland-Pfalz sind das Ministerium für Verkehr, der Verband Region Stuttgart, der 

Zweckverband Schienenpersonennahverkehr Rheinland-Pfalz Nord (SPNV-Nord), der Zweckverband 

ÖPNV Rheinland-Pfalz Süd (ZÖPNV RLP Süd). Damit sie diese neue Aufgabe erfolgreich erfüllen können, 

erhalten sie vom Bund Regionalisierungsmittel (vgl. Kapitel Finanzierung des ÖPNV).  

 

https://bmdv.bund.de/
https://bmdv.bund.de/DE/Themen/Mobilitaet/Infrastrukturplanung-Investitionen/Bundesverkehrswegeplan-2030/bundesverkehrswegeplan-2030.html
https://bmdv.bund.de/DE/Themen/Mobilitaet/Infrastrukturplanung-Investitionen/Bundesverkehrswegeplan-2030/bundesverkehrswegeplan-2030.html
https://fahrweg.dbnetze.com/fahrweg-de/unternehmen/db_netz_ag
https://www.eba.bund.de/
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 Schienenpersonennahverkehr 

 BW RLP 

Finanzierung der Fahrzeuge Land via Regionalisierungsmittel Land via Regionalisierungsmittel 

Finanzierung des 
Bahnbetriebs 

Land via Regionalisierungsmittel + 
Einnahmen  

Land via Regionalisierungsmittel + 
Einnahmen  

Betrieb Diverse Verkehrsunternehmen wie 
DB Regio, SWEG, SBB  

Diverse Verkehrsunternehmen wie DB 
Regio  

Organisation, 
Ausschreibungen  

Nahverkehrsgesellschaft Baden-
Württemberg mbH (NVBW) im 
Auftrag des Landesministeriums für 
Verkehr  

SPNV-Nord + ZÖPNV RLP Süd im 
Auftrag der Kreise  

Angebotsentwicklung Ministerium für Verkehr BW Ministerium für Verkehr RLP 

Tabellarische Übersicht 9 Zuständigkeiten und Finanzierung des Schienenverkehrs in BW und RLP 

Die Rolle des DB Konzerns und der Wettbewerb  

Die Deutsch Bahn ist eine Aktiengesellschaft im Eigentum der Bundesrepublik. Sie trägt in ihren 

Geschäftsfeldern die Verantwortung für Eisenbahnverkehr, Schienennetz und Logistik.  

 

Abbildung 3 Organigramm des DB-Konzerns  
Quelle: Deutsche Bahn  

Die DB AG hat zwischen 2010 und 2019 klar den SPNV dominiert, wobei der Anteil der Wettbewerber 

von knapp 20% auf über 30% angestiegen ist. Was den SPFV angeht, so dominiert die DB noch 

deutlicher den Markt (<1 % bis 2017, 4% in 2019).  

Seit Auslaufen des „Großen Verkehrsvertrags” zwischen der Deutschen Bahn und dem Land Baden-

Württemberg (Ende 2016), der ohne Wettbewerb direkt abgeschlossen wurde, sind fast alle (seit 2017 

knapp 90 %) Verkehrsleistungen durch öffentliche Vergabe mit Wettbewerb neu vergeben worden.  

In Baden-Württemberg zeigt sich, dass die Wettbewerber bei öffentlichen Ausschreibungen mehr und 

mehr zum Zug kommen. Während 2010 noch 76 % des bestellten Verkehrs von der DB AG 

übernommen wurden, waren es 2020 nur noch 51 % und damit unter Bundesdurchschnitt (vgl. 

Abbildung 4). 
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Abbildung 4 Marktanteil der Verkehrsunternehmen im SPNV in BW 
Quelle: Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg 

Weiterführende Links:  

Mobilitätsportal Baden-Württemberg https://www.bwegt.de/ DE 

Mobilitätsportal Rheinland-Pfalz https://www.rolph.de/ DE  

+ Unterseiten der Zweckverbände Nord und Süd  https://www.spnv-nord.de/ DE https://www.zoepnv-sued.de/ 

DE  

 

7. Glossar 

Schwarz: deutschlandweite Bezeichnungen. Grün: spezifisch in Baden-Württemberg. Rot: spezifisch 

in Rheinland-Pfalz  

Abkürzung Bezeichnung Erklärung  

BALM Bundesamt für Logistik und 
Mobilität 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Digitales und Verkehr (BMDV)  

Erfüllt Aufgaben im Bereich des Güterkraft- und des 
Personenverkehrs  

BEMU Battery Electric Multiple Unit Batterieelektrisch angetriebener Zug  

 Betriebspflicht  Während der Geltungsdauer der Genehmigung müssen 
Verkehrsunternehmen den Betrieb aufnehmen und 
aufrechterhalten. 

BMDV Bundesministerium für 
Digitales und Verkehr 

Bezeichnung des Verkehrsministeriums des Bundes seit 2021  

BOStrab Straßenbahn-Bau und -
Betriebsordnung 

Bundesweite Verordnung über den Bau und Betrieb der 
Straßenbahnen 

https://www.bwegt.de/
https://www.rolph.de/
https://www.spnv-nord.de/
https://www.zoepnv-sued.de/
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BVWP Bundesverkehrswegeplan  Planung auf 10-15 Jahre der Verkehrsinfrastruktur auf Straße, 
Schiene und Wasser auf Bundesebene 

BW Baden-Württemberg Land Baden-Württemberg  

EBA Eisenbahn-Bundesamt Verwaltung und Aufsicht der Eisenbahnen des Bundes 

EdB Eisenbahn des Bundes Bundeseigenes Schienennetz  

EVU Eisenbahnverkehrs-
unternehmen 

Öffentliche und private Unternehmen, die den Zugverkehr 
betreiben 

FAG Finanzausgleichsgesetz Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 
(nicht nur über Verkehr) 

FBA Fernstraßenbundesamt Aufsichts- und Genehmigungsbehörde für die 
Bundesautobahnen und -straßen (außer in BW) 

FStrG Fernstraßengesetz Bundesfernstraßengesetz: Regelung der Einteilung der 
Straßen in Trägerschaft der Bundesrepublik Deutschland 
(Bundesstraßen und Autobahnen) 

GVFG Gemeindeverkehrsfinanzierun
gsgesetz 

Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 

Verteilung der Haushaltsmittel des Landes an die Gemeinden 
im Bereich Verkehr  

Kfz-Steuer Kraftfahrzeug-Steuer Verkehrssteuer, deren Ertrags- und Verwaltungshoheit dem 
Bund obliegt und die durch Besitz eines Fahrzeugs geschuldet 
ist 

 Klassifizierte Straßen Autobahnen (A), Bundesstraßen (B), Landesstraßen (L), 
Kreisstraßen (K) 

LEA Landeseisenbahnaufsicht Sicherheitsbehörde für die Eisenbahnen in Deutschland und 
die zuständige Aufsichtsbehörde für alle bundeseigenen 
Eisenbahnen sowie für die Eisenbahnunternehmen 

LEFG Landeseisenbahnfinanzierung
sgesetz (BW) 

Gesetz über die Finanzierung von Schienenwegen und 
Schienenfahrzeugen der nichtbundeseigenen öffentlichen 
Eisenbahnen in Baden-Württemberg 

LGVFG Landesgemeindefinanzierungs
gesetz (BW)  

Gesetz über Zuwendungen des Landes zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 

LK Landkreis Die Landkreise haben eine Verwaltung, das „Landratsamt“ 
(BW) oder die „Kreisverwaltung“ (RLP), die einerseits die 
Landesverwaltung vor Ort vertritt und andererseits die 
Beschlüsse des Kreistages umsetzt bzw. Aufgaben der 
Landkreise nach den Grundsätzen der kommunalen 
Selbstverwaltung wahrnimmt, z .B Ortenaukreis, Landkreis 
Rastatt.  

In Großstädten spricht man von „Stadtkreis“ (BW) oder 
„kreisfreie Stadt“ (RLP) anstatt „Landkreis“ . 

LNVP Landesnahverkehrsplan (RlP)  Planungsinstrument für den ÖPNV  

Enthält eine Bestandsaufnahme des ÖPNV-Angebotes vor Ort 
sowie Zielvorgaben für die zukünftige Entwicklung der 
verschiedenen Bedienformen und Mobilitätskonzepte. 

LBM Landesbetrieb Mobilität (RLP) LBM plant, baut und unterhält den überwiegenden Teil 
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der Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in Rheinland-Pfalz 
(klassifiziertes Straßennetz). 

NE Nicht-bundeseigene 
Eisenbahnen 

Bewirtschaften Eisenbahnstrecken, die nicht dem Bund bzw. 
der Deutschen Bahn gehören 

NVBW Nahverkehrsgesellschaft 
Baden-Württemberg mbH 

Servicegesellschaft des Verkehrsministeriums Baden-
Württemberg zur Planung und Koordinierung des 
Schienenpersonennahverkehrs in BW 

NVG Nahverkehrsgesetz ( RLP) Landesgesetz über den öffentlichen Personennahverkehr für 
Rheinland-Pfalz 

 Nahverkehrsplan  Instrument der Verkehrsplanung des Landkreises 

ÖPNV Öffentlicher 
Personennahverkehr 

Beförderung von Personen mit Verkehrsmitteln, die 
überwiegend dazu bestimmt sind, die Verkehrsnachfrage im 
Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu befriedigen (Busse, 
Straßenbahnen, U-Bahnen, S-Bahnen, Regionalzüge, 
Regionalbusse, Fähren, Seilbahnen bzw. Taxen und 
Mietwagen).  

ÖPNVG Öffentlicher 
Personennahverkehr-Gesetz 
(BW) 

Gesetz über die Planung, Organisation und Gestaltung des 
öffentlichen Personennahverkehrs in Baden-Württemberg 

ÖSPV Öffentlicher 
Straßenpersonennahverkehr 

Bezeichnung für den Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) auf der Straße 

PBefG Personenbeförderungsgesetz Dieses Bundesgesetz regelt, unter welchen Voraussetzungen 
Fahrgäste mit Bussen, Straßen- und U-Bahnen sowie Taxen 
und neueren Verkehrsformen gewerbsmäßig befördert 
werden dürfen. 

RA Regionalausschüsse (RLP)  Die Regionalausschüsse planen den öffentlichen 
Personennahverkehr auf Ebene einer Region, die mehrere 
Landkreise umfasst.  

RegG Regionalisierungsgesetz Bundesgesetz zur Regionalisierung des öffentlichen 
Personennahverkehrs: Bundesgesetz, das u.a. die Verteilung 
der Haushaltsmittel des Bundes an die Länder regelt. 

RLP Rheinland-Pfalz  Land Rheinland-Pfalz 

SGFFG Schienengüterfernverkehrsne
tzförderungsgesetz 

Gesetz zur Förderung der Schienenwege der öffentlichen 
nicht bundeseigenen Eisenbahnen für den 
Schienengüterfernverkehr 

SPNV Schienenpersonennahverkehr Bezeichnet die im Öffentlichen Nahverkehr von 
Eisenbahnverkehrsunternehmen bereitgestellten 
Verkehrsleistungen  

SPFV Schienenpersonenfernverkehr Beförderung von Reisenden über längere Strecken 
(Fernverkehr) mit Eisenbahn-Zügen, Fernzug, 
Fernverkehrszug oder Langstreckenzug genannt 

StrG Straßengesetz für Baden- 
Württemberg  

Dieses Gesetz regelt die Rechtsverhältnisse der öffentlichen 
Straßen in Baden-Württemberg. 

StVG Straßenverkehrsgesetz Im Straßenverkehrsgesetz sind diverse Vorschriften und 
Gesetze verankert, die sich an alle Verkehrsteilnehmende 
richten und somit für Autofahrende, LKW-Fahrende aber 
auch Radfahrende und Fußgängerinnen und Fußgänger 
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gelten. Das Gesetz unterteilt sich in Regeln über die 
Zulassung von Fahrzeugen, die Haftpflicht sowie die 
Fahreignungsregister (FAER), Fahrzeugregister und 
Fahrerlaubnisregister. 

StVO Straßenverkehrsordnung Bundesweite Rechtsverordnung in der Rechtsprechung des 
Straßenverkehrsgesetzes, die Regeln für sämtliche 
Teilnehmende am Straßenverkehr auf öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen festlegt. 

 Trassengebühren  System zur Bepreisung von Fahrplantrassen im Gleisnetz von 
DB Netz 

 Umstufung  Übergang der Verantwortung für Bau, Planung, Betrieb, 
Erhaltung und vermögensmäßige Verwaltung auf die 
entsprechende Straßenebene 

 Verkehrsverbund 
(Verkehrsverbünde im Plural) 

Ansprech- und Mobilitätspartner für den Regional- und 
Nahverkehr vor Ort, die die Koordination übernehmen und 
im Auftrag der Aufgabenträger die Planung, die Tarife, die 
Einnahmen und das Marketing verwalten. 
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II. Transport und Mobilität in Frankreich 

1. Überblick über das politisch-administrative System Frankreich 

Frankreich ist ein Einheitsstaat (une République une et indivisible): Es gibt nur einen Staat, Gesetze 

werden in Paris verabschiedet und im gesamten Staatsgebiet angewendet. Das öffentliche Handeln 

wird in verschiedenen geografischen Einheiten organisiert, von denen die kleinste die Gemeinde ist: 

 

Abbildung 5 Überblick über die territorialen Strukturen Frankreichs 
Quelle: Euro-Institut 

In diesen verschiedenen Räumen sind mehrere öffentliche Akteure tätig: der Staat sowie 

Gebietskörperschaften und deren Verbände. In ein und derselben geografischen Einheit (z. B. der 

Région Grand Est) fällt das öffentliche Handeln einerseits in den Zuständigkeitsbereich der staatlichen 

Stellen auf lokaler Ebene (Dekonzentration, frz. „déconcentration“) und andererseits in den der 

Gebietskörperschaften („Dezentralisierung", frz. „décentralisation“). 

Die Dezentralisierung ist eine Übertragung der Zuständigkeiten und Ressourcen vom Staat auf von ihm 

getrennte Behörden. Diese von gewählten Räten verwalteten Behörden, die als Gebietskörperschaften 

bezeichnet werden, sind Commune (Gemeinde), Départements (Departements), Régions (Regionen), 

die collectivités à statut particulier (Körperschaften mit Sonderstatus) und die collectivités d’outre-mer 

(französische Übersee-Körperschaften). Die Gebietskörperschaften sind juristische Personen 

(eigenständige Rechtspersönlichkeit) mit eigenen Mitteln und Kompetenzen2 , die somit über eine 

                                                           

2 Eine Übersicht über die Verteilung der Kompetenzen findet sich unter folgendem Link (in französischer Sprache): 
https://www.collectivites-locales.gouv.fr/tableau-de-repartition-des-competences  

Frankreich (Staat, État)

Region (région)

Departement 
(département)

mehrere 
Gemeinden 
(intercom-
munalités)

Gemeinde 
(commune)

https://www.collectivites-locales.gouv.fr/tableau-de-repartition-des-competences
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lokale Selbstverwaltung verfügen, die von gewählten Organen im Rahmen des Nationalrechts unter 

Aufsicht des Staates ausgeübt wird. Der Dezentralisierungsprozess begann 1982 mit den sogenannten 

Deferre-Gesetzen, die die erste Etappe der Dezentralisierung darstellten. Vor diesem Zeitpunkt gab es 

außer der Gemeinde (Commune) keine vom Staat getrennte Einheit. Im Elsass wurden die 

Départements Bas-Rhin und Haut-Rhin, die von den Departementalräten (frz. Conseils 

départementaux, vor 2015 „conseils généraux“ genannt) verwaltet wurden, 2021 zur Collectivité 

Européenne d'Alsace (CeA) zusammengeschlossen, welche wiederum von dem Elsassrat (Assemblée 

d'Alsace) verwaltet wird. Diese übt die den französischen Départements übertragenen Kompetenzen 

sowie einige zusätzliche Kompetenzen aus. 

Eine intercommunalité (kommunaler Verband) bezeichnet eine Form der Zusammenarbeit zwischen 

Gemeinden, die sich zusammenschließen, um gemeinsam Einrichtungen bzw. öffentliche 

Dienstleistungen zu verwalten und/oder Projekte zur wirtschaftlichen Entwicklung, Raumplanung, 

Stadtplanung, Mobilität usw. auszuarbeiten. Diese Zusammenarbeit wird im Rahmen von öffentlichen 

Einrichtungen für interkommunale Zusammenarbeit („établissements publics de coopération 

intercommunale", kurz EPCI) umgesetzt. Je nach Größe (Einwohnerzahl) werden sie unterschiedlich 

bezeichnet - syndicat de communes, communauté de communes (Gemeindeverband), communauté 

d’agglomération (Stadtverband), communauté urbaine (Verband um eine Großstadt), métropole 

(Metropole), - was zusätzliche Kompetenzen mit sich bringen kann. 

Die Dekonzentration ist eine Übertragung der Macht von der zentralen Verwaltung (Ministerium) auf 

lokale Vertreter, wobei diese gleichzeitig die Autorität über die Ministerien haben. Der Präfekt oder 

die Präfektin wird vom Präsidenten der Republik per Dekret im Ministerrat ernannt und vertritt den 

Staat im Departement oder in der Region. Die Präfektin der Region ist der Präfekt / die Präfektin des 

Départements, in dem sich die Hauptstadt der Region befindet. So befindet sich die Präfektur der 

Région Grand Est und des Departement Bas-Rhin in Straßburg. Die verschiedenen staatlichen 

Dienststellen unterstehen den Präfekten. Zum Beispiel: Die Direction Régionale de l'Environnement, de 

l'Aménagement et du Logement, kurz DREAL, (Regionale Direktion für Umwelt, Raumplanung und 

Wohnen) übt ihre Aufgaben unter der Aufsicht der Regionalpräfektin und der Präfekten der 

Départements aus, die Direction départementale des territoires (Departementale Direktion für 

Territorien), kurz DDT, des Départements Haut-Rhin unter der Aufsicht des Präfekten / der Präfektin 

des Département Haut-Rhin in Colmar. 

Aufgrund des Prinzips der Selbstverwaltung gibt es keine Hierarchie zwischen den 

Gebietskörperschaften oder zwischen Gebietskörperschaften und Staat. Der Staat übt nur die 

Rechtsaufsicht über die Entscheidungen der Gebietskörperschaften aus. Kooperationsformen wie 

Verträge, Kofinanzierungen, Pläne, Kommissionen, Koordination durch eine federführende 

Koordination3 usw. machen das öffentliche Handeln konzertiert und effizient. 

Nachfolgend sind die wichtigsten öffentlichen Akteure im Elsass nach territorialer Ebene aufgeführt: 

                                                           

 

3 Die Federführung (chef de file) ist ein Prinzip der Koordination, die von der als federführend bezeichneten 
Gebietskörperschaft übernommen wird. Diese hat gemäß dem Grundsatz der Selbstverwaltung der Gebietskörperschaften 
keine Weisungsbefugnis gegenüber den anderen Gebietskörperschaften. 
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Abbildung 6 Die wichtigsten öffentlichen Akteure im Elsass nach territorialer Ebene 
Quelle: Euro-Institut 

 

2. Kompetenzverteilung und Rahmendokumente 

Dieser Abschnitt stellt die Akteure vor, die mehrere Zuständigkeiten im Bereich Verkehr und Mobilität 

haben, und konzentriert sich auf die Aufgabenträgerinnen und -träger, denen es freisteht, diese zu 

delegieren oder zu erteilen. 

Die wichtigsten Akteure 

Akteure Transportmittel Auftrag 

Staat 

Staat  

 

Alle 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Erinnerung: In Frankreich werden alle Gesetze und 

Verordnungen auf nationaler Ebene erlassen. 

Für die Verkehrspolitik des Staates ist das Verkehrsministerium 

zuständig, das dem Ministerium für den ökologischen Wandel 

und den territorialen Zusammenhalt (Ministère de la Transition 

écologique et de la Cohésion des territoires) angegliedert ist. 

Der Staat überträgt seinen Betreibern (VNF und SNCF Réseau) 

die Verwaltung der nationalen Verkehrsinfrastrukturen; für 

seinen Straßenbereich übernimmt er die direkte Verwaltung 

oder schließt einen Konzessionsvertrag ab (im Fall von 

Autobahnen). 

Der Staat finanziert die Infrastrukturentwicklung durch 

Investitionen in sein eigenes Netz oder durch die Unterstützung 

Gebiet

Gebietskörper-
schaften: 

Dezentrali-
sierung

Staat: 
Dekonzentration

die Région (z. B.: 
Grand Est)

dDie Région 
Grand Est fasst 
die ehemaligen 
Regionen Elsass, 
Lothringen und 

Champagne-
Ardennes 

zusammen.

d_Die Präfektur 
der Region Grand 

Est und ihre 
Dienststellen

das Département
(z.B.: Bas-Rhin)

dDie Collectivité 
européenne 

d'Alsace fasst die 
ehemaligen 

Départements 
Bas-Rhin und 

Haut-Rhin 
zusammen.

dDie Präfekturen 
des Bas-Rhin und 

des Haut-Rhin und 
ihre Dienststellen

die 
Iintercommunalité

(z.B.: 
Euromeétropole 
Straßburg, Saint-

Louis Agglomération)

öffentliche 
Einrichtungen für 
interkommunale 
Zusammenarbeit 

(EPCI) 

die Commune (z.B.: 
Weißenburg, 

Mulhouse)

die Gemeinden 
oder Städte

Der 
Bürgermeister/die 
Bürgermeisterin 
in seiner/ihrer 

Rolle als 
Vertreter/in des 

Staates
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Schienenpersonen-

verkehr  

von Dritten (Betreibern, Gebietskörperschaften ...). 

Der Staat ist die Organisationsbehörde für die Ausgleichszüge 

Trains d'Equilibre du Territoire, die unter ihrer Handelsmarke 

„Intercités" bekannt sind.  

Der Vertreter des Staates in dem Gebiet ist der Präfekt der 

Région oder des Départements. 

Regionale Direktion 

für Umwelt, 

Raumplanung und 

Wohnen Grand Est 

Direction Régionale 

de l'Environnement, 

de l'Aménagement et 

du Logement (DREAL) 

Grand Est 

 

 

 

 

 

Multimodalität  

 

Straßen- und 

Eisenbahninfrastruk-

tur 

Die DREAL Grand Est setzt unter der Aufsicht des Präfekten der 

Région und der Präfekten der Départements die öffentlichen 

Maßnahmen des Ministeriums für den ökologischen Übergang 

und die territoriale Kohäsion („Ministère de la Transition 

Écologique et de la Cohésion des Territoires“) und des 

Ministeriums für die Energiewende („Ministère de la Transition 

Énergétique“, kurz MTE) um. 

Im Bereich Verkehr setzt sie sich für die Stärkung der 

Multimodalität (Einbindung verschiedener Verkehrsträger), des 

Verkehrsflusses und der Verkehrssicherheit ein. 

Insbesondere setzt sie die Finanzierung der Infrastrukturen aus 

nationalen Mitteln um, die in den Planverträgen zwischen Staat 

und Région (frz. Contrats de plan Etat-Région) vorgesehen sind. 

Sie trägt in Verbindung mit den betroffenen Akteuren zur 

Umsetzung der Maßnahmen in den Bereichen Personenverkehr, 

Güterverkehr und Logistik bei. 

Directions 

Départementales des 

Territoires (DDT) du 

Bas-Rhin et du Haut-

Rhin 

Straßeninfrastruktur Die DDT Bas-Rhin und die DDT Haut-Rhin sind insbesondere für 

die Umsetzung der Politik im Bereich der 

Straßenverkehrssicherheit (einschließlich der Sicherheit an 

Bahnübergängen), die Beratung der Präfektur in Bezug auf die 

Transportvorschriften und die Bearbeitung der Genehmigungen 

für Sondertransporte zuständig. 

Lokale Gebietskörperschaften 

Région Grand Est Intermodalität  

 

 

Außerstädtischer 

Straßen- und 

Schienenverkehr 

Im Bereich Verkehr ist die Région für die Organisation der 

Mobilität auf dem Gebiet der Region zuständig. Sie koordiniert 

die interkommunalen Akteure im Bereich Mobilität und 

erleichtert die Zusammenarbeit der Verkehrsträger 

(Intermodalität). 

Sie organisiert und finanziert unmittelbar den öffentlichen 

Personennahverkehr, den außerstädtischen Straßenschul-

verkehr sowie den Schienenpersonenverkehr. 

Sie beteiligt sich an der Finanzierung bestimmter Straßen- und 

Schieneninfrastrukturprojekte von regionalem Interesse. 

Collectivité 

européenne d’Alsace 

(CeA) 

 

 

Straßeninfrastruktur 

Die CeA ist auf elsässischer Seite federführend bei der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in allen Politik-

bereichen.  

Im Bereich Verkehr plant, baut, unterhält und finanziert sie wie 

die anderen französischen Départements die Departements-

straßen. Durch das Loi Alsace wurden ihr die Nationalstraßen 

(„routes nationales“, kurz RN), heutige Departementsstraßen 
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(„routes départementales“, kurz RD), außerhalb der 

Eurometropole Straßburg sowie die nicht konzessionierten 

Autobahnen übertragen. 

Öffentliche 

Einrichtungen zur 

interkommunalen 

Zusammenarbeit 

Etablissements 

publics de 

coopération 

intercommunale  

(EPCI) 

Städtischer 

öffentlicher 

Personennahverkehr 

Die EPCI sind für die Organisation der Mobilität in ihrem Gebiet 

zuständig. Sie organisieren den öffentlichen Personen-

nahverkehr (Straßenbahn, Bus, Schulbusverkehr), die 

gemeinsame Nutzung von Mobilitätsangeboten und erleichtern 

neue Mobilitätsformen.  

Sie können Straßeninfrastrukturen und kleine Schienen-

güterverkehrslinien in ihrem Gebiet mitfinanzieren und Radwege 

bauen.  

Eurometropole 

Straßburg 

Städtischer 

öffentlicher 

Personenverkehr  

Straßeninfrastruktur 

Die Eurometropole Straßburg ist ein EPCI, dessen Besonderheit 

darin besteht, dass sie zusätzliche Kompetenzen im 

Verkehrsbereich hat, wie die Planung, den Bau, die 

Instandhaltung und die Finanzierung der Metropolstraßen. 

Communes 

(Gemeinden) 

Straßeninfrastruktur 

(Straßenwesen) 

Die Communes sind für ihre Gemeindestraßen verantwortlich. 

Der/die Bürgermeister/in der Gemeinde hat Planungs-, 

Instandhaltungs- und Polizeibefugnisse für die Straßen innerorts. 

Sie können Straßen auf ihrem Gebiet mitfinanzieren und 

Radwege bauen. 

Tabellarische Übersicht 10 Die wichtigsten Akteure im Bereich Verkehr und Mobilität in Frankreich 

Die Verteilung der Verantwortlichkeiten und Kofinanzierungen im Elsass* 

 Staat Région Grand Est CeA EPCI  

Straßeninfrastruktur Autobahnen, die 
an ein privates 
Unternehmen 
konzessioniert 
sind (z. B. Sanef / 
Société des 
Autoroutes du 
Nord-Est de la 
France) 

 Nicht 
konzessionierte 
Autobahnen 
und nicht-
kommunale 
Straßen 

Elsässisches 
Radwegenetz  

Metropolstraßen- 
und Autobahnen: 
Eurometropole 
Straßburg 

Gemeindestraßen: 
Unterstützung der 
Gemeinden 

Fahrradwege 

Eisenbahninfrastruktur Eigentümer des 
nationalen 
Schienennetzes, 
das von SNCF 
Réseau betrieben 
wird. 

Kofinanzierer 

Kofinanzierer 

Ab 2026/2027, 
Betreiber nach 
Übertragung 
eines Teils der 
Nebenlinien 
(lignes de 
desserte fine du 
territoire)  

Möglichkeit der 
Kofinanzierung 

Tramway 

Möglichkeit der 
Kofinanzierung 

Nicht-städtischer 
Nahverkehr 

 Behörde, die die 
Beförderung 
organisiert (Cars 
TER Fluo Grand 
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Est, cars Fluo). 

Städtischer 
Personennahverkehr 

   Behörde, die die 
Beförderung 
organisiert 

Delegation an 
Unternehmen (z.B. 
Compagnie des 
Transports 
Strasbourgeois CTS) 

Schienenpersonenverkehr Behörde, die die 
TET-Züge (trains 
d'équilibre du 
territoire - 
Ausgleichszüge) 
organisiert 
(„Intercités“) 

Behörde, die die 
TER-Züge 
(transport express 
régional - 
Regionalbahn) 
organisiert 

  

Tabellarische Übersicht 11 Verteilung der Verantwortlichkeiten und Kofinanzierungen im Elsass 

* Die Rollenverteilung außerhalb des Elsass unterscheidet sich geringfügig. 

Rahmendokumente 

Das Schéma Régional d'Aménagement, de Développement Durable et d'Egalité des Territoires 

(SRADDET) ist eine auf das Jahr 2050 ausgerichtete Strategie für die nachhaltige Planung und 

Entwicklung der Région Grand Est, die von der Région in Absprache mit den Akteuren des Gebiets 

koordiniert wird. Die Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur und der Ausbau der Intermodalität 

gehören zu den Prioritäten. 

Der Planvertrag Staat-Region (Contrat de plan Etat-Région, kurz CPER) führt über einen Zeitraum von 

sechs Jahren Finanzmittel zugunsten von Projekten zusammen, die für die regionale Raumordnung 

strukturierend wirken. Er stellt die Kohärenz der öffentlichen Politik im Dienste einer gemeinsamen 

strategischen Vision auf der Ebene jeder Région her. Er ist ein wichtiges Instrument zur Finanzierung 

der Infrastruktur in Frankreich. Die Mobilitätskomponente des aktuellen CPER deckt den Zeitraum 

2023-2027 ab. 

Der Dreijahresvertrag Strasbourg Capitale Européenne, der zwischen dem Staat, der Région Grand 

Est, der Collectivité Européenne d'Alsace, der Eurometropole Straßburg und der Stadt Straßburg 

ausgearbeitet wurde, stärkt die Zugänglichkeit Straßburgs und ihres Gebiets. 

Das Transportgesetz (Code des transports) ist der 2010 verkündete und seitdem aktualisierte 

Rechtskodex, in dem die rechtlichen Bestimmungen (Gesetze und Verordnungen) zum 

Transportwesen in Frankreich zusammengefasst sind. 

Reformen 

Die Verteilung der Zuständigkeiten im Bereich Verkehr und Mobilität hat sich in Frankreich seit 1982 

stark verändert, sowohl hinsichtlich der Infrastruktur als auch der Dienstleistungen im Bereich der 

Mobilität. Anders als in Deutschland wurden die Zuständigkeiten nicht in speziellen Gesetzen für 

Straßen, Eisenbahninfrastrukturen oder den öffentlichen Verkehr, sondern in umfassenden Gesetzen 

zum Verkehr im Allgemeinen oder zur Rolle der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften im 
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Allgemeinen festgelegt. Aus diesen Gesetzen ergaben sich sowohl die Übertragung von 

Zuständigkeiten von einem öffentlichen Akteur auf einen anderen als auch neue Konzepte 

(Intermodalität durch ein besseres Zusammenspiel der Verkehrsträger, soziale und ökologische 

Erwägungen). 

1982 

Die Gemeinden, Régions und Départements erlangen die freie Verwaltungshoheit, der Staat übt keine 

administrative Kontrolle mehr aus. Die Region wird 1982 zu einer Gebietskörperschaft. 

Das Loi d'orientation des transports intérieurs (LOTI) vom 30. Dezember 1982 befasste sich mit der 

Organisation des individuellen und kollektiven Personen- und Gütertransports in Frankreich. 

2000er Jahre 

Die damalige Logik war, dass staatliche Kompetenzen in Blöcken auf die lokalen und regionalen 

Gebietskörperschaften wie folgt übertragen wurden: 

 an die Communes das Straßenwesen und der städtische Nahverkehr,  

 an die Départements den städteübergreifenden kollektiven Straßenverkehr und die Straßen,  

 an die Régions die Schienenverkehrsdienste. 

Das Gesetz vom 13. Dezember 2000 über Solidarität und Stadterneuerung („solidarité et 

renouvellement urbain“, kurz SRU) überträgt den Régions ab dem 1. Januar 2002 die Zuständigkeit als 

Aufgabenträger für den regionalen Schienenverkehr. 

Das Gesetz vom 13. August 2004 über die lokale Selbstverwaltung und Zuständigkeiten („libertés et 

responsabilités locales“) übertrug den Departements ab 2005 den Betrieb des lokalen Straßennetzes. 

Ein Teil der ehemaligen Nationalstraßen wurde zu Departementsstraßen. Dies erklärt, warum ein Teil 

des heutigen Personals der Départements früher für die staatlichen Straßenbauämter tätig war. 

2014-2015 

Das Gesetz vom 27. Januar 2014 zur Modernisierung der öffentlichen territorialen Verwaltung und zur 

Stärkung der Metropolen (MAPTAM) schafft insbesondere die Metropolen, wie die Eurometropole 

Straßburg (bis dahin Communauté Urbaine de Strasbourg / CUS), die als interkommunale 

Gebietskörperschaften mit verstärkten Kompetenzen ausgestattet sind. Außerdem werden 

federführende Gebietskörperschaften ernannt, um Partnerschaften und abgestimmte Strategien 

zwischen Gebietskörperschaften in wichtigen öffentlichen Politikbereichen zu organisieren. 

Das Gesetz vom 7. August 2015 über die neue territoriale Organisation der Republik (NOTRe) wollte 

die Verteilung der Zuständigkeiten klären und das öffentliche Handeln auf lokaler Ebene verschlanken. 

Nunmehr können dank der Generalklausel nur noch die Communes auf freiwilliger Basis in ihrem 

Gebiet tätig werden, sofern nicht eine andere Gebietskörperschaft die ausschließliche Zuständigkeit 

dafür besitzt und die Maßnahmen ein lokales Interesse nachweisen. 

 Bis 2016 waren die Départements für den außerstädtischen (also interurbanen) 

Straßenverkehr zuständig. Mit dem Gesetz NOTRe wurden die Régions als Verwalter der 

Häfen und Flughäfen, der regionalen Expresszüge (Trains Express Régionaux, kurz TER), des 

interurbanen und schulischen Straßenverkehrs, der Straßen, der öffentlichen Busbahnhöfe 

usw. verankert. Die Régions wurden zu vollwertigen Aufgabenträger für Verkehr. Seitdem hat 

die Région Grand Est im Elsass die regionalen Busse (cars) 67 und 68 sowie den Schultransport 
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übernommen, die zuvor von den Départements Bas-Rhin und Haut-Rhin verwaltet wurden. 

Dies ermöglicht es ihr, das regionale Angebot des öffentlichen Straßenverkehrs mit dem 

Angebot der Bahn zu verknüpfen. 

  Stadtverbände organisieren die Mobilität auf ihrem Gebiet und ergänzen ihre Zuständigkeit 

für die Stadtplanung. 

Parallel dazu wurde mit dem Gesetz vom 16. Januar 2015 über die Abgrenzung der Régions, die 

Regional- und Departementswahlen und die Änderung des Wahlkalenders die Karte der Régions neu 

geordnet und ihre Zahl von 27 auf 18 reduziert (13 im französischen Mutterland und 5 

Überseegebiete).  

  So entstand 2016 die Région Grand Est aus der Fusion der drei Régions Elsass, Lothringen und 

Champagne-Ardenne. 

2019-2021 

Das Gesetz vom 24. Dezember 2019 zur Ausrichtung der Mobilität (Loi d'orientation des mobilités, 

LOM) ersetzt das LOTI-Gesetz von 1982. Es legt die Zusammenarbeit zwischen der Régions und den 

intercommunalités (kommunale Verbände) fest, um die Mobilität der Menschen zu organisieren, unter 

anderem über geteilte und aktive Mobilitätsformen. Es ändert auch die Ziele und den 

Handlungsrahmen für den Verkehr in Frankreich und richtet ihn auf die CO2-Neutralität des 

Landtransports im Jahr 2050 aus. Frankreich geht vom Recht auf Verkehr zum Recht auf Mobilität über. 

 Dieses Gesetz schafft auch die Umweltzonen („zones à faibles émissions“, kurz ZFE) wie in 

Straßburg, die nur für bestimmte Fahrzeuge mit einer Umweltplakette zugänglich sind.  

 Die Région stärkt ihre Rolle als Koordinatorin der Mobilität. 

 Die intercommunalités (EPCI), die bisher noch nicht in die Mobilität eingebunden waren, 

müssen dies tun. 

Das Gesetz vom 2. August 2019 über die Zuständigkeiten der Collectivité Européenne d'Alsace (CeA) 

geht der Gründung der CeA im Januar 2021 voraus. Die CeA fasst die ehemaligen Départements Bas-

Rhin und Haut-Rhin zusammen und übt die Kompetenzen aus, die bisher von diesen beiden 

Departementräten wahrgenommen wurden.  

 Darüber hinaus stattet das Gesetz die CeA mit neuen Kompetenzen aus, wie etwa des Tourismus 

oder der Rolle als federführendes Organ für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Elsass. 

Aber Vorsicht: Die Collectivité Européenne d'Alsace ist keine Région. Auch wenn es vor 2016 eine 

Région Elsass gab, übt die CeA nicht die Kompetenzen der ehemaligen Région Elsass aus.  

 Dasselbe Gesetz sieht auch die Übertragung der Zuständigkeiten für die Nationalstraßen vom Staat 

auf die CeA bzw. die Eurometropole Straßburg vor, wenn es sich um Straßen in deren Einzugsgebiet 

handelt. So übertrug der Staat 2021 die nicht konzessionierten elsässischen Autobahnen und 

ehemaligen Nationalstraßen der CeA. Tatsächlich war es ein Vorgriff auf das Gesetz vom 21. 

Februar 2022 über Differenzierung, Dezentralisierung, Dekonzentration und verschiedene 

Maßnahmen zur Vereinfachung der lokalen öffentlichen Verwaltung, das sogenannte „Loi 3DS“ 

(für différenciation, décentralisation, déconcentration), welches diese Möglichkeiten zur 

Übertragung von Nationalstraßen vom Staat an Gebietskörperschaften auf das gesamte 

französische Staatsgebiet ausweitete, sofern lokale Akteure dies so beschließen. 
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3. Straßeninfrastruktur 

Rechtliche Grundlagen 

Die Straßenverkehrsordnung und das Transportgesetz umfassen die wichtigsten rechtlichen 

Rahmenbedingungen. 

Straßen und Ingenieurbauwerke 

Im Elsass werden die Straßen in folgende Stufen eingeteilt: 

 Autobahnen, die an private Unternehmen konzessioniert sind (z. B. A4, A36, A355), 

 nicht konzessionierte Autobahnen (z. B. A35), 

 Departementstraßen routes départementales (z. B. D3, D29),  

 Gemeindestraßen voies communales, 

 Metropolstraßen voies métropolitaines in der Eurometropole Straßburg (z. B.: M353). 

Im Zuge der Gesetzesreformen in Frankreich 

wurde ein Teil der Nationalstraßen an die 

Départements und ein Teil der 

Departementstraßen an die Metropolen 

übertragen. Die Eigentumstransfers gingen mit 

entsprechenden Personaltransfers einher. 

Im Zuge der Gründung der CeA übertrug der Staat 

2022 die auf der nebenstehenden Karte4 

dargestellten nicht konzessionierten elsässischen 

Autobahnen und ehemaligen Nationalstraßen auf 

die CeA. Die Abschnitte der Nationalstraßen und -

autobahnen (A35, A4, A351, RN2350, RN4, RN83 

und RN353), die über das Gebiet der 

Eurometropole Straßburg verlaufen, wurden an 

diese übertragen und heißen nun M35, M351, 

M353. Die Eurometropole hat auch Zuständigkeit 

für die Europabrücke sowie die Pierre-Pflimlin-

Brücke übernommen. 

Die übrigen Rheinbrücken und -fähren sowie 

darüber führende Straßen in Richtung Deutschland 

und Schweiz fallen in den Verantwortungsbereich 

der CeA. 

Die Planung und Finanzierung der Straßen oder 

Autobahnen wird von der Behörde übernommen, 

zu der sie gehört, wobei die Möglichkeit der 

Mitfinanzierung durch Dritte besteht. Andere 

                                                           

4 Gesetz Nr. 2019-816 vom 2. August 2019 über die Zuständigkeiten der Collectivité européenne d'Alsace. 

Abbildung 7 Nicht-konzessionierte elsässische Autobahnen 
und ehemalige Nationalstraßen  
Quelle: CeA 
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Akteure sind für den Bau, den Betrieb, die Erhaltung und die Verkehrsregelung zuständig. 

Die Verteilung der Zuständigkeiten hängt auch davon ab, ob die Straßen innerorts oder außerorts (frz. 

en ou hors agglomération) liegen. Im Sinne der Straßenverkehrsordnung bezeichnet der Begriff 

„agglomération“ alle Ansammlungen von Wohn- und Lebensorten mit einer gewissen Dichte: Dörfer, 

Städte, Großstädte und Metropolen in Frankreich sowie deren Vororte. Dem Bürgermeister der 

Gemeinde unterstehen die Planungs-, Betriebs- und Verkehrsbehörden (frz. pouvoir de police de la 

circulation) für die Straßen innerorts. Pouvoir de police de la circulation5 bedeutet die Zuständigkeit für 

innerörtliche Straßen, Tempo-30-Zonen, verkehrsberuhigte Bereiche und die Beschilderung von 

Kreuzungen. 

 Konzessionierte 
Autobahnen 

Nicht 
konzessionierte 
Autobahnen seit 
2022 

Departement-
straßen 

Gemeinde-
straßen 

Metropol-
straßen 

Eigentümer  Staat CeA CeA Commune Eurométropole 
Straßburg 
(EMS) 

Planung Staat: 
Verkehrsministeri
um und DREAL 
zur Unterstützung 

CeA  

Zustimmung des 
Staates bei 
bedeutenden 
Änderungen (z.B. 
für eine 
zusätzliche Spur) 

Außerorts: CeA  Commune EMS  

Innerorts: 
Bürgermeister 

Zustimmung 
des Staates bei 
bedeutenden 
Änderungen 

Finanzierun
g 

Private 
Investitionen + 
staatliche 
Ausgleichszahlung
en / Maut für 
Verkehrsteilnehm
ende 

CeA + Communes 
/ EPCI und/oder 
Région und/oder 
Staat via 
Planvertrag 
zwischen Staat 
und Région 
(CPER) 

CeA + 
Communes / 
EPCI oder Région 
und Staat via 
CPER sofern 
Straße von 
regionalem 
Interesse 

Commune, 
mögliche 
Zuschüssen 
von EPCI, 
Staat, CeA 

EMS 

Bau Konzessionierte 
Gesellschaft 
(Vertragslaufzeit 
ca. 50 Jahre) 

CeA  CeA  Commune EMS 

Erhaltung 
und Betrieb  

Konzessionierte 
Gesellschaft 

CeA CeA Commune mit 
der 
Möglichkeit, 
an EPCI zu 
übertragen 

EMS 

Vekehrsbeh
örde 

Präfekt*in des 
Départements 

Präfekt*in des 
Départements 
(Bas-Rhin oder 
Haut-Rhin)  

Außerorts : 
Präsident der 
CeA 

Bürgermeister
*in 

Außerorts: 
Präsidentin 
EMS 

Innerorts: 
Bürgermeister 

Innerorts: 
Bürgermeister 

                                                           

5 Artikel R411-1 à R411-9 Code de la Route  
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*in *in 

Tabellarische Übersicht 12 Verteilung der Zuständigkeiten im Bereich Straßeninfrastruktur (angewandt auf das Elsass) 

Derzeit werden nur diejenigen Autobahnen, die an private Unternehmen wie Sanef konzessioniert 

sind, teilweise durch Mautgebühren finanziert. Aktuell wird die Einführung einer Lkw-Maut im Jahr 

2025 (Projekt R-PASS) auf den nicht konzessionierten Autobahnen, für die die CeA zuständig ist, 

erwogen. Es besteht kein direkter Zusammenhang zwischen diesen Mautgebühren und der 

Finanzierung des Angebots von Mobilitätsdienstleistungen. 

 

Hinweis: Im Gegensatz zu Deutschland wird das Straßenbahnnetz in Frankreich nicht als 

Straßeninfrastruktur, sondern als Eisenbahninfrastruktur betrachtet.  

Radwege 

In Frankreich entspricht die Planung der Radwege nicht der Zuständigkeitsverteilung für Straßen. Alle 

Gebietskörperschaften und ihre Zusammenschlüsse können tätig werden. Die Gebietskörperschaft, die 

die Initiative ergreift, bemüht sich in der Regel um Mitfinanzierung durch andere 

Gebietskörperschaften und den Staat. Der Bau neuer Infrastruktur und ihre Instandhaltung werden 

entweder von der Commune, dem „établissement public de coopération intercommunale“ (kurz EPCI) 

oder der CeA übernommen. 

Im Elsass werden vier Arten von Radwegenetzen unterschieden, die mit unterschiedlichen 

Anforderungen an die Qualität der Infrastruktur verbunden sind. 

 Euro-Véloroutes: Fernradwege, die durch mehrere europäische Länder führen; 

 Nationale Fahrradstrecken (Véloroutes nationales): Fernradwege, die das französische 

Staatsgebiet durchqueren; 

 Réseau structurant alsacien (von der CeA am 19.06.23 verabschiedet): stark frequentiertes 

Netz aus miteinander verbundenen Radwegen; 

 Interkommunale Radwegepläne (schémas cyclables intercommunaux): lokale Netze. 

Das LOM-Gesetz von 2021 sieht die Einführung eines Radverkehrsentwicklungsplan („plan vélo“) vor, 

um Modal Split des Radverkehrs zu verdreifachen. 

 

4. Straßenpersonenverkehrs (SPV) und Mobilität  

Rechtliche Grundlagen 

Die letzten Gesetzestexte, die den Rechtsrahmen geändert haben, sind die Folgenden:  

 Gesetz zur Modernisierung der öffentlichen Verwaltung und zur Stärkung der Metropolen 
(Loi de Modernisation de l'Action Publique et d'Affirmation des Métropoles - MAPTAM) vom 
27. Januar 2014; 

 Gesetz zur territorialen Neudordnung (Loi Nouvelle Organisation Territoriale de la République 

- NOTRe) vom 7. August 2015; 

 Gesetz zur Ausrichtung der Mobilität (Loi d'Orientation des Mobilités - LOM) vom 26. 
Dezember 2019. 
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Die Aufgabenträger  

Zur Erinnerung: Die Kompetenzverteilung im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs auf der 

Straße und neuerdings auch im Bereich der geteilten Mobilität sowie der Mobilität im Eigenbetrieb 

wurde in den letzten Jahren mehrfach reformiert, durch das NOTRe-Gesetz von 2015 und das LOM-

Gesetz von 2019. 

Bis 2015 waren die Départements für den außerstädtischen Straßenverkehr und den Schultransport 

zuständig. Die Région übernahm die Buslinien der Netze 67 und 68, die zuvor von den Departements 

Bas-Rhin bzw. Haut-Rhin verwaltet wurden. Parallel dazu haben die Intercommunalités (EPCI) immer 

mehr Verantwortung übernommen. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt6 sind die Verantwortlichkeiten wie folgt verteilt:  

Transportmittel Verantwortliche Behörde seit Juli 2021 infolge des LOM-Gesetzes 

Innerstädtischer Verkehr Autorité Organisatrice de la Mobilité (Aufgabenträger für Mobilität, kurz 
AOM) => Intercommunalité 

Verkehr außerorts AOM =>  Région Grand Est (AOM-R) 

Schulverkehr AOM =>  Région Grand Est geteilt mit AOM intercommunalités  

Geteilte Mobilität (Sharing) 
und aktive Mobilität (z.B. Fuß- 
und Radverkehr) 

Communes und intercommunalités  
 

Tabellarische Übersicht  13 Verteilung der Zuständigkeiten im Bereich Mobilität (angewandt auf das Elsass) 

Das Gesetz NOTRe von 2015 konkretisierte den Begriff des städtischen Transports indem der Artikel L. 

1231 des Transportgesetzes wie folgt geändert wurde: „Demnach gilt als städtischer Verkehrsdienst 

jeder nicht saisonale Personenbeförderungsdienst, der im territorialen Zuständigkeitsbereich einer in 

Artikel L. 1231-1 definierten Behörde (Intercommunalité) zur Organisation der Mobilität ausgeführt 

wird“. Eine Durchführungsbestimmung schreibt einen durchschnittlichen Haltestellenabstand von 

höchstens 500 Metern und ein Verhältnis von höchstens 2,5 zwischen der Frequenz innerhalb und 

außerhalb der Stoßzeiten vor (Artikel D311-12 Code des Transports). 

Vereinfacht kann festgehalten werden, dass der Stadtverkehr im Elsass hauptsächlich Busse und 

Straßenbahnen innerorts mit enger aneinander liegenden Haltestellen umfasst, während der Verkehr 

außerorts aus regelmäßigen Bus- oder Zugverbindungen zwischen mehreren Gemeinden mit weiter 

auseinanderliegenden Haltestellen besteht. 

Die Schülerbeförderung macht den größten Teil der Dienstleistungen des öffentlichen Straßenverkehrs 

aus. So organisiert die Région Grand Est von Montag bis Freitag die Beförderung von 235 000 

Schülerinnen und Schülern pro Tag auf den Schulbuslinien und von 40 000 Erwachsenen auf den 

regulären Linien. 

Die nicht-regionalen Aufgabenträger für Mobilität (AOM) sind die établissements publics de 

coopération intercommunale à fiscalité propre (öffentliche Einrichtungen für interkommunale 

Zusammenarbeit mit eigenen Steuereinnahmen, kurz EPCI) (Métropole, communauté urbaine / 

communauté d‘agglomération, syndicat mixte, communauté de communes). Wenn auf einem Gebiet 

                                                           

6 Juni 2023 
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kein EPCI die Aufgabenträgerschaft für Mobilität (AOM) ausübt, übernimmt die Région diese Rolle. Das 

gesamte Elsass wird seit 2022 von mehreren EPCI abgedeckt, die eine ausschließliche Zuständigkeit für 

die Organisation der Mobilität in ihrem territorialen Zuständigkeitsbereich haben. Die communautés 

d’agglomération (Stadtverbände) von Haguenau, Colmar und Mulhouse sowie die Eurometropole 

Straßburg übten diese Zuständigkeit bereits vor 2022 aus. 

Die EPCI (Gemeindeverbände) als Aufgabenträger für Mobilität (AOM) erstellen einen Mobilitätsplan 

für die Regelung der Personenmobilität, des Gütertransports, des Verkehrs und des Parkens. Sie 

richten die folgenden Dienstleistungen ein, die sie an Unternehmen delegieren können: 

 Öffentlicher Linienverkehr („Services réguliers de transport collectif“, kurz TC) mit Bussen und 

Straßenbahnen 

 Anrufsammeltaxis/busse (transport à la demande)  

 Dienste für die Schülerbeförderung 

 Dienste für aktive Mobilität (z. B. Fuß-und Radverkehr, Elektrofahrräder, Roller)  

 Dienstleistungen für geteilte Mobilität (z. B. Carsharing, Bikesharing)  

 Solidarische Mobilitätsdienste (Nahmobilitätsangebote, die auf die Bedürfnisse einer 

gesellschaftlich und finanziell benachteiligten Bevölkerungsgruppe zugeschnitten sind, unter 

Einsatz von Freiwilligen) 

Die AOM Région ist für Dienstleistungen von regionalem Interesse zuständig und federführend für die 

AOM intercommunalités. Sie ist beispielsweise für die Organisation der Mobilität auf der Schiene und 

des außerstädtischen Straßenpersonenverkehrs zuständig. 

Die derzeitige Organisation hält sich an die folgenden Grundsätze: 

Abbildung 8 Übernahme der Aufgabenträgerschaft für Mobilität (AOM) durch Gemeindeverbände zum 1. April 2022 in der 
Region Grand Est 
Quelle: Etat français & Cerema 
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 Abdeckung des Territoriums durch ein einheitliches, vielfältiges und finanzierbares Angebot 

auf der Grundlage des Zuständigkeitsprinzips der AOM; 

 Exklusive Zuständigkeit der AOM auf dem Gebiet, außer wenn es sich um eine bestehende 

AOM handelt, bei der die Mobilität bereits von den Mitgliedsgemeinden 

(communes/agglomerations) übernommen wird: öffentlicher Personennahverkehr, 

bedarfsorientierte Dienstleistungen, aktive Mobilität, gemeinsame Nutzung; 

 Die Région verfügt über dieselben AOM-Kompetenzen, wenn sie auf dem Gebiet einer 

communauté de communes (Gemeindeverband) anstatt des EPCI tätig wird; 

 Das Département (im Elass die CeA) bleibt für den Sondertransport von Menschen mit 

Behinderung zuständig. 

Betreiber öffentlicher Verkehrsmittel   

Seit den letzten Gesetzen hat die Région Grand Est die Zuständigkeit wiedererlangt und schließt 

Verträge mit 86 Transportunternehmen ab, um die Verwaltung von 10 Netzen des 

städteübergreifenden öffentlichen Straßenpersonennahverkehrs zu gewährleisten. Sie nennt dieses 

Angebot des nichtstädtischen öffentlichen Straßenverkehrs „Cars Fluo". 

In der Regel vergeben die Gebietskörperschaften einen öffentlichen Auftrag oder einen 

Konzessionsvertrag an Verkehrsunternehmen. In großen Ballungsräumen wie Straßburg können sich 

die Gebietskörperschaften dafür entscheiden, ein öffentliches Unternehmen für Busse und 

Straßenbahnen zu gründen und Anteilseigner zu werden. 

 

Abbildung 9 Die Compagnie des Transports Strasbourgeois (CTS) 
Quelle: Eurométropole de Strasbourg 

Mit der Verlängerung der Tramlinie D nach Kehl wird die Stadt Kehl neben der Eurometropole 

Straßburg sowie der Region Grand Est Aktionär der CTS. 

Die CTS wird von ihren Aktionären über einen Konzessionsvertrag mit einer 30-jährigen Laufzeit mit 

dem Betrieb der Bus- und Straßenbahnlinien auf dem Gebiet der Eurometropole Straßburg beauftragt. 

In mittelgroßen Städten und anderen EPCI ist die Auftragsvergabe üblich, bei der die 

Gebietskörperschaften Verträge mit Privatunternehmen über die Übertragung öffentlicher 

Dienstleistungen abschließen. Die communauté d'agglomération von Haguenau schloss beispielsweise 
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einen Vertrag mit der Firma Keolis für den Betrieb ihrer städtischen Buslinien des RITMO-Netzes. 

Finanzierung 

 

Abbildung 10 Finanzierungsquellen der städtischen öffentlichen Verkehrsmittel  in der Région Grand Est 
Quelle: Eurométrople de Strasbourg 

Die Mobilitätsabgabe (Versement Mobilité) ist eine französische Besonderheit. Es handelt sich um 

einen auf 2 % der Lohnsumme begrenzten Beitrag, den Unternehmen mit mindestens 11 Beschäftigten 

zahlen zur Finanzierung des ÖPNV im Einzugsgebiet der einführenden Mobilitätsbehörde. Sie existiert 

seit etwa 50 Jahren, ist jedoch konjunkturellen Schwankungen unterworfen, die sich auf die 

Lohnsumme der Unternehmen in der Region auswirken (Wirtschaft, COVID, Energie). Sie finanziert 

ausschließlich den städtischen ÖPNV. 

Es gibt keine dedizierten, zweckgebundenen Steuereinnahmen für die regionalen AOM außer der 

CO2- Steuer (TICPE) zur Finanzierung der Infrastruktur. Die TICPE ist eine indirekte Steuer auf 

verschiedene Mineralölprodukte, die als Kraftstoff oder Heizstoff verwendet werden (Heizöl, Benzin 

usw.). 

Koordination und Mobility as a service 

Die Région AOM leitet die interkommunalen AOMs und ist federführend bei der Förderung der 

Intermodalität (intermodalité) inne. Intermodalität ist die Nutzung verschiedener Verkehrsmittel für 

eine einzelne Fahrt. 

Da sie für die Organisation des regionalen Schienenverkehrs (siehe eigenes Kapitel) und des 

nichtstädtischen öffentlichen Straßenverkehrs (seit 2017) zuständig ist, arbeitet sie an der 

Harmonisierung der Tarife und der Einführung eines gemeinsamen Fahrscheinsystems für Züge und 

Busse, auch in städtischen Gebieten. 

Das Internetportal Fluo Grand Est bietet ein multimodales Informationssystem, das die Angebote des 

öffentlichen Verkehrs und der geteilten Mobilität in der Région Grand Est möglichst in Echtzeit erfasst:  

Steuer 
Versement 

mobilité
47%

Fahrkartenverk
auf
17%

Gebiets-
körperschaften

34%

Staat
2%

Finanzquellen der städtischen öffentlichen 
Verkehrsmittel Grand Est

Frankreich : 5 Md. € 

EMS : 120 Mio. € 

https://www.fluo.eu/
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Abbildung 11 Verkehrsträger des Internetportals Fluo Grand Est  
Quelle: Région Grand Est 

Die Région Grand Est entwickelt die intermodale Mobilität weiter, um in Richtung Mobility As A 

Service zu gehen. Diese partnerschaftliche Arbeit an den Angeboten nach „bassins de mobilité“ 

(Mobilitätszonen), der Preisgestaltung, den pôles d’échanges multimodaux (zentrale Bus- und 

Bahnhöfen mit weiteren Serviceangeboten) und der Online-Information auf dem Portal Fluo Grand Est 

ist bereits im Gange. 

Die Entwicklung der neuen Mobilitätsdienste   

Angesichts der Vielfalt der angebotenen Dienstleistungen arbeiten die lokalen AOM oft mit mehreren 

verschiedenen Anbietern zusammen. Sie können ihre Position frei wählen, von der Organisation einer 

Dienstleistung bis hin zur Regulierung privater Angebote: 

AOM Aktive Mobilität Carsharing Fahrgemeinschaften Elektromobilität 

organisiert 
die 
Dienstleist
ung 

Fahrradverleihstation 

- Direkte Verwaltung 

- Ausgelagert 

Anzahl der Fahrzeuge 
und Standorte 

Betrauung einer 
externen Einrichtung 
mit der Erfüllung 
eines öffentlichen 
Auftrags 

Sensibilisierung, 
Vermittlungsplatt-
form, Infrastruktur 
Eigenständige 
Dienstleistung oder 
via eines privaten 
Dienstleisters 

Ansiedelungs-
konzept für 
Ladestationen der 
EMS 

trägt zur 
Dienstleist
ung bei 

Finanzielle 
Unterstützung, Bonus, 
Selbsthilfewerkstatt, 
Lastenrad 

Sensibilisierung, 
Anreiz, Gütesiegel, 
Beteiligung  
(SCIC-Citiz) 

Konzept der 
Park&Ride-Plätze, 
Erkennungszeichen, 
technische / 
finanzielle 
Unterstützung 

 

ist 
Regulator 

Angegliedert an die 
Zuständigkeit Straßen: 
Genehmigung zur 
Nutzung des öffentlichen 
Raums) 

Angegliedert an die 
Zuständigkeit 
Straßen: 
Genehmigung zur 
Nutzung des 
öffentlichen Raums  

 Motorroller und 
Tretroller 

Tabellarische Übersicht 14 Die Rolle der Aufgabenträgerin für Mobilität AOM bei den neuen Mobilitätsdiensten (Elsass) 
Quelle: Eurométropole de Strasbourg 
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Es gibt noch rechtliche Grauzonen und einen großen Ermessensspielraum für die 

Gebietskörperschaften. Die Eurométropole Straßburg (EMS) hat sich beispielsweise gegen ein 

Rollerverleihsystem entschieden. Trotzdem gibt es rund 30 Stück, für die die EMS Ladestationen 

gebaut hat. 

Weiterführende Links: 

Cerema: Öffentliche Einrichtung unter der Aufsicht des Ministeriums für den ökologischen Übergang und den 

territorialen Zusammenhalt („Ministère de la Transition écologique et de la Cohésion des territoires“): Ressourcen 

für die Ausarbeitung, den Einsatz und die Bewertung der öffentlichen Planungs- und Verkehrspolitik. 

https://www.cerema.fr/fr/activites/mobilites FR EN 

 

Mobilität in der Région Grand Est : 

https://www.grandest.fr/grands-projets/transports-deplacements-projets/ FR   

https://www.grandest.fr/politiques-publiques/sraddet/ FR 

Portail Fluo, welches alle Mobilitätsangebote der Région Grand Est zusammenfasst:  

https://www.fluo.eu/ FR DE  

 

Mobilität in der Eurométropole Straßburg : 

https://www.strasbourg.eu/transport-deplacement FR 

https://www.cts-strasbourg.eu/de FR DE 

https://velhop.strasbourg.eu/ FR DE  

https://www.passmobilite.eu/particuliers FR 

Aktionsplan für aktive Mobilität FR 

 

5. Schieneninfrastruktur  

Der Staat ist Eigentümer des nationalen Schienennetzes (RFN). 

Das nationale Schienennetz (RFN) ist wie folgt unterteilt:  

 Hochgeschwindigkeitslinien (lignes à grande vitesse): Strecken, die mit bis zu 320 km/h 

befahren werden; 

 Hauptlinien des zentralen Netzes (réseau structurant): Strecken der UIC7-Kategorie 1 bis 6 

ohne Hochgeschwindigkeitsstrecken; 

 Nebenlinien: regionale Linien für die Abdeckung des Territoriums (lignes de desserte fine du 

territoire - LDFT): UIC*-Netz 7 bis 9 mit Reisenden, weniger befahrene Strecken; 

 Nebenlinien für den Gütertransport (les lignes de capillaires de fret): UIC*-Netz 7 bis 9 ohne 

Fahrgäste, kleine Güterverkehrsstrecken. 

                                                           

7 UIC (union internationale des chemins): Internationaler Eisenbahnverband, der eine Methode zur Berechnung eines fiktiven 
Verkehrsaufkommens unter Berücksichtigung der Geschwindigkeit und der Verkehrsarten festgelegt hat. SNCF Réseau hat 
die von der UIC zugrunde gelegten Schwellenwerte geändert und die Gruppen 7 bis 9 für die am wenigsten befahrenen 
Strecken hinzugefügt.  

https://www.cerema.fr/fr/activites/mobilites
https://www.grandest.fr/politiques-publiques/sraddet/
https://www.fluo.eu/
https://www.strasbourg.eu/transport-deplacement
https://www.cts-strasbourg.eu/de
https://velhop.strasbourg.eu/
https://www.passmobilite.eu/particuliers
https://www.strasbourg.eu/documents/976405/1084289/0/b3fb3dac-3170-6921-a7c6-240844dd5b20
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Die SNCF ist der Infrastrukturbetreiber des französischen 

Schienennetzes (Réseau Ferré National, RFN). Das 

Unternehmen:  

 Garantiert den gleichwertigen Zugang zur 

Schieneninfrastruktur für jedes 

Eisenbahnunternehmen, inklusive der 

Hauptfunktionen der Verteilung der Kapazitäten 

und der Tarifierung; 

 Gewährleistet die operationelle Verwaltung des 

Verkehrs (Weichen, usw.); 

 Gewährleistet die Instandhaltung, welche die 

Pflege und Erneuerung der Anlagen beinhaltet; 

 Gewährleistet die Entwicklung, den Ausbau, die 

Kohärenz und die Verwertung des Netzes und 

führt Infrastrukturarbeiten durch. 

Auf ihren Antrag hin und im Rahmen von Artikel 172 des 

LOM-Gesetzes wird die Région Grand Est einen Teil der 

Nebenlinien LDFT übertragen bekommen, die heute zum 

nationalen Schienennetz RFN gehören . 

SNCF Réseau (ehemals EPIC) ist eines der fünf 

Unternehmen des SNCF-Konzerns, das sich im Besitz des 

Staates befindet (vgl. Schema unten). Der SNCF-Konzern 

besteht aus fünf Aktiengesellschaften (AG): SNCF Réseau, 

Rail Logistics Europe, SNCF voyageurs, GEODIS und 

Keolis. 

Abbildung 12  Das elsässische Eisenbahnnetz 
Quelle: https://www.sncf-
reseau.com/fr/carte/carte-reseau-ferroviaire-en-
grand-est 
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Abbildung 13 Vereinfachte Darstellung: Organisation der SNCF seit dem 1. Januar 2020 
Source: https://www.sncf.com/fr/groupe/profil-et-chiffres-cles/portrait-entreprise/qui-sommes-nous      

Es gibt auch Eisenbahninfrastrukturen außerhalb des nationalen Schienennetzes, die andere 

Infrastrukturbetreiber haben: 

 Schienennetze der Häfen: z.B. innerhalb des Bereichs des Port Autonome de Strasbourg; 

 Schienenanbindungen an Industriegebiete (installations terminales embranchées - ITE): 

Gesamtheit der am nationalen Schienennetz angeschlossenen Ausrüstungen und 

Einrichtungen der Schienenlogistik, die privaten Akteuren gehören; 

 Straßenbahnnetz, das hauptsächlich den kommunalen Verbänden gehört (z. B. Eurométropole 

de Strasbourg).  

Zu beachten: In Frankreich und der Schweiz gelten Straßenbahnschienen als Eisenbahninfrastruktur, 

in Deutschland hingegen als Straßeninfrastruktur. 

Finanzierung 

SNCF Réseau ist mit der Baulastträgerschaft für den Ausbau und die Modernisierung des nationalen 

Schienennetzes betraut. 

Der Eisenbahnbetreiber erhält eine staatliche Zuwendung und erhebt Abgaben von den verkehrenden 

Unternehmen über Infrastrukturgebühren (Maut). 

Zusätzliche Finanzmittel werden vom Staat und den Gebietskörperschaften bereitgestellt, um die 

Nebenlinien zu modernisieren und auszubauen. 

Die DREAL ist eine dezentralisierte Dienststelle des Ministeriums für den ökologischen Übergang 

(Ministère de la Transition Écologique), die die nationale Verkehrspolitik auf regionaler Ebene umsetzt. 

Die DREAL Grand Est übernimmt im Auftrag der Präfektin der Region die Aufgabe der Kontrolle, 

Planung und Finanzierung von Maßnahmen zum Ausbau des Schienennetzes. Die DREAL stellt dann 

die staatliche Finanzierung der Schienenverkehrsinfrastruktur sicher. 

https://www.sncf.com/fr/groupe/profil-et-chiffres-cles/portrait-entreprise/qui-sommes-nous
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Art der 
Linie 

Hochgeschwindigkeitslinie
n (Ligne à grande vitesse) 

Zentrales Netz : 
Hauptlinien  
(Réseau 
structurant) 

Regionale Linien für 
die Abdeckung des 
Territoriums: 
Nebenlinien 
(Lignes de desserte 
fine du territoire) 

Gütertransportlinien  
(Capillaires de fret ) 

Betroffen
e Akteure 

SNCF Réseau  

+ Ad-hoc Kofinanzierungen 

Leistungsvertra
g für 10 Jahre 
zwischen dem 
Staat und SNCF 
Réseau  

2017-2026: um 
50 % höhere 
Mittel für die 
Modernisierung 
des Netzes 

Kofinanzierung 
zwischen dem Staat 
/ SNCF Réseau und 
der Region im 
Rahmen der 
Planverträge Staat - 
Region (CPER) 

Hauptverantwortun
g bei den Régions 

Kofinanzierung 
zwischen dem Staat 
und den 
Gebietskörperschafte
n (Région, 
Département, 
Intercommunalités) 

Tabellarische Übersicht 15 Kofinanzierung der Schieneninfrastruktur (angewandt auf das Elsass)  

Der Leistungsvertrag zielt auf den Ausgleich der Konten von SNCF Réseau durch einen 

Schuldenabbauplan ab, der die Möglichkeiten einschränkt, in die Modernisierung des Netzes zu 

investieren. Um die Schulden des SNCF-Konzerns nicht weiter zu erhöhen, schreibt das Prinzip der 

„goldenen Regel“ vor, dass SNCF Réseau keine Ausbauprojekte mehr mitfinanzieren darf. 

Wenn neue Infrastrukturen gebaut werden, hängt ihre Finanzierung von Einzelfallverhandlungen ab: 

 Öffentliche Finanzierung (Staat und/oder Gebietskörperschaft(en)), z.B. 4. Gleis zwischen 

Straßburg und Vendenheim für die Hochgeschwindigkeitsstrecke Paris Ost – Straßburg,  

 Möglichkeit einer öffentlich-privaten Partnerschaft, z. B. Hochgeschwindigkeitsstrecke Tours-

Bordeaux. 

Sicherheit im Eisenbahnverkehr 

Der Staat ist für die Vorschriften verantwortlich und sorgt dafür, dass sie im ganzen Land angewendet 

werden. Zu diesem Zweck sind verschiedene Akteure beteiligt, die für die Sicherheit im 

Eisenbahnwesen sorgen. 

Das Etablissement Public de Sécurité Ferroviaire (öffentliche Einrichtung für die Sicherheit des 

Eisenbahnverkehrs, kurz EPSF) sorgt dafür, dass die Sicherheitsvorschriften eingehalten werden und 

dass alle Eisenbahnbetreiber einheitliche technische und sicherheitstechnische Bedingungen für den 

Betrieb einhalten. Es erteilt die Genehmigungen für die Durchführung von Verkehrsdiensten. „Das 

2006 im Zuge der Richtlinie 2004/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 

über Eisenbahnsicherheit in der Gemeinschaft geschaffene EPSF steht im Zentrum dieses allgemeinen 

Systems. Es ist für das „französische Eisenbahnsystem“ zuständig, sorgt für die Eisenbahnsicherheit, 

trägt zur Interoperabilität der europäischen Netze bei und gewährleistet gleichzeitig die 

Gleichbehandlung der Akteure.“8 

Das Bureau d’enquêtes sur les accidents de transport terrestre (Untersuchungsgremium für 

Transportunfälle an Land, kurz BEA-TT) führt technische Ermittlungen zu den Unfällen durch, um 

                                                           

8 https://securite-ferroviaire.fr/qui-sommes-nous/contexte-du-systeme-ferroviaire  

https://securite-ferroviaire.fr/qui-sommes-nous/contexte-du-systeme-ferroviaire
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Ursachen zu identifizieren und Empfehlungen auszusprechen. „Die meisten der in den letzten Jahren 

durchgeführten Projekte wurden von der Europäischen Kommission und dem Europäischen Parlament 

unterstützt.“ „Die Entscheidungen über die Einleitung von Untersuchungen werden vom Direktor des 

BEA-TT getroffen. Im Eisenbahnbereich müssen Untersuchungen zu schweren Unfällen, die in der 

europäischen Richtlinie 2004/49/EG über die Eisenbahnsicherheit benannt sind, zwingend eingeleitet 

werden." 9 

Schließlich sorgt die Autorité de régulation des transports (Transportregulationsbehörde, kurz ART) für 

einen fairen Zugang zum Schienennetz und trägt dazu bei, dass das Schienensystem in Bezug auf 

Dienstleistungsqualität, Sicherheit und Kosten leistungsfähiger wird. 

Ein wichtiger Sicherheitsaspekt ist die Kreuzung von Straße und Schiene. Der Staat, vertreten durch die 

Directions Départementales des Territoires (DDT) des Bas-Rhin und des Haut-Rhin, überwacht die 

Maßnahmen zur Sicherung der Bahnübergänge, indem er regionale Ausschüsse organisiert, in denen 

alle betroffenen Akteure zusammenkommen. 

Weiterführende Links:  

Von SNCF Réseau bereitgestellte Karten: https://www.sncf-reseau.com/fr/documentation/toutes-nos-cartes FR  

Open Data SNCF, alle Datentypen darunter Fahrgastaufkommen: 

https://ressources.data.sncf.com/pages/accueil/ FR 

Informationen über den Schienenverkehr (Großprojekte, Regulierung…) auf der Internetseite des Ministeriums 

für ökologischen Wandel / Ministère de la Transition Ecologique: 

https://www.ecologie.gouv.fr/politiques/transport-ferroviaire FR 

 

6. Schienenpersonenverkehr 

Das Angebot an Bahndienstleistungen 

Die Dienste von Hochgeschwindigkeitszügen (Trains à Grande Vitesse, kurz TGV) sind in Frankreich frei 

organisiert und stehen dem Wettbewerb offen.  

Diese Züge fahren vor allem auf Hochgeschwindigkeitsstrecken, auf denen sie mit einer 

Geschwindigkeit von bis zu 320 km/h verkehren können. 

Die Regionalzüge in Frankreich werden als Trains Express Régionaux (TER) bezeichnet. 

                                                           

9 https://www.bea-tt.developpement-durable.gouv.fr/presentation-du-bea-tt-r6.html  

https://www.sncf-reseau.com/fr/documentation/toutes-nos-cartes
https://ressources.data.sncf.com/pages/accueil/
https://www.ecologie.gouv.fr/politiques/transport-ferroviaire
https://www.bea-tt.developpement-durable.gouv.fr/presentation-du-bea-tt-r6.html
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Abbildung 14 Das Eisenbahnnetz für den Personenverkehr in der Région Grand Est 
Quelle: Région Grand Est 

Einige regionale Eisenbahnstrecken wurden in der Vergangenheit stillgelegt, da sie nicht rentabel 

genug oder nicht in ausreichendem Zustand waren, um Züge darauf einzusetzen. In diesem Fall wurden 

die Züge durch die Schnellbusse „cars TER“ ersetzt. Es handelt sich hierbei um ein von den 

nichtstädtischen Bussen abweichendes Angebot (siehe Kapitel über den öffentlichen Nahverkehr auf 

der Straße) mit einer Preisgestaltung und Organisation im Rahmen des Eisenbahnverkehrs. In der 

gesamten Région Grand Est gibt es 47 Eisenbahn- und 49 TER-Straßenbahnlinien, was 1 705 Züge und 

750 TER-Schnellbusse pro Tag bedeutet. 

Akteure und Finanzierung 

Die Régions, die die Mobilität auf der Straße und Schiene organisieren, haben verbindliche 

Kompetenzen im Bereich der Mobilität: 

 Entscheidung über und Finanzierung von regionalen Schienen- und Straßenverkehrsdiensten 

(Fahrpläne, Frequenzen, Haltepunkte, Tarife); 

 Vergabe des regionalen Personenverkehrs auf der Schiene (TER) an Betreiber, heute SNCF 

Voyageurs; 

 Kauf der Fahrzeuge (Lokomotiven, Tram-Trains, Züge ...) und Finanzierung von dessen 

Instandhaltung; 

 Festlegung der Tarife. 

Die Région Grand Est hat sich auch für die Ausübung freiwilliger Zuständigkeiten 

entschieden:  
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 Begleitung der Modernisierung der Bahnhöfe, die von SNCF Gares et connexions verwaltet 

werden. 

 Kofinanzierung von Infrastrukturprojekten, insbesondere über den Planvertrag Staat-Region 

CPER (siehe oben). 

 Kofinanzierung von Umstiegsbahnhöfen (Pôles d'échange multimodaux) 

 

SNCF Voyageurs betreibt die regionalen Expresszüge (Train express régionaux, kurz TER) 

in der Région Grand Est:  

 Setzt die regionalen Eisenbahndienste im Auftrag der Region um und betreibt sie (Einsetzen 

der Züge, Anpassung des Dienstes an Unwägbarkeiten, Bereitstellung des besten Service, 

Sicherstellung der Fahrgastinformation); 

 Ist für die Erreichung der von der Région festgelegten Dienstleistungsqualität verantwortlich; 

 Verwaltet die Dienstleistungen an den regionalen Bahnhöfen und Haltepunkten; 

 Ist Eigentümer der von der Région Grand Est gekauften Fahrzeuge (langfristig Übertragung des 

Eigentums an die Region). 

Öffnung für den Wettbewerb 

Die Öffnung der Eisenbahndienstleistungen für den Wettbewerb, die sich aus den als 

„Eisenbahnpaket“ bezeichneten EU-Richtlinien ergibt, erfolgte später als in Deutschland. Der 

französische Schienengüterverkehr ist seit 2006 für den Wettbewerb geöffnet, für 

Hochgeschwindigkeitsstrecken gilt dies seit 2021. Im Prinzip war die Öffnung der 

Personenverkehrsdienste für den Wettbewerb für das Jahr 2023 vorgesehen. Eine Verlängerung des 

Betriebsvertrags wurde bis 2033 gewährt, damit SNCF Voyageurs zumindest einen Teil der TER-Linien 

in der Région Grand Est weiter betreiben kann. 

Die Région Grand Est schreibt nach und nach aus, insbesondere die deutsch-französischen Strecken, 

mit einem Zeithorizont bis 2027: 

- Drei Linien für das Los West (Metz) 

 Metz - Apach - Trier 

 Metz - Forbach – Saarbrücken  

 Saarebrücken - Sarreguemines - Straßburg 

- Vier Linien für das Los Ost (Straßburg)  

 Straßburg - Weißenburg - Neustadt 

 Straßburg - Lauterbourg - Wörth - Karlsruhe 

 Straßburg - Kehl – Offenburg 

 Mulhouse - Müllheim – Freiburg 
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7. Glossar 

Abkürzung  Bezeichnung Erklärung 

 Agglomération  Im Sinne des Kommunalrechts ist eine Agglomération eine 
zusammenhängende und unbeeinträchtigte Ansiedlung von 
mehr als 50.000 Einwohnerinnen und Einwohner um eine 
oder mehrere Zentralgemeinden mit mehr als 15.000 
Einwohnerinnen und Einwohner . 

Im Sinne der Straßenverkehrsordnung bedeutet „en 
agglomération“ innerorts, eine Ansammlung von Wohn- und 
Lebensorten mit einer gewissen Dichte: die Dörfer, Städte, 
Großstädte und Metropolen Frankreichs und ihre Vororte, in 
denen die Geschwindigkeit auf Tempo 50 oder 30 begrenzt 
ist. 

AOM Aufgabenträger für 
Mobilität 
Autorité Organisatrice de 
la Mobilité  

Aufgabenträger für Mobilität auf seinem Gebiet  

ART  Behörde für 
Transportregulation 
Autorité de régulation des 
transports  

Unabhängige Transportregulationsbehörde, die die Öffnung 
für den Wettbewerb des Schienenpersonenverkehrs begleitet 

CeA Collectivité européenne 
d’Alsace  

Gebietskörperschaft, die aus der Fusion der 
Departementsräte des Bas-Rhin und des Haut-Rhin 
entstanden ist und über besondere Zuständigkeiten verfügt 

CPER  Planvertrag zwischen Staat 
und Région  
Contrat de plan État-
Région 

Instrument zur Kofinanzierung und Planung von 
Großprojekten zwischen dem Staat und den lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften 

DDT Direction Départementale 
des Territoires 

Der Präfektur des Départements zugeordneter 
dezentralisierter Dienst des Staates (siehe Teil 2) 

DREAL  Direction Régionale de 
l’Environnement, de 
l’Aménagement et du 
Logement 

Dekonzentrierte Dienststelle des Staates, die der Präfektur 
der Région angegliedert ist(siehe Teil 2) 

EMS Eurométropole de 
Strasbourg 

Stadtverband von 33 Gemeinden um die Kernstadt Straßburg 

EPCI Établissement public de 
coopération 
intercommunale  

Kommunaler Verband, der Zuständigkeiten auf 
gemeindeübergreifender Ebene wahrnimmt 

Métropoles, communautés urbaines, communautés 
d’agglomération, communautés de communes sind alle EPCI. 
Sie können zusätzlich zu den Beiträgen der Gemeinden 
(communes) eigene Steuern erheben. 

EPIC  Etablissement public 
industriel et commercial  

Status für eine öffentliche Struktur, die kommerzielle 
Leistungen erbringt 

EPSF  Établissement Public de 
Sécurité Ferroviaire  

Öffentliche Einrichtung für Eisenbahnsicherheit 

Sie erteilt Genehmigungen für die Durchführung von 
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Verkehrsdiensten. 

 Intermodalité  Bezeichnet die Nutzung mehrerer Verkehrsmittel während 
einer Reise 

Der Begriff kann sowohl im Personen- als auch im 
Güterverkehr verwendet werden. 

LGV  Hochgeschwindigkeitsstrec
ke 
Ligne à grande vitesse  

Strecken, die in Frankreich zum nationalen Eisenbahnnetz 
gehören und mit Zügen befahren werden, die für 
Hochgeschwindigkeitszüge bis 320 km/h geeignet sind 

Loi Alsace  Loi n° 2019-816 du 2 août 
2019 relative aux 
compétences de la 
Collectivité européenne 
d'Alsace 

Gesetz, das die Collectivité Européenne d'Alsace (CeA) 
gründet, ihre Kompetenzen auflistet und auch die 
Übertragung der nicht konzessionierten Autobahnen vom 
Staat auf die CeA und die Eurometropole Straßburg vorsieht 

ITE Installations terminales 
embranchées 

Teil des Hafenbahnnetzes, der sich im Besitz von 
Unternehmen befindet 

Loi NOTRe Loi n° 2015-991 du 7 août 
2015 portant nouvelle 
organisation territoriale de 
la République 

Gesetz, das die Zuständigkeiten zwischen den 
Gebietskörperschaften aufteilt 

Loi LOM Loi n° 2019-1428 du 24 
décembre 2019 
d'orientation des mobilités 

Gesetz, das den Verkehr in Frankreich organisiert, indem es 
Alternativen zum Privatauto findet 

Maas Mobility As A Service Technologien, die die Nutzung des gesamten Spektrums an 
Mobilitätslösungen erleichtern, die den Bürgerinnen und 
Bürgern zur Verfügung stehen  

Charakteristika sind der Vertrieb von Fahrkarten und 
Information. 

 Aktive Mobilität  
Mobilités actives 

Jede Art der Fortbewegung, für die menschliche Kraft 
erforderlich ist: Gehen, (E-)Fahrrad, Tretroller 

 Geteilte Mobilität (Sharing) 
Mobilités partagées 

Gemeinschaftliche Nutzung von Verkehrsmitteln, die 
traditionellerweise individuell genutzt wurden:  

Auto, Fahrrad und neuerdings Elektroroller  

 Solidarische Mobilität  
Mobilités solidaires   

Nahmobilität, die auf die Bedürfnisse einer gesellschaftlich 
und finanziell schwachen Bevölkerungsgruppe zugeschnitten 
sind und durch den Einsatz von Freiwilligen ermöglicht wird 

RFN Nationales Eisenbahnnetz 
Réseau ferré national  

Eisenbahninfrastruktur, die sich im Besitz des Staates 
befindet  

Der Großteil der Infrastruktur gehört zum nationalen 
Schienennetz. 

SA Anonyme Gesellschaft 
Société anonyme  

Privatstatus eines Unternehmens 

TC Öffentlicher 
Personenverkehr 
Transport collectif de 
personnes 

Der öffentliche Personenverkehr umfasst jede Bewegung von 
Fahrgästen, die innerhalb des nationalen Hoheitsgebiets an 
Bord von Bussen, Reisebussen, Straßenbahnen und Zügen 
stattfindet. 
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TER Regionale Schnellzüge 
Trains express régionaux  

Regionalzüge in Frankreich, die manchmal durch Busse, 
sogenannte „cars TER“, ersetzt werden können 
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III. Transport und Mobilität in der Schweiz 

1. Überblick über das politisch-administrative System der Schweiz 

Das Schweizer System wird von Föderalismus, Subsidiarität und direkter Demokratie geprägt. Die 

Schweiz ist eine Eidgenossenschaft aus 26 Kantonen und der Bundesebene.  

Föderalismus: Die Kompetenzen werden auf niedrigster Ebene angesiedelt, wann immer möglich bei 

den Kantonen oder sogar bei den Gemeinden. Der Staat ist von unten nach oben aufgebaut. 

Art. 3 der Verfassung: „Die Kantone sind souverän, soweit ihre Souveränität nicht durch die 

Bundesverfassung beschränkt ist; sie üben alle Rechte aus, die nicht dem Bund übertragen sind.“  

Jede Aufgabe ist zunächst Kantonsaufgabe. Jede Aufgabenübertragung an den Bund bedarf einer 

Verfassungsänderung (= Abstimmung). Danach gilt: Bundesrecht bricht Kantonsrecht.  

 

Abbildung 15 Aufgabenverteilung zwischen Bund, Kanton und Gemeinde 
Quelle: Euro-Institut 

Grundsatz der Subsidiarität 

Art. 5 a der Verfassung: „Bei der Zuweisung und Erfüllung staatlicher Aufgaben ist der Grundsatz der 

Subsidiarität zu beachten.“  

Der Bund sorgt nur für Angelegenheiten, die bundesweite Gesetze bzw. Infrastrukturen benötigen. Der 

Schweizer Bundesrat (Name der Bundesregierung) setzt Politiken um und erstattet Bericht. Er besteht 

aus sieben Departementen, denen jeweils ein Bundesrat (entspricht der Funktion einer 

Ministerin/eines Ministers) vorsteht.  

Die Kantone haben Staatscharakter, ihre eigene Verfassung und exekutive (Regierungsrat), legislative 

und judikative Gewalten.  

Die Gemeinden sind der erste öffentliche Akteur und organisieren die Daseinsvorsorge auf ihrem 

Gebiet. Sie können bei der Erfüllung ihrer Aufgaben vom Kanton finanziell unterstützt werden. 
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Direkte Demokratie: Das Volk nimmt über Wahlen und Volksabstimmungen direkten Einfluss 

(Abstimmungen i.d.R. 4x pro Jahr). So werden die Verfassung und die Gesetze regelmäßig angepasst.  

 

2. Verteilung der Kompetenzen und Rahmendokumente 

Die wichtigsten Akteure  

Akteure Aufgaben 

Eidgenössisches Departement 
für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation (UVEK) 

In der Schweiz heißen die Ministerien Departemente. Verkehr und 
Mobilität sind im Departement UVEK angesiedelt. Das UVEK sorgt für die 
Verkehrspolitik in Koordination mit Kantonen und Agglomerationen. Zu 
dem UVEK gehören 7 Bundesämter:  

 BAV: Bundesamt für Verkehr 

 ASTRA: Bundesamt für Strassen 

 BAZL: Bundesamt für Zivilluftfahrt 

 BFE: Bundesamt für Energie 

 BAFU: Bundesamt für Umwelt 

 ARE: Bundesamt für Raumentwicklung 

 BAKOM: Bundesamt für Kommunikation 

Bundesamt für Strassen (ASTRA) Schweizer Fachbehörde des UVEK für die Strasseninfrastruktur, den 
individuellen Strassenverkehr und den strassengebundenen Güterverkehr 

Hauptaufgabe ist die Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der 
Nationalstrassen und des Hauptstrassennetzes von nationaler Bedeutung 
(MinVV). 

Bundesamt für Verkehr (BAV) Schweizer Fachbehörde des UVEK für den öffentlichen Verkehr auf 
Schiene und Strasse sowie für den Güterverkehr  
Die vier Hauptaufgaben des BAV sind: 

 Vorbereitung und Umsetzung der Schweizer Politik 

 Gewährleistung eines Sicherheitsstandards für Bahnen, Busse, 
Schiffe und Seilbahnen  

 Kofinanzierung des öffentlichen Verkehrs 

 Planung und Prüfung der Infrastrukturen. 

Kanton Der Kanton ist Aufgabenträger für Kantonsstrassen und regionalen 
Strassenpersonenverkehr (zur Hälfte von der Eidgenossenschaft 
finanziert). Er wirkt an der Planung des regionalen Schienenverkehrs mit. 
Er unterstützt die Gemeinde bei der Kofinanzierung der 
Gemeindestrassen und des öffentlichen Ortsverkehrs.   

Agglo Basel  Im Verein Agglo Basel haben sich neun Gebietskörperschaften aus 
Deutschland (Land Baden-Württemberg, Landkreis Lörrach), Frankreich 
(Région Grand Est, St Louis Agglomération) und der Schweiz (beide Basler 
Kantone, Aargau, Solothurn) zusammengeschlossen, um gemeinsam 
grenzüberschreitend die nachhaltige und integrierte Entwicklung von 
Landschaft, Siedlung und Verkehr voranzutreiben.  

Unter dem Dach von Agglo Basel sind zwei Aufgabenbereiche vereint 
(Marken): 

 Agglomerationsprogramm Basel: Aggloprogrammbasel  

 Trinationale S-Bahn Basel : trireno 
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Gemeinde Die Gemeinden sorgen mit Unterstützung des Kantons für ihre 
Gemeindestrassen und die Organisation der Mobilität im Ort.   

Alliance SwissPass Branchenorganisation des öffentlichen Verkehrs 

Entscheidung über harmonisierte Tarifbestimmungen des Öffentlichen 
Verkehrs 

Tabellarische Übersicht 16 Die wichtigsten Akteure im Bereich Verkehr und Mobilität in der Schweiz 

Die Verteilung der Zuständigkeiten und Kofinanzierungen  

 Eidgenossenschaft  Kanton Gemeinde 

Strasseninfrastruktur Nationalstrassen  

Kofinanzierung von 
Kantonsstrassen 

Kantonsstrassen 

Kofinanzierung von 
Gemeindestrassen 

Gemeindestrassen  

Schieneninfrastruktur Fernverkehr, Güterverkehr, 
Regionalverkehr 

  

Regionaler 
Strassenpersonenverkehr 

Grundlage für Mobility as a 
Service (MaaS) 

Kofinanzierung  

Zulassungen an 
Transportunternehmen 

Organisierung und 
Streckenvergabe  

Kofinanzierung  

 

öffentlicher Ortsverkehr  Grundlage für Mobility as a 
Service (MaaS) 

Kofinanzierung  Organisation und 
Streckenvergabe  

Mobility Sharing  

Mobility as a Service  

Schienenverkehr  Organisation und 
Streckenvergabe Fernverkehr 
und regionaler Verkehr 

Planung in 
Planungsregionen 

 

Tabellarische Übersicht 17 Verteilung der Zuständigkeiten und Kofinanzierungen in der Schweiz 

Rahmendokumente  

Bund: 

 STEP Bahn - strategisches Entwicklungsprogramm für die Bahninfrastruktur 

 STEP Nationalstrassen - strategisches Entwicklungsprogramm Nationalstrassen 

 Sachplan Verkehr, Programmteil und Teil Infrastruktur (Massnahmen) 

 Netzbeschluss Nationalstrassen (2016) 

 Botschaft zur Finanzierung und Weiterentwicklung der Nationalstrassen (inkl. 

Zahlungsrahmen und Verpflichtungskrediten) 

 Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) 

 Bauprogramm Nationalstrassen 

 PAV – Programm Agglomerationsverkehr und Agglomerationsprogramme (Abstimmung 

Siedlung und Verkehr) 

Kantone, u.a.: 
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 Richtpläne und Teilrichtpläne (u.a. für Fuss- und Veloverkehr) 

 Strassennetzpläne und Strassenhierarchien 

 Agglomerationsprogramm pro Trägerschaft 

Gemeinden; u.a.: 

 Zonenpläne, kommunale Strassenpläne  

Reformen 

Reform zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und 

Kantonen 

Die Reform zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und 

Kantonen (NFA), in Kraft getreten am 01.01.2008, basiert auf dem Föderalismus und stärkt das 

Subsidiaritätsprinzip. Durch die Entflechtung der Aufgaben von Bund und Kantonen, klare gesetzliche 

Regelungen und transparente Finanzflüsse wurde das Gefälle zwischen den Kantonen reduziert und 

die Aufgabenerfüllung insgesamt effizienter. 

Gründung des Nationalstrassen- und Agglomerationverkehrs-Fonds (NAF) 

« Volk und Stände haben 2017 den Bundesbeschluss zur Schaffung eines Nationalstrassen- und 

Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) angenommen. Damit wird sichergestellt, dass das Verkehrsnetz 

in der ganzen Schweiz verbessert werden kann.  

Mit der Zustimmung zum NAF-Beschluss wurde in der Verfassung ein neuer, unbefristeter Fonds 

verankert. Dieser schafft die Grundlage, damit der Bund genug Geld in Betrieb, Unterhalt und Ausbau 

der Nationalstrassen investieren und Agglomerationsprojekte auch in Zukunft finanziell ausreichend 

unterstützen kann.»10 Der NAF sorgt für eine faire Finanzierung der Nationalstrassen und des 

Agglomerationsverkehrs. 

 

3. Strasseninfrastruktur  

Rechtliche Grundlagen 

Die Zuständigkeiten sind geregelt in der Schweizer Bundesverfassung Artikel 82. 

Im Jahr 2008 ist die Reform zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund 

und Kantonen (NFA) in Kraft getreten. Die Zielsetzung bestand darin, den Föderalismus zu stärken und 

einer Zentralisierung entgegenzuwirken. Neben der Reform des Finanz- und Lastenausgleichs war 

zentraler Bestandteil eine Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung. Diese Entflechtung führte dazu, 

dass Aufgaben soweit möglich integral einer Staatsebene zugeordnet wurden. Nur Aufgaben, bei 

denen keine vollständige Entflechtung möglich war, verblieben als sog. Verbundaufgaben in der 

gemeinsamen Finanzierungsverantwortung von Bund und Kantonen.   

                                                           

10 https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/verkehr/investitionen/naf.html  

https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/verkehr/investitionen/naf.html
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Akteure  

Die oberste Behörde, die für die Strasseninfrastruktur der Schweiz zuständig ist, ist das Bundesamt für 

Strassen (ASTRA). Dieses gehört zum Eidgenössischen Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und 

Kommunikation (UVEK).  

 

Abbildung 16 Organisationsplan des Eidgenössischen Departements für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) 
Quelle: UVEK, 2023  

Bund, Kantone und Gemeinden teilen sich die Zuständigkeiten für die Strasseninfrastruktur.  

Die wichtigsten Strassenverbindungen von gesamtschweizerischer Bedeutung werden von der 

Bundesversammlung zu Nationalstrassen erklärt. Der Bund plant, baut, betreibt und unterhält die 

Nationalstrassen. Eine Ausnahme bildet die Fertigstellung des Nationalstrassennetzes, die aus 

historischen Gründen weiterhin eine Verbundaufgabe von Kantonen und Bund ist. Die Kantone und 

Gemeinden übernehmen auf ihrem Gebiet mit ihren Kantons- bzw. Gemeindestrassen die 

weitergehende Grob- bzw. Feinverästelung der Strasseninfrastruktur. Sie sind für den Bau, Betrieb und 

Unterhalt ihres jeweiligen Strassennetzes verantwortlich. 

Zu den Nationalstrassen gehören nationale richtungsgetrennte Autobahnen (1. Klasse), nationale 

Autostrassen für den Schnellverkehr (2. Klasse) und einige wenige Hauptverkehrsstrassen für den 

gemischten Verkehr (3. Klasse). Diese Strassen dienen dem Durchleiten des überregionalen und 

nationalen Verkehrs.  

Zu den Kantonsstrassen gehören einige wenige kantonale Autobahnen und kantonale Autostrassen 

sowie die meisten Hauptstrassen und einige Nebenstrassen. Kantonale Strassen verbinden Regionen 

und Ortschaften.  

Die Gemeindestrassen sind Sammel- und Erschiessungsstrassen. Nebenstrassen ermöglichen die 

örtliche und quartiersinterne Raumerschliessung. 

Das Schweizer Strassennetz hat eine Gesamtlänge von 84.657 Km und konzentriert sich auf die 

Nordschweiz. Den grössten Prozentteil des Netzes, insgesamt 72%, stellen Gemeindestrassen dar. 

Folgende Tabelle veranschaulicht die Verteilung der Zuständigkeit je nach Eigentum der Strassen.  
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 Bundesamt ASTRA Kantone  Gemeinden 

Eigentum Nationalstrassen 

(Trasse und Kunstbauten) 

Kantonsstrassen 

(Trasse und Kunstbauten) 

Gemeindestrassen 

(Trasse und 
Kunstbauten) 

Aufgaben Planung, Bau, Betrieb, 
Unterhalt 

Planung, Bau, Betrieb, 
Unterhalt 

Planung, Bau, Betrieb, 
Unterhalt 

Funktion 

 

Durchleiten und verbinden, 
national 

Verbinden, regional und 
zwischenörtlich 

Sammeln und 
erschliessen, örtlich und 
quartiersintern 

Strassentyp Hochleistungsstrassen 
(Nationale Autobahnen und 
Nationale Autostrassen) 

Hauptverkehrsstrassen von 
nationaler Bedeutung 

Hauptstrassen 

Verbindungsstrassen 

(selten: 
Hochleistungsstrassen 
(kantonale Autobahnen 
und Autostrassen)) 

Sammelstrassen 

Erschliessungsstrassen 

 

Personenverkehr Ja Ja Ja 

Güterverkehr Ja Ja Ja 

Fahrradverkehr i.d.R. nein (nur gesetzl. 
Vorgaben) 

Ja Ja 

Fussverkehr i.d.R. nein (nur gesetzl. 
Vorgaben) 

Ja Ja 

Tabellarische Übersicht 18 Verteilung der Zuständigkeit im Bereich der Straßeninfrastruktur in der Schweiz 

Besondere Situation im Kanton Basel-Stadt 

Der Kanton Basel-Stadt - bestehend aus den Städten Basel, Riehen und Bettingen - ist ein Stadtkanton, 

womit er in seiner Strassennetzhierarchie eine Sonderrolle einnimmt. In der Stadt Basel sowie die 

Hauptdurchfahrten durch Riehen und Bettingen sind Kantonsstrassen, für die der Kanton 

verantwortlich ist. Die Kantonsstrassen sind hinsichtlich der Strassentypen sehr viel heterogener als in 

der Schweiz üblich. 

Die übrigen Strassen in Riehen und Bettingen dienen dem Ortsverkehr und sind Gemeindestrassen, für 

die die Gemeinden Riehen und Bettingen zuständig sind. Übergeordnet erschlossen wird der Kanton 

Basel-Stadt von zwei Nationalstrassen, für die das Bundesamt für Strassen zuständig ist. 

Finanzierung 

Finanzierung Strasseninfrastruktur 

Die Finanzierung der Strasseninfrastruktur in der Schweiz richtet sich nach dem Prinzip des 

Föderalismus. Der Bund, die Kantone und die Gemeinden sind für die eigenen Strassen zuständig. Sie 

tragen jeweils die Investitions- und Betriebskosten für die Bereitstellung der Infrastruktur und greifen 

dabei auf eigene Einnahmequellen zu. 

Für die Finanzierung der Nationalstrassen ist der Bund zuständig. Er erhebt Abgaben auf den 

Strassenverkehr und führt die Finanzierungsgefässe Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-
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Fonds (NAF) sowie Spezialfinanzierung Strassenverkehr (SFSV). Der NAF11 deckt die meisten Bau- und 

Betriebskosten der Nationalstrassen. Die Verwaltungskosten im ASTRA sind hingegen über die SFSV 

finanziert. In der SFSV sind alle Transferzahlungen des Bundes im Strassenbereich sowie die 

Verwaltungs- und Forschungskosten des ASTRA zusammengefasst. Alimentiert wird die SFSV mit der 

Hälfte der Erträge aus der Mineralölsteuer sowie bei Bedarf über Erträge der Automobilsteuer. Die 

SFSV wird über den Bundeshaushalt geführt. 

Die Kantone finanzieren die Kantonstrassen und erheben die kantonalen Motorfahrzeugsteuern. Sie 

können zudem auf Unterstützung vom Bund zählen. Transferzahlungen aus der SFSV an die Kantone 

finanzieren einen Teil ihrer Strassenkosten. Kantone können zudem für 

Agglomerationsverkehrsprojekte Subventionen aus dem NAF erhalten. 

Die Strasseninfrastruktur der Gemeinden finanziert sich ausschliesslich aus ordentlichen 

Steuereinnahmen. Auch Gemeinden können zudem für Agglomerationsverkehrsprojekte 

Subventionen aus dem NAF erhalten. 

Die Mineralölsteuern auf Benzin und Diesel stellen den überwiegenden Teil der Einnahmen von NAF 

und SFSV. Der wachsende Anteil an Elektrofahrzeugen führt zu einem Rückgang der Einnahmen der 

Mineralölsteuern. Aus diesem Grund sollen sie langfristig durch eine neue Abgabe ersetzt werden. 

 

Abbildung 17 Überblick über die Kosten und Finanzierung der Strasseninfrastruktur in der Schweiz 2020 
Quelle: Bundesamt für Statistik (Schweiz) 

 

                                                           

11 Die Einlagen in den NAF setzen sich wie folgt zusammen: 100 % des Mineralölsteuerzuschlags, 100 % der Autobahnvignette, 

100 % der Automobilsteuer, in der Regel 10 % der Mineralölsteuer sowie 100 % der geplanten Abgabe auf Elektrofahrzeuge 
(Einführungszeitpunkt offen). 
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Roadpricing/Mobilitypricing in der Schweiz  

In der Schweiz gibt es derzeit kein Roadpricing, um die Strasseninfrastruktur zu finanzieren. Ausser 

Privatwegen müssen alle Strassen öffentlich zugänglich sein.  

Aktuell finanziert sich die Strasseninfrastruktur unter anderem durch zwei Arten von Abgaben: 

leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) und pauschale Schwerverkehrsabgabe (PSVA).  

 Die LSVA wird bei Schwerverkehr ab 3,5 Tonnen und deren Anhängern fällig, wobei die Höhe 

des Betrags vom Gesamtgewicht, der Emissionsstufe und den gefahrenen Kilometern abhängt. 

Ein Drittel des Reinertrags geht als Subventionen an die Kantone und wird dort für den 

Strassenverkehr verwendet. 

 Die PSVA sind pauschale Abgabe für schwere Personenwagen, Wohnmotorwagen, Traktoren, 

Fahrzeuge etc. 

Eine andere Einnahmequelle, aber per Definition auch kein Roadpricing, sind die vignettenpflichtigen 

nationalen Autobahnen und nationale Autostrassen. Nationale Hauptverkehrsstrassen sowie 

kantonale Autobahnen und Autostrassen sind ohne Vignettenpflicht. Auch die Kantons- und 

Gemeindestrassen sind nicht vignettenpflichtig. Die Einnahmen aus den Vignettenp gehen zu 100% in 

den Nationalstrassen- und den Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF). Sie ermöglichen sowohl die 

Finanzierung der Nationalstrasseninfrastruktur als auch die Massnahmen im Rahmen des 

Agglomerationsprogramms. 

Immer wieder wird die Vignettenpflicht heiss diskutiert, zuletzt 2013 anlässlich des Vorschlags einer 

Preiserhöhung von 40 auf 100 Franken pro Jahr und der Einführung einer Monatsvignette. Hintergrund 

der Überlegung war, dass dem Bund seit der Reform im Jahr 2008 gut 400 Kk zusätzliche 

Kantonsstrassen übertragen werden sollten. Die auf Bundesebene für den Unterhalt und Betrieb sowie 

für einen allfälligen Ausbau notwendigen Zusatzkosten sollten durch die Vignettenpreiserhöhung 

abgedeckt werden. Dadurch hätten sich für die Kantone kaum Finanzeinbusse ergeben. Die Idee wurde 

damals vom Souverän abgelehnt. Die 400 km Kantonsstrassen wurden im Endeffekt erst 2016 ohne 

Vignettenpreiserhöhung vom Bund angenommen. 

Da die Einnahmen aus LSVA, PSVA und dem Vignettenverkauf sinken, wird es immer schwieriger die 

Strasseninfrastruktur zu finanzieren. Darüber hinaus rückt auch die nachhaltige Mobilität immer 

weiter in den Fokus. 

Aus diesem Grund lanciert der Bund eine Testphase des Mobility-Pricings. Dazu hat der Bund im Jahr 

2021 ein befristetes Bundesgesetz beschlossen. Die Gemeinden konnten im Folgejahr Projektskizzen 

einreichen, die sowohl den motorisierten Individualverkehr (MIV) als auch den öffentlichen Verkehr 

(öV) berücksichtigen. Aktuell prüft der Bund, welche Gemeinden für diese Testphase in Frage kommen. 

Die ausgewählten Gemeinden erhalten dann Subventionen vom Bund. 

Weiterführende Links: 

Bundesamt für Strassen https://www.astra.admin.ch/astra/de  DE FR  

Bundesamt für Raumentwicklung / Thema Mobilität  

https://www.are.admin.ch/are/de/home/mobilitaet/grundlagen-und-daten.html DE FR  

Kanton Basel Tiefbauamt https://www.tiefbauamt.bs.ch/ DE  

 

 

https://www.astra.admin.ch/astra/de
https://www.are.admin.ch/are/de/home/mobilitaet/grundlagen-und-daten.html
https://www.tiefbauamt.bs.ch/
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4. Organisation der Mobilität und des Strassenpersonenverkehrs   

Rechtliche Grundlage  

Die Gesetzesgrundlage für den öffentlichen Personenverkehr der Schweiz sind das 

Personenbeförderungsgesetz (PBG) vom 20. März 2009 und die Verordnung der Personenbeförderung 

(VPB). 

Laut § 1 Abs. 2 umfasst der öffentliche Personenverkehr Angebote mit Bahn, Tram, Bus, Schiff und 

Seilbahnen12. Berücksichtigt werden jedoch nur solche Linien, die eine Erschliessungsfunktion erfüllen, 

d.h. dass sie ganzjährig Ortschaften erschliessen (§ 3 Abs. 1).  

Gemäss § 4 hat der Bund das ausschliessliche Recht, Reisende regelmässig und zu gewerblichen 

Zwecken zu befördern. Für die gewerbsmässige Personenbeförderung erteilt er 

Transportunternehmen Konzessionen (§ 6). 

Weiterhin schreibt das PBG die Transport-, Fahrplan-, Betriebs-, Tarif-, und Informationspflicht sowie 

die Pflicht zum Anbieten eines direkten Verkehrs in Fern-, Regional und Ortsverkehr vor. 

Der Ausdruck „Regionaler Personenverkehr“ beschreibt den Verkehr innerhalb einer Region, die 

Groberschliessung von Ortschaften und den Personenverkehr zwischen benachbarten und 

ausländischen Regionen. Folglich zählen der Ortsverkehr, der Fernverkehr und der Ausflugsverkehr 

(regionaler Personenverkehr ohne Erschliessungsfunktion) nicht zum regionalen Personenverkehr. 

Das Bundesamt für Verkehr (BAV) erteilt Zulassungsbewilligungen an Unternehmen des 

Strassenpersonenverkehrs sowie technische Zulassungen für Busse und Tramfahrzeuge. 

Finanzierung  

Die Beteiligung des Bundes und der Kantone an der Finanzierung des regionalen Personenverkehrs ist 

an die Erfüllung der Erschliessungsfunktion gekoppelt. Dazu muss an mindestens einem Linienende ein 

Verknüpfungspunkt zum übergeordneten öffentlichen Verkehrsnetz bestehen und am anderen Ende 

der Linie, beziehungsweise zwischen den Linienenden, eine Ortschaft mit mindestens 100 

Einwohner*innen liegen. Wird die Erschliessungsfunktion erfüllt, dann erhalten die 

Transportunternehmen vom BAV und den Kantonen je zur Hälfte eine Abgeltung, die den ungedeckten 

Kosten eines bestellten Leistungsangebotes entspricht.  

Mobility-Sharing 

Mobility Sharing auf Bundesebene 

Dem Bund ist es ein Anliegen, Grundlagen im Zusammenhang mit Mobility-Sharing zu schaffen. 

Beispielsweise hat der Bund eine Studie über den volkswirtschaftlichen Nutzen und die Nachhaltigkeit 

von Sharing durchgeführt und 2022 öffentlich publiziert. Darüber hinaus hat das Bundesamt für 

Energie eine Webseite aufgebaut, auf welcher alle Sharing-Anbieter der Schweiz abgebildet sind 

(www.sharesmobility.ch). Damit die Daten integriert werden konnten, hat das Bundesamt die 

jeweiligen Anbieter bei der Erstellung eines Application Programming Interface finanziell unterstützt. 

55 Sharing-Anbieter der Schweiz haben sich zum Branchenverband „Swiss Alliance for Collaborative 

                                                           

12 Auf die Angebote mit dem Schiff und Seilbahnen kann in dieser Dokumentation nicht weiter eingegangen werden. 

http://www.sharesmobility.ch/
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Mobility - Chacomo“ zusammengeschlossen, der sich dafür einsetzt, dass geteilte Mobilität in der 

Schweiz weiter an Bedeutung gewinnt. Gemäss Erhebungen unter den Mitgliedern des 

Branchenverbands ist das Shared Mobility-Angebot 2022 um 20% gewachsen. Mit 9,5 Mio. Fahrten 

hat die Nutzung zudem gegenüber dem Vorjahr um 50% zugenommen (Fehler! Linkreferenz 

ungültig.https://www.chacomo.ch).  

Mobility Sharing auf Ebene der Städte und Gemeinden 

Obwohl der Bund die Grundlagen für das Mobility-Sharing schafft, entscheidet am Ende doch jeder 

Kanton und jede Gemeinde selbst über die Umsetzung. Daher sind die Bedingungen, die Regelungen 

und die finanziellen Aspekte (Abgaben und Subventionen) auch jeweils sehr unterschiedlich.  

Im Fokus: die Sharing-Landschaft von Basel-Stadt  

 

Abbildung 18 Sharing-Angebote des Kantons Basel-Stadt  
Quelle: Kanton Basel-Stadt 

Der Kanton unterscheidet kleine Sharing-Anbieter und das kantonale Veloverleihsystem „Velospot 

Basel“. Sharing-Anbieter können auf Kantonsgebiet jeweils bis zu 200 einspurige Fahrzeuge und 40 

mehrspurige Fahrzeuge bewilligungsfrei betreiben (einfaches Meldeverfahren). Die heutigen sieben 

Sharing-Anbieter können im Freefloating-System ihre Fahrzeuge betreiben. Der Kanton verzichtet auf 

die Erhebung von Gebühren, verlangt im Gegenzug aber relevante Daten über die Anzahl der 

Fahrzeuge und Ausleihvorgänge. Diese werden auf der Plattform Vianova eingespiesen, womit der 

Kanton eine Übersicht erhält und eigene Auswertungen erstellen kann. Der Kanton arbeitet derzeit an 

einem neuen Regulierungskonzept für die kleinen Sharing-Anbieter, welches voraussichtlich Ende 2023 

abgeschlossen sein wird. Damit kommt er dem Bedürfnis nach mehr Ordnung und schärferen Regeln 

für die Sharing-Anbieter nach.  

Seit September 2021 betreibt PubliBike im Auftrag des Kantons das Veloverleihsystem „Velospot 

Basel“. Im Vollausbau werden in Basel rund 350 Stationen und 2‘000 Leihvelos betrieben werden. Das 

engmaschige Stationsnetz ähnelt dem Freefloating-System; garantiert aber ein geordnetes Abstellen 

der Leihvelos auf festgelegten Abstellflächen. Das Verleihsystem ist flächendeckend, ganzjährig 

zugänglich und niederschwellig nutzbar. Es gilt als Ergänzung des öffentlichen Verkehrs für die 

Mobilität der ersten und letzten Meile. Aufgrund dessen wird das Veloverleihsystem auch mit 

insgesamt 2,14 Mio. Franken für 5 Jahre aus dem Mobilitätsfonds subventioniert.  

Mobility as a Service (MaaS) 

Unter Mobility as a Service (MaaS), auf Deutsch „Mobilität als Dienstleistung“, versteht man, dass 
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Benutzer*innen einen einfachen und schnellen Zugang zum gesamten Mobilitätsangebot einer 

bestimmten geografischen Zone erhalten und die für sie beste Option wählen können. 

Transportdienstleistungen wie Züge, Busse, E-Scooter oder Taxis existieren nicht mehr separat 

voneinander, sondern werden unter dem Schirm der MaaS integriert. Ausserdem können 

Zahlungsmethoden besser an individuelle Bedürfnisse angepasst werden (Abonnements, „Pay on 

Demand“, etc.). 

Mobility as a Service auf Bundesebene 

Obwohl der Bund Mobility as a Service befürwortet, gibt es bislang kein System auf Bundesebene. Der 

Bund schafft jedoch die Grundlagen, indem er eine staatliche Mobilitätsdateninfrastruktur (MODI) 

etabliert. Die MODI soll die Nutzung von Mobilitätsdaten (Lieferung, Bereitstellung, Austausch, 

Verknüpfung, Bezug) verkehrsträgerübergreifend verbessern. MODI ist dabei frei von jeglichen 

kommerziellen Interessen. 

Die MODI besteht in einer ersten Phase aus den beiden Hauptelementen NADIM und Verkehrsnetz CH. 

Die NADIM (Nationale Datenvernetzungsinfrastruktur Mobilität) ermöglicht den standardisierten 

Austausch von Mobilitätsdaten und damit die Vernetzung von öffentlicher Hand, Mobilitätsanbietern, 

Entwicklern und Betreibern von digitalen Kundenlösungen (z.B. Apps) sowie weiteren Akteuren wie 

Wissenschaft und Forschung. Das Verkehrsnetz CH ist eine einheitliche, digitale Abbildung des 

gesamten Verkehrssystems der Schweiz. Hier werden alle Daten zu den Verkehrsnetzen und der 

zugehörigen Infrastrukturen der öffentlichen Hand zentral durch den Bund synchronisiert, erweitert 

und optimiert. Damit bildet Verkehrsnetz CH das zentrale räumliche Referenzsystem für die 

Verknüpfung von Mobilitätsdaten über die NADIM.  

Mobility as a Service auf Ebene der Städte 

Aktuell ist MaaS vordergründig eine Aufgabe der Städte und Gemeinden oder Privatunternehmen, da 

der Bund noch am Anfang seiner Bestrebungen zur MODI steht. 

Die Städte Basel, Bern und Zürich arbeiten zusammen mit den lokalen Transportdienstleistern BVB, 

BERNMOBIL und ZVB gemeinsam an einer MaaS-Mobilitätsplattform, die alle relevanten 

Verkehrsdienstleitungen in einer Applikation mit verkehrsübergreifender Routensuche, 

Ticketangeboten sowie Buchungs- und Bezahlfunktion bündeln soll. Im Herbst 2023 hat die öffentliche 

Ausschreibung für geeignete Applikationsanbieter und Payment-Service-Provider begonnen. Bis Ende 

des Jahres 2024 soll die Entwicklung der App inkl. Zahlungsabwicklung abgeschlossen sein und ab dann 

für vier Jahre betrieben werden. Zur Umsetzung wurden Projektmittel in Höhe von rund 5,1 Mio. 

Franken beim Mobilitätsfonds des Kanton Basel-Stadt beantragt. Die Restkosten des insgesamt 18,2 

Mio. Franken teuren Projekts werden von den Städten Zürich und Bern gedeckt. Wie die MaaS-

Plattform nach dem Projektende organisatorisch und finanziell weitergeführt werden soll, ist Teil der 

Überlegungen, die während der vier Jahre Betrieb erfolgen sollen. 

Weiterführende Links: 

https://www.voev.ch/de/unsere-themen/Grundlagen-oeV DE FR  

Bundesamt für Verkehr https://www.bav.admin.ch/bav/de/home.html DE FR   

Bundesamt für Raumentwicklung / Thema Mobilität 

https://www.are.admin.ch/are/de/home/mobilitaet/grundlagen-und-daten.html DE FR  

Kanton Basel-Stadt Amt für Mobilität https://www.mobilitaet.bs.ch / DE  

 

https://www.voev.ch/de/unsere-themen/Grundlagen-oeV
https://www.bav.admin.ch/bav/de/home.html
https://www.are.admin.ch/are/de/home/mobilitaet/grundlagen-und-daten.html
https://www.mobilitaet.bs.ch/
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5. Schieneninfrastruktur  

Rechtliche Grundlage 

Eine Infrastrukturbetreiberin (ISB) ist nach dem Schweizer Eisenbahngesetz (EBG) die Bezeichnung für 

Unternehmen, die eine Eisenbahninfrastruktur bauen und betreiben. Die Unternehmen benötigen 

dazu eine Konzession, die der Bundesrat erteilt, wenn entweder ein öffentliches Interesse am Bau und 

Betrieb der Infrastruktur besteht oder ein in sich wirtschaftlicher Betrieb der Infrastruktur erwartet 

werden kann. 

Eisenbahnunternehmen sind gemäss (Art. 2 EBG) Unternehmen, die: 

a. die Infrastruktur bauen und betreiben (Infrastrukturbetreiberinnen); 

b. den Verkehr auf der Infrastruktur durchführen (Eisenbahnverkehrsunternehmen). 

Betreiberin und in der Regel Besitzerin von Infrastrukturanlagen für den Eisenbahnverkehr 

(öffentliches Eisenbahnnetz). Die Aufsichtsbehörde ist das BAV. Der grössere Teil der schweizerischen 

Bahngesellschaften ist sowohl Infrastrukturbetreiberin (ISB) als auch Eisenbahnverkehrsunternehmen 

(EVU). Die Finanzierung der ISB erfolgt durch Leistungsvereinbarungen. 

Akteure 

In der Schweiz gibt es eine Vielzahl von Akteuren bzw. Eisenbahnverkehrsunternehmen, die Schmal- 

und Normalspurstrecken betreiben. Die SBB AG ist das grösste Eisenbahnverkehrsunternehmen des 

öffentlichen Verkehrs in der Schweiz und zudem eine der grössten Arbeitgeberinnen des Landes. 

Nachfolgende Abbildung zeigt in der ersten Zeile die wichtigsten Schieneninfrastrukturbetreiber für 

den Güter-, Fern-, und Regionalverkehr im trinationalen Raum Basel. 

 

Abbildung 19 Überblick über die Eisenbahnverkehrsunternehmen  im Fern-, Güter- und Regionalverkehr  
Quelle: trireno 

Für Trams gelten in verschiedenen Gebieten die gleichen Vorgaben wie für die Eisenbahn. Das betrifft 

insbesondere die Zulassung von Triebfahrzeugführenden sowie die Bewilligungen für die Benutzung 
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des Schienennetzes und für den Einsatz von Fahrzeugen. 

Finanzierung 

In der Schweiz gibt es auf Bundesebene ein strategisches Entwicklungsprogramm für die 

Bahninfrastruktur. Die Projekte werden anhand von Zielen formuliert, die von der Bundesebene 

vorgegeben werden.  

In der Schweiz finanziert der Bund nicht nur den Ausbau der Schieneninfrastruktur, sondern auch den 

Betrieb und die Instandhaltung. Dazu wird unter anderem der Bahninfrastrukturfonds (BIF) genutzt. 

Der BIF wird gespeist aus allgemeinen Bundesmitteln, Mittel der Mehrwert- und Mineralölsteuer, 

Schwerverkehrsabgabe LSVA, Kantonsbeiträgen und der Reduktion von Fahrkostenabzügen 

(Fahrkostenabzug erfolgt bei der direkten Bundessteuer). 

 

Abbildung 20 Schweizer Bahninfrastrukturfonds (BIF): Einlagen und Entnahmen  
Quelle: BAV 

Pro Jahr werden aus diesem Fonds ca. 3,5 Milliarden CHF allein für den Betrieb und den Substanzerhalt 

entnommen. Etwa 1-2 Milliarden CHF stehen für Ausbau- und Forschungsprojekte zur Verfügung.  

In der Regel werden die Projekte vollständig über den BIF finanziert; in Ausnahmefällen auch über den 

Agglomerationsfonds. 

Weiterführende Links: 

Bundesamt für Raumentwicklung / Generell zum Thema Mobilität: 

https://www.are.admin.ch/are/de/home/mobilitaet/grundlagen-und-daten.html (DE/FR) 

UVEK / Infrastruktur: 

https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/verkehr/investitionen/fabi.html (DE/FR) 

UVEK / Bahnausbau: 

https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/verkehr/investitionen/bahnausbau.html (DE/FR) 

Bundesamt für Verkehr / Bahninfrastrukturfonds: 

https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/verkehrsmittel/eisenbahn/bahninfrastruktur/bahninfrastrukturfond

s.html (DE/FR) 

 

https://www.are.admin.ch/are/de/home/mobilitaet/grundlagen-und-daten.html
https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/verkehr/investitionen/fabi.html
https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/verkehr/investitionen/bahnausbau.html
https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/verkehrsmittel/eisenbahn/bahninfrastruktur/bahninfrastrukturfonds.html
https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/verkehrsmittel/eisenbahn/bahninfrastruktur/bahninfrastrukturfonds.html
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6. Schienenpersonenverkehr  

Rechtliche Grundlage  

Die Gesetzesgrundlage für den regionalen Schienenpersonenverkehr der Schweiz ist, wie auch für den 

regionalen Strassenpersonenverkehr, das Personenbeförderungsgesetz (PBG) vom 20. März 2009 und 

die Verordnung der Personenbeförderung (VPB) (vgl. Teil Organisation der Mobilität und des 

Strassenpersonenverkehrs). 

Angebotsplanung 

National 

Mit der «Perspektive BAHN 2050» setzt der Bund beim Bahnausbau einen Schwerpunkt in den 

Agglomerationen. Dort besteht das grösste Verlagerungspotenzial. 

Kantonal (am Beispiel des Kantons Basel-Landschaft) 

Die Angebotsplanung umfasst die Weiterentwicklung des öffentlichen Verkehrs auf strategischer 

Ebene. Als gesetzliche Grundlage für die Planung gilt das Gesetz zur Förderung des öffentlichen 

Verkehrs und das Angebotsdekret. Das Angebot wird unter Berücksichtigung der Anliegen der 

Gemeinden geplant und im vierjährigen Generellen Leistungsauftrag (GLA) dem Landrat (Parlament) 

zur Genehmigung vorgelegt. Für jede zweijährige Fahrplanperiode findet zudem eine 

Fahrplananhörung statt, in deren Rahmen die interessierte Bevölkerung, Gemeinden, Verbände und 

Schulen eingeladen sind, zum Fahrplanentwurf Stellung zu nehmen. 

Überkantonal/Regional 

Die Angebotsplanung des Regionalverkehrs findet in den Kantonen statt, um die verschiedenen 

topografischen Gegebenheiten besser zu berücksichtigen. In Basel ist zusätzlich der 

grenzüberschreitende Zusammenschluss trireno an der Planung der trinationalen S-Bahn Basel 

beteiligt. 

Die Kantone schliessen sich in Planungsregionen (PR) zusammen, (z.B. PR Nordwestschweiz, PR Zürich, 

PR Ticino), um Angebote für den Regionalverkehr zu erarbeiten und zu priorisieren (vgl. nachfolgende 

Abbildung). Ausserdem nehmen sie mit der Schweizerischen Bundesbahnen AG (SBB) und der BLS AG 

an der interaktiven Erarbeitung von Angebots- und Infrastrukturmodulen des nationalen Netzes teil. 

Gemeinsam mit dem BAV entscheiden sie über die Führung der Privatbahnen, auch über jene der DB 

und der SNCF. 
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Abbildung 21 Die Planungsregionen in der Schweiz 
Quelle: Bundesamt für Verkehr 

Streckenvergabe 

Die Vergabe von Strecken des Schienenregionalverkehrs kann entweder per Direktvergabe oder per 

wettbewerblicher Vergabe ablaufen. 

 

Abbildung 22 Vergabe von Strecken des Schienenregionalverkehrs  in der Schweiz und in der EU  
Quelle: Agglo Basel 

In der Schweiz sind Direktvergaben anders als in der EU vorerst noch die Regel. Die 

Transportunternehmen (TU) werden in der Personenbeförderungskonzession des Bundes, in der Regel 

für 10 Jahre, festgelegt. In dieser Konzession wird auch der Taktverkehr beschrieben, den die TU 

einzuhalten haben. 
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Im Hinblick auf den Personenverkehr ist es im Allgemeinen so, dass der SBB CFF FFS die meisten 

Direktvergaben erhält.  

Am Beispiel des Kantons Basel sieht man, dass die Strecken extra so vergeben wurden, dass Zielregion 

und Infrastrukturbetreiber übereinstimmen.  

 

 

Was die Fahrzeugbeschaffung angeht, so können 

Transportunternehmen Folgekosten ihrer 

Investition als Abschreibung in die 

Kostenaufstellung ihres Angebots aufnehmen, 

sofern die Ausschreibenden vor der Investition 

zugestimmt haben. Die Abschreibung ist also Teil 

der Abgeltung. In Deutschland und Frankreich werden die Fahrzeuge direkt von den öffentlichen 

Trägern bestellt und gehören nicht den Transportunternehmen.  

Die wettbewerbliche Vergabe von Strecken ist im 4. Europäischen Eisenbahnpaket, Verordnung EG 

1370/2007, mit Ausnahmebestimmungen festgelegt worden. Sie wird in den EU-Mitgliedstaaten 

gemäss nationalem Gesetz umgesetzt. In Deutschland ist sie konform mit der Gesetzgebung und der 

laufenden Praxis. In Frankreich fand eine Umstellung des Vergabeprozesses bis 2023 statt.  

Finanzierung 

Gute Verkehrsinfrastrukturen und öV-Angebote sind wichtige Voraussetzungen für einen attraktiven 

Lebens- und Wirtschaftsraum. Deshalb unterstützt die öffentliche Hand den öV) und den 

Schienengüterverkehr: Bund, Kantone und Gemeinden zahlen rund die Hälfte dieser Verkehrskosten. 

Der Bund gibt jährlich über fünf Milliarden Franken für den öV und den Schienengüterverkehr aus. Der 

Auftrag des Bundesamts für Verkehr (BAV) ist es, die Finanzierung zu steuern und möglichst effizient 

zu gestalten. Im Kompetenzbereich des BAV gibt es folgende Posten: 

 Die Ausgaben für Ausbauten wie auch für den Betrieb und Substanzerhalt der 

Bahninfrastruktur werden aus dem Bahninfrastrukturfonds bestritten (rund 4,6 Milliarden 

Franken pro Jahr). 

 Um schweizweit die Grundversorgung (Service Public) mit öV-Dienstleistungen sicherzustellen, 

bestellt der Bund zusammen mit den Kantonen im regionalen Personenverkehr (RPV) die 

notwendigen Transportleistungen mit Zug, Bus, sowie in einzelnen Fällen mit Seilbahn oder 

Schiff bei den Transportunternehmen (Bundesanteil rund eine Milliarde Franken pro Jahr). 

 Weiter fördert der Bund den Schienengüterverkehr, einerseits mit Betriebsbeiträgen für den 

kombinierten Verkehr durch die Alpen, andererseits mit der Mitfinanzierung von 

Güterverkehrsanlagen wie Terminals und Anschlussgleise (total rund 100 bis 200 Mio. Franken 

Abbildung 23 Streckenvergabe in der Agglomeration Basel 
Quelle:  trireno 
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pro Jahr). 

 Der Bund leistet zudem Beiträge zu Gunsten des Autoverlads, primär mit periodischen 

Investitionskrediten. Diese erfolgen grösstenteils mit Mitteln aus dem Strassenverkehr. 

 Über den Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds (NAF) des Bundesamts für 

Strassen werden nebst den Nationalstrassen auch Ausbauten des öffentlichen Verkehrs in den 

Agglomerationsprogrammen mitfinanziert. Gefördert werden primär Bus- und Tramprojekte. 

Das nationale Personenverkehrsangebot, der sogenannte Fernverkehr, wird vom Bund ebenfalls nicht 

finanziert. Der Fernverkehr muss in seiner Gesamtheit eigenwirtschaftlich betrieben werden. 

Der Bund beteiligt sich an der Bestellung und Finanzierung des regionalen Personenverkehrs (RPV), 

sofern dieser eine Erschliessungsfunktion hat. Aktuell bestellt der Bund gemeinsam mit den Kantonen 

rund 1'550 Linien bei 111 Transportunternehmen. Er finanziert den RPV jährlich mit rund 1,1 Mrd. 

Franken.  

Regionaler Personenverkehr ohne Erschliessungsfunktion (Ortschaften mit weniger als 100 

Einwohnern) sowie der Ortsverkehr (z.B. innerstädtischer Verkehr) können von den Kantonen allein 

oder zusammen mit den Gemeinden finanziert werden. Der Bund beteiligt sich nicht an der 

Finanzierung. 

Tarifbestimmungen 

Seit dem 1. Januar 2020 sind 250 Transportunternehmen des Nationalen Direkten Verkehrs und 18 

regionale Tarifverbünde des Schweizer öV in der Branchenorganisation Alliance SwissPass vereint. In 

gemeinsamen Gremien fällen sie unter anderem Beschlüsse zu schweizweit harmonisierten, 

nutzerfreundlichen Tarifbestimmungen. 

In der Schweiz gibt es schon seit 1898 ein „Ticket für alles“, das sogenannte Generalabonnement, mit 

dem man landesweit alle öffentlichen Transportmittel unbegrenzt nutzen kann. Ausserdem gibt es das 

Halbtaxabonnement, das einen 50%-Rabatt auf reguläre Ticketpreise ermöglicht, und das 

Verbundsabonnement, das nur im jeweiligen Tarifverbund gültig ist. Die Hälfte aller Schweizer*innen 

nutzt mindestens eines dieser Abonnements.  

Weiterführende Links: 

Bundesamt für Verkehr / Finanzierung: 

https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/allgemeine-themen/finanzierung.html (DE/FR) 

Bundesamt für Verkehr / Regionaler Personenverkehr: 

https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/allgemeine-themen/rpv.html (DE/FR) 

Trinationale S-Bahn Basel: 

www.trireno.ch (DE/FR) 

Alliance Swiss Pass (Tarifverbund): 

https://www.allianceswisspass.ch/de/ (DE/FR)  

 

 

https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/allgemeine-themen/finanzierung.html
https://www.bav.admin.ch/bav/de/home/allgemeine-themen/rpv.html
http://www.trireno.ch/
https://www.allianceswisspass.ch/de/
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7. Glossar 

Abkürzung Bezeichnung  Erläuterung  

 Agglomeration Die Agglomerationen im Sinne des Bundesamts für 
Statistik sind Ansammlungen von Gemeinden mit 
mindestens 20 000 Einwohnerinnen und Einwohner. 
Diese Ansammlungen enthalten eine Kernzone, die 
aus einer Kerngemeinde oder Kernstadt und 
gegebenenfalls weiteren Gemeinden gebildet wird, 
welche folgende Bedingungen erfüllen: Sie zählen 
mindestens 2.000 Arbeitsplätze und auf 100 
wohnhafte Erwerbstätige mindestens 85 in der 
Gemeinde arbeitende Personen; sie müssen ferner 
entweder mindestens 1 / 6 ihrer Erwerbstätigen in die 
Gemeinde entsenden oder mit dieser baulich 
verbunden sein oder eine gemeinsame Grenze 
aufweisen. 

ASTRA Bundesamt für Strassen Schweizer Fachbehörde des UVEK für die   Strassen-
infrastruktur, den individuellen Strassenverkehr und 
den strassengebundenen Güterverkehr.  

ARPV Abgeltung des Regionalen 
Personenverkehrs - 
Verordnung 

Verordnung über die Abgeltung des regionalen 
Personenverkehrs 

BAV Bundesamt für Verkehr Schweizer Fachbehörde des UVEK für öffentlichen 
Personen- und Güterverkehr 

BIF Bahninfrastrukturfonds Der BIF wird gespeist aus allgemeinen Bundesmitteln, 
Mittel der Mehrwert- und Mineralölsteuer, 
Schwerverkehrsabgabe LSVA, Kantonsbeiträgen und 
der Reduktion von Fahrkostenabzügen. 

 Kunstbauten Ingenieurbauwerke, z.B. Brücken (inkl. Unter- und 
Überführungen), Galerien, Tagbautunnel, 
Überdeckungen, Durchlässe, Stützbauwerke, 
Schutzbauwerke, Tunnel (bergmännisch erstellt), 
Lärmschutzbauwerke. Unter „Trasse“ versteht man 
die Fahrbahn selbst. 

LSVA leistungsabhängige 
Schwerverkehrsabgabe 

Die LSVA wird bei Schwerverkehr ab 3,5 Tonnen und 
deren Anhängern fällig. Ein Drittel des Reinertrags 
geht als Subventionen an die Kantone und wird dort 
für den Strassenverkehr verwendet. 

MaaS Mobility as a Service Ziel, dass Benutzende einen einfachen und schnellen 
Zugang zum gesamten Mobilitätsangebot einer 
bestimmten geografischen Zone erhalten und die für 
sie beste Option einer Reise wählen können 
(Routensuche, Ticketkauf und Abrechnung). 

MIV Motorisierter Individualverkehr Individualverkehr mit dem Auto, dem Motorrad oder 
dem Lastwagen. 

MODI Mobilitätsdateninfrastruktur Projekt einer staatlichen Mobilitätsdateninfrastruktur 
unter Federführung der Schweizer Eidgenossenschaft.  

Die MODI soll die Nutzung von Mobilitätsdaten 
(Lieferung, Bereitstellung, Austausch, Verknüpfung, 
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Bezug) verkehrsträgerübergreifend verbessern. 

NADIM Nationale 
Datenvernetzungsinfrastruktur 
Mobilität 

Ermöglicht den standardisierten Austausch von 
Mobilitätsdaten und damit die Vernetzung von 
öffentlicher Hand, Mobilitätsanbietern, Entwicklern 
und Betreibern von digitalen Kundenlösungen (z.B. 
Apps) sowie weiteren Akteuren wie Wissenschaft und 
Forschung 

NAF Nationalstrassen- und 
Agglomerationsverkehrs-Fonds 

Unbefristeter Fonds  zur Finanzierung des Betriebs, 
Unterhalts und Ausbaus der Nationalstrassen sowie 
zur Subventionierung von Vorhaben aus den 
Agglomerationsprogrammen (Abstimmung Siedlung 
und Verkehr)  

NFA Neugestaltung des 
Finanzausgleichs und der 
Aufgabenteilung zwischen 
Bund und Kantonen 

Reform im Jahr 2008 zur Stärkung des 
Subsidiaritätsprinzips zwischen Bund und Kantonen 

NWCH Nordwestschweiz 5 Kantone : Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Jura, 
Solothurn und Aargau  

öV Öffentlicher Verkehr Angebote mit Bahn, Tram, Bus, Schiff und Seilbahnen13 

Berücksichtigt werden jedoch nur solche Linien, die 
eine Erschliessungsfunktion erfüllen, d.h., dass sie 
ganzjährig Ortschaften erschliessen. 

PBG Personenbeförderungsgesetz Gesetzesgrundlage für den öffentlichen 
Personenverkehr der Schweiz 

PSVA Pauschale 
Schwerverkehrsabgaben 

Pauschale Abgabe für schwere Personenwagen, 
Wohnmotorwagen, Traktoren, Fahrzeuge etc. 

PR Planungsregion Die Kantone schliessen sich in PR zusammen, (z.B. PR 
Nordwestschweiz, PR Zürich, PR Ticino), um Angebote 
für den Regionalverkehr zu erarbeiten, diesezu 
priorisieren und um mit dem Bund zu arbeiten. 

RPV Regionaler Personenverkehr  Verkehr innerhalb einer Region, die Groberschliessung 
von Ortschaften und den Personenverkehr zwischen 
benachbarten und ausländischen Regionen 

Folglich zählen der Ortsverkehr, der Fernverkehr und 
der Ausflugsverkehr (ohne Erschliessungsfunktion) 
nicht zum regionalen Personenverkehr. 

SFSV Spezialfinanzierung 
Strassenverkehr 

In der SFSV sind alle Transferzahlungen des Bundes im 
Strassenbereich sowie die Verwaltungs- und 
Forschungskosten des ASTRA zusammengefasst. 
Alimentiert wird die SFSV mit der Hälfte der Erträge 
aus der Mineralölsteuer sowie bei Bedarf über Erträge 
der Automobilsteuer. Die SFSV wird über den 
Bundeshaushalt geführt. 

STEP Strategischee 
Entwicklungsprogramme 

Langfristige Planung des Bundes für Bahn und 
Strassen. Es wird in STEP Bahn und STEP 
Nationalstrasse unterschieden. Für STEP Bahn ist das 

                                                           

13 Auf die Angebote mit dem Schiff und Seilbahnen kann in dieser Dokumentation nicht weiter eingegangen werden. 
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BAV und für STEP Strasse das ASTRA zuständig.  

TU Transportunternehmen Unternehmen des Personen- und Gütertransports 

UVEK Eidgenössisches Department 
für Umwelt, Verkehr, Energie 
und Kommunikation 

Oberste Fachbehörde der Exekutive; zuständig für 
Belange der Umwelt, des Verkehrs, der Energie und 
der Kommunikation. Es gibt sechs weitere 
Fachbehörden. Jeder Fachbehörde ist ein Bundesrat 
oder eine Bundesrätin (oberste Exekutive, wie ein 
Minister oder eine Minsiterin in Frankreich oder 
Deutschland) unterstellt.   
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IV. Transport auf dem Rhein 

1. Wasserstraßen 

Der Rhein und die Kanäle des Oberrheins 

Die Binnenschifffahrt ist ein Massenbeförderungsmittel mit geringem Energieverbrauch. Sie wird im 

internationalen Handel von Industrie- und Handelsunternehmen eingesetzt, insbesondere in den 

Bereichen Landwirtschaft, Chemie, Energie, Bauwesen, Metallurgie, Abfall, Manufakturen und 

Container. Ein einziger Schubverband kann 250 bis 500 Container transportieren, der Transport (See + 

Binnenschiff) eines Containers zwischen Asien und dem Oberrhein kostet im Jahr 2023 etwa 1 500 €. 

Unternehmen können größere Mengen per Schiff transportieren (2 500 Tonnen bei einem Lastkahn 

gegenüber 36 Tonnen bei einem Lkw), was jedoch manchmal zu Problemen bei der Lagerung der 

Waren führt. Die Unternehmen arbeiten aus Kostengründen oft ohne Lagerung (just in time).  

 

Abbildung 24 Ausschnitt aus der deutschen Wasserstraßenkarte 2014 
Quelle: Bundesministerium für Verkehr, und digitale Infrastruktur  

Am Oberrhein ist der Rhein (unterhalb von Rheinfelden) die Hauptachse für die Schifffahrt. 

Nebenflüsse wie der Neckar, die Mosel und der Main spielen eine untergeordnete Rolle; schließlich 

werden Kanäle wie der, der Rhône und Rhein verbindet oder der Kanal zwischen Marne und Rhein nur 

von Freizeitschiffern befahren. 

Eigenschaften des Rheins 

Der Rhein ist nach der Donau der zweitgrößte Fluss Europas. Er entspringt in den Schweizer Alpen am 
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Tomasee und erstreckt sich über ca. 1.350 km bis zur Mündung in die Nordsee in den Niederlanden. 

Er ist nur auf 884 km zwischen Rheinfelden (Schweiz/Deutschland) und der Nordsee schiffbar, macht 

dabei jedoch 75 % des Gütertransports auf dem Wasserweg in Europa aus. Der Rhein ist eine 

„Autobahn“ der Schifffahrt, auf der sich täglich Handelsschiffe, Kreuzfahrtschiffe und Sportfahrende 

begegnen. Als internationaler Fluss, für den die Zentralkommission für die Rheinschifffahrt (ZKR) bürgt, 

fließt er an sechs Ländern14 vorbei, ohne sie zu durchqueren. 

Am Oberrhein (Gebiet zwischen Basel im Süden und Ludwigshafen-Mannheim im Norden) werden in 

9 Rheinhäfen 50 Mio. Tonnen Güter pro Jahr umgeschlagen. 

 

Abbildung 25  Güterverkehrsaufkommen im Jahr 2022 
Quelle: GeoRhena / Zentralkommission für die Rheinschifffahrt 

Die Problematik des Niedrigwassers 

Die Rheinschifffahrt unterliegt seit jeher den Schwankungen des Rheins, die Zeiten mit Niedrigwasser 

(im Winter) und Zeiten mit Hochwasser (im Frühling und Frühsommer) beinhalten. Dieser Rhythmus 

dürfte in Zukunft aufgrund des Klimawandels gestört werden. So werden sich die 

Niedrigwasserperioden bis zum Ende des Jahrhunderts auf 50 bis 70 Tage pro Jahr verlängern und die 

Hochwasserperioden intensiver werden. 

Die Schifffahrt auf dem Rhein 

Seit dem Wiener Kongress im Jahr 1815 ist der Rhein ein internationales Gewässer. Die 

Schifffahrtsregeln und technischen Normen für Schiffe werden von einer internationalen Organisation, 

der Zentralkommission für die Rheinschifffahrt (ZKR; frz. Commission Centrale pour la Navigation du 

                                                           

14 Länder entlang des Rheins: Schweiz, Liechtenstein, Österreich, Deutschland, Frankreich, Niederlande 
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Rhin (CCNR)) festgelegt. 

Die ZKR hat ihren Sitz seit 1920 in Straßburg und hat 5 

Mitgliedstaaten: die Schweiz, Frankreich, Deutschland, die 

Niederlande und Belgien. Die Beschlüsse werden einstimmig 

verabschiedet. 

Ihre Hauptaufgaben sind die Wahrung der Freiheit der 

Schifffahrt auf dem Rhein und seinen Nebenflüssen sowie die 

Kontrolle der einheitlichen technischen Vorschriften. 

 

 

 

 

Neben dem Güterverkehr eignet sich der Rhein auch für den Freizeitverkehr, der - abgesehen von den 

Pandemiejahren - tendenziell zunimmt. So stieg die Zahl der Schiffsreisenden von rund 200.000 im Jahr 

2010 auf 325.000 im Jahr 2022, nach einem zwischenzeitlichen Hoch von gar 380 000 im Jahr 2017. 

Rheinfähren bieten Fahrgästen  die Möglichkeit, den Rhein  zu Fuß, mit dem Fahrrad oder mit dem 

Auto zu überqueren. Die folgenden Fährverbindungen, die kostenlos zugänglich sind, werden von der 

CeA verwaltet: 

 Rhénanus (Kapazität: 30 Leichtfahrzeuge (LF) + 170 Passagiere) bedient die Strecke Rhinau 

(Frankreich) - Kappel-Graffenhausen (Deutschland); 

 Drusus (Kapazität: 10 PKW + 90 Passagiere) bedient die Strecke Drusenheim (Frankreich) - 

Greffern (Deutschland); 

 Saletio (Kapazität: 6 PKW + 28 Fahrräder für 78 Fahrgäste) bedient die Strecke Seltz 

(Frankreich) - Plittersdorf (Deutschland). 

Die Verwaltung der Wasserstraßen 

Im Oberrheingebiet gibt es vier Einrichtungen der Wasserstraßenverwaltung: VNF Strasbourg, EDF 

Hydro, WSA Oberrhein und die Schweizerischen Rheinhäfen. 

Voies navigables de France (VNF) Strasbourg unterhält und modernisiert ein 

480 km langes Netz von Flüssen und Kanälen im Rheineinzugsgebiet und 

organisiert dort die kommerzielle und touristische Schifffahrt. VNF verwaltet 

und betreibt ein öffentliches Gewässer von rund 2.000 Hektar mit über 200 

Ingenieurbauwerken (Schleusen, Wehre). VNF ist eine öffentliche 

Verwaltungseinrichtung, die aus der Fusion der Schifffahrtsämter und der öffentlichen Industrie- und 

Handelseinrichtung Voies navigables de France im Jahr 2013 hervorgegangen ist. 

VNF Strasbourg ist vor allem für den kanalisierten Abschnitt des Rheins und die zehn deutsch-

französischen Schleusen im trinationalen Oberrhein zuständig. Die Rheinfälle werden durch Schleusen 

zu Staustufen ausgebaut, die gleichzeitig Wasserkraft, d.h. Energie, produzieren. 

Abbildung 26 Sitz der Zentralkommission für 
die Rheinschifffahrt (ZKR) in Straßburg  
Quelle: htps://www.ccr-zkr.org 
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Infolgedessen überträgt die VNF den 

Betrieb des parallel zum Rhein 

verlaufenden Rheinseitenkanals an den 

Stromversorger EDF Hydro. Zehn große 

und drei kleine Wasserkraftwerke sowie 

neun Staudämme befinden sich entlang 

des Rheins zwischen Basel und 

Lauterbourg auf einer Länge von fast 185 

Kilometern - an der gemeinsamen Grenze 

zwischen Frankreich, der Schweiz und 

Deutschland. 

 

 

 

Das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt (WSA) Oberrhein verwaltet den 

natürlichen Teil des Rheins, d.h. die Abschnitte zwischen zwei 

kanalisierten Abschnitten auf französischer Seite, sowie den Rhein ab 

Gambsheim und der Schleuse Iffezheim. 

Das WSA Oberrhein ist eine der 17 territorialen Außenstellen der Wasserstraßen- und 

Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV). Staatsverträge regeln, wie die WSA Oberrhein und Voies 

navigables de France gemeinsam den Rhein unterhalten und die Schifffahrt darauf fördern.  

Auf dem Abschnitt Basel - Rheinfelden ist die kantonale Anstalt 

öffentlichen Rechts, Schweizerische Rheinhäfen, für die Verwaltung 

des Rheins zuständig. Dieses Unternehmen erfüllt drei 

Hauptaufgaben: 

 Ausbau der Infrastruktur des Basler Hafens und des Rheins zwischen Basel und Rheinfelden; 

 Nationale Behörde zur Kontrolle der Schifffahrt (Registrierungen, Ausbildung des 

Schiffspersonals, Wasserschutzpolizei...); 

 Entwicklung eines trimodalen Angebots rund um den Basler Hafen. 

Aufteilung der Abschnitte des Rheins - Trinationaler Oberrhein Wasserstraßenverwaltung 

Schiffbare Rheinabschnitte VNF 
WSA 
Oberrhein 

Schweizerische 
Rheinhäfen 

Abbildung 27 Kanäle und Hafenanlagen am 
Oberrhein 
Quelle: VNF 
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Km 149,22 Rheinfelden bis 170,00 (linkes Ufer bei Basel)    X 

km 170,00 (deutsch-schweiz. Grenze rechtes Ufer bei Basel) bis 
173,72 (Abzweigung franz. Seitenkanal) 

 X  

Km 173,72 bis 226,43 Grand canal d’Alsace (Rheinseitenkanal)  X   

Km 226,43 (Einmündung franz. Seitenkanal) bis 234,38 
(Abzweigung franz. Schleusenkanal Marckolsheim) 

 X  

Km 234,38 bis 242,22 Schleusenkanal Marckolsheim  X   

Km 242,22 (Einmündung franz. Schleusenkanal Marckolsheim) bis 
248,38 (Abzweigung franz. Schleusenkanal Rhinau) 

 X  

Km 248,38 bis 259,94 Schleusenkanal Rhinau  X   

Km 259,94 (Einmündung franz. Schleusenkanal Rhinau) bis 267,76 
(Abzweigung franz. Schleusenkanal Gerstheim) 

 X  

Km 267,76 bis 273,94 Schleusenkanal Gerstheim  X   

Km 273,94 (Einmündung franz. Schleusenkanal Gerstheim) bis 
283,33 (Abzweigung franz. Schleusenkanal Straßburg) 

 X  

Km 283,33 bis 291,30 Schleusenkanal Straßburg X   

Km 291,30 (Einmündung franz. Schleusenkanal Straßburg) bis 
307,49 (Abzweigung franz. Schleusenkanal Gambsheim) 

 X  

Km 307,49 bis 311,52 Schleusenkanal Gambsheim  X   

Km 311,52 (Einmündung franz. Schleusenkanal Gambsheim) bis 
335,70 (Ende unterer Schleusenvorhafen Iffezheim) 

 X  

Km 335,70 bis 352,06 (deutsch-franz. Grenze linkes Ufer bei 
Neuburgweier/Lauterbourg) 

 X   

Km 352,06 bis 493,50 rechtes Ufer und linkes Ufer    X   

Tabellarische Übersicht  19 Aufteilung der Abschnitte des Rheins - Trinationaler Oberrhein 

 

2. Rheinhäfen 

Das Netzwerk Upper Rhine Ports koordiniert die neun Häfen am Oberrhein sowie diejenigen von 

Mannheim und Ludwigshafen und ermöglicht es ihnen, sich auszutauschen als auch gemeinsame 

Projekte durchzuführen. Jährlich werden hier 50 Mio. Tonnen Güter umgeschlagen, die Häfen 

beschäftigen 70.000 Menschen. 

Jeder der Häfen hat einen anderen Status, Eigentümer und Betreiber, der nicht nur auf das 

Herkunftsland zurückzuführen ist. Das Wort Landlord bedeutet „Hafenbesitzer“: Die Hafenbehörde 

besitzt nur die grundlegende Infrastruktur, die sie - meist auf der Grundlage einer langfristigen 

Konzession - an Betreiber verpachtet, wobei sie alle regulatorischen Funktionen beibehält. „Der 

Hafenbetrieb wird von privaten Unternehmen durchgeführt, die ihre eigene Infrastruktur, 

einschließlich der Gebäude und der Ausrüstung für den Güterumschlag in den Terminals, aufbauen 
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und instand halten.“15 

 

Abbildung 28 Eigentümer, Status und Merkmale der Häfen am Oberrhein 
Source: Ports de Strasbourg, Übersetzung Euro-Institut  

Das Interreg-Projekt CRANE (Climate Resilience and Adaptation for upper rhiNE ports, 2023-2025), das 

von den Ports de Strasbourg getragen wird, wird Lösungen zur Analyse von Klimarisiken für Häfen und 

zur Anpassung der Hafeninfrastruktur an die Auswirkungen des Klimawandels vorschlagen. 

Die trimodalen Häfen 

Die Häfen sind nicht nur dem Binnenschiffsverkehr gewidmet, sondern dienen auch als 

Logistikplattformen. So werden die Güter dort über 17 trimodale Terminals (Binnenschiff, Schiene, 

Straße) abgewickelt und sind auf diese Weise mit den großen Seehäfen wie Antwerpen und Rotterdam 

verbunden. Die trimodalen Terminals werden von internationalen Privatunternehmen betrieben, die 

sich aufgrund von Fusionen und Neugründungen von Tochtergesellschaften recht häufig ändern. 

                                                           

15 Liberalisation of EU port services: issues and consequences for dock workers 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/bibliotheque/briefing/2013/130485/LDM_BRI(2013)130485_REV2_EN.pdf 
Übersetzung Euro Institut 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/bibliotheque/briefing/2013/130485/LDM_BRI(2013)130485_REV2_EN.pdf
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Abbildung 29 Trimodale Terminals betreibende Unternehmen  
Quelle: Ports de Strasbourg 

Weiterführende Links:  

Wasserstraßen Frankreichs : https://www.vnf.fr/vnf/regions/vnf-strasbourg/ FR   

Zentralkommission für die Rheinschifffahrt (ZKR): https://www.ccr-zkr.org FR DE EN  

Palais du Rhin - 2, place de la République - CS 10023 

F-67082 Strasbourg cedex 

+33 3 88 52 20 10 / ccnr@ccr-zkr.org  

EDF Alsace Vosges : https://www.edf.fr/hydraulique-alsace-vosges FR  

Netzwerk der Oberrheinhäfen Upper Rhine Ports http://www.upper-rhine-ports.eu/fr/ FR DE EN 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik über den Ausbau 

des Oberrheins zwischen Basel und Straßburg , 27. Oktober 1956 FR DE 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik über den Ausbau 

des Oberrheins zwischen Kehl/ Straßburg und Neuburgweier / Lauterburg, 4. Juli 1969 FR DE 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik über die Festlegung 

der Grenze auf den ausgebauten Strecken des Rheins, 13. April 2000 FR DE 

WSA https://www.wsa-oberrhein.wsv.de DE  

Ports of Switzerland https://port-of-switzerland.ch/ DE  

https://www.vnf.fr/vnf/regions/vnf-strasbourg/
https://www.ccr-zkr.org/
mailto:ccnr@ccr-zkr.org
https://www.edf.fr/hydraulique-alsace-vosges
http://www.upper-rhine-ports.eu/fr/
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl256s1863.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl256s1863.pdf%27%5D__1698396786933
https://dserver.bundestag.de/btd/06/003/0600309.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl204s0410.pdf%27%5D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl204s0410.pdf%27%5D__1698397940939
https://www.wsa-oberrhein.wsv.de/
https://port-of-switzerland.ch/
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3. Glossar 

Abkürzung Bezeichnung Erlärung 

EDF Électricité de France Nationales französisches Stromerzeugungsunternehmen, 
das hier im Zusammenhang mit seiner 
Wasserkraftproduktion genannt wird. 

 Landlord  Hafenbesitzer 

Die Hafenbehörde besitzt nur die grundlegende 
Infrastruktur, die sie - meist auf der Grundlage einer 
langfristigen Konzession - an Betreiber vermietet, 
während sie alle regulatorischen Funktionen behält. 

PAS Port autonome de Strasbourg  Der autonome Hafen von Straßburg ist eine öffentliche 
Einrichtung, die vom Staat und der Stadt Straßburg 
gegründet wurde. Die Gruppe Ports de Strasbourg (PAS) 
umfasst die Häfen von Straßburg (in Straßburg und 
Lauterbourg), die Tochtergesellschaft BATORAMA und 
den Containerterminalbetreiber Rhine Europe Terminals. 

 Schubverband  
 

Wasserfahrzeug, das aus einem oder mehreren 
Lastkähnen besteht, deren Antrieb von einem Schubboot 
übernommen wird. 

SEMOP  Société d’Economie Mixte à 
Opération unique 

Rechtsform, die für den Betrieb bestimmter französischer 
Rhein- und Moselhäfen angewandt wird. 

SMO Syndicat mixte ouvert  Rechtsform, die für das Eigentum an bestimmten 
französischen Rhein- und Moselhäfen angewandt wird. 

 Trimodal  Gütertransport auf dem Wasser, der Straße und der 
Schiene 

VL Véhicule léger  Fahrzeug mit einem zulässigen Gesamtgewicht von bis zu 
3,5 Tonnen 

VNF Voies navigables de France Verwalter der Wasserstraßen in Frankreich 

WSA  Wasser- und Schifffahrtsamt  Verwalter der Wasserstraßen in Deutschland 

ZKR Zentralkommission für die 
Rheinschifffahrt  

Internationale Organisation, die die Schifffahrt auf dem 
Rhein reguliert. Commission Centrale pour la Navigation 
du Rhin (CCNR) im Französischen.  
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V. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Bereich Mobilität 

1. Grenzüberschreitende Einrichtungen 

Die grenzüberschreitenden Institutionen am Oberrhein fördern den Informationsaustausch und die 

Entstehung von Kooperationen zwischen öffentlichen und privaten Akteuren in der Südpfalz, in Baden, 

im Elsass und in der Nordwestschweiz. Ein wichtiges Arbeitsfeld ist die Verkehrs- und Mobilitätspolitik. 

Die institutionelle Kooperation 

Die Oberrheinkonferenz (ORK) 

Ein zwischenstaatliches, deutsch-französisch-schweizerisches Abkommen aus dem Jahr 1975, das 

Bonner Abkommen, hat dieses Organ der trinationalen Zusammenarbeit in der Region begründet. Im 

Jahr 1996 wurde ein ständiges Sekretariat mit Sitz in Kehl eingerichtet, das aus drei 

Delegationssekretärinnen und -sekretären (je für Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz, für die 

Schweiz und für Frankreich sowie einer gemeinsamen Assistenz) besteht. 

Die ORK umfasst 12 Arbeitsgruppen, die wiederum in eine Vielzahl von Expertenausschüssen unterteilt 

sind. Die Themen Verkehr und Mobilität werden in der Arbeitsgruppe Regionale Verkehrspolitik 

behandelt. 

Gemeinsames Sekretariat der Oberrheinkonferenz 

Rehfusplatz 11 

D - 77694 Kehl 

+ 49 78 51 93 49 0 

info@oberrheinkonferenz.org 

https://www.oberrheinkonferenz.org/de/home.html   

 

Der Oberrheinrat 

Der Oberrheinrat wurde auf der Grundlage des Karlsruher Übereinkommens von 1996 eingerichtet 

und bezieht „seit 1997 Stellung zu grenzüberschreitenden Themen. Er ist ein Forum für die 

gegenseitige politische Information und Abstimmung, gibt Impulse für neue grenzüberschreitende 

Initiativen und begleitet die Aktivitäten der Oberrheinkonferenz“16. Die Abgeordneten fassen 

Beschlüsse auf der Grundlage der Arbeit in vier Kommissionen, darunter die Kommission Verkehr - 

Raumordnung - Katastrophenhilfe. 

Ständiges Sekretariat des Oberrheinrats 

Rehfusplatz 11 

D-77694 Kehl 

+49 (0) 7851 7407 42 

info@conseilrhenan.org  
https://www.oberrheinrat.org/de/  
Der deutsch-französische Ausschuss für Grenzüberschreitende Zusammenarbeit (AGZ) 

Der deutsch-französische Ausschuss für Grenzüberschreitende Zusammenarbeit (AGZ) wurde am 22. 

                                                           

16 Quelle: https://www.oberrheinrat.org/de/der-oberrheinrat/arbeitsweise.html   

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwilovny_aSCAxWuZ_EDHdgfBOsQFnoECBMQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.oberrheinkonferenz.org%2Fde%2Foberrheinkonferenz%2Fdownloads.html%3Ffile%3Dfiles%2Fassets%2FORK%2Fdocs_de%2Fallgemein%2Ftexte-abkommen%2FBonner%2520Abkommen%2520_%2520Accord%2520de%2520Bonn.pdf&usg=AOvVaw0Oww3ulUKYzFqF8gBeV-Yq&opi=89978449
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwilovny_aSCAxWuZ_EDHdgfBOsQFnoECBMQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.oberrheinkonferenz.org%2Fde%2Foberrheinkonferenz%2Fdownloads.html%3Ffile%3Dfiles%2Fassets%2FORK%2Fdocs_de%2Fallgemein%2Ftexte-abkommen%2FBonner%2520Abkommen%2520_%2520Accord%2520de%2520Bonn.pdf&usg=AOvVaw0Oww3ulUKYzFqF8gBeV-Yq&opi=89978449
https://www.oberrheinkonferenz.org/de/home.html
https://www.euroinstitut.org/fileadmin/user_upload/02_Ueber_Uns/Struktur/Accord_Karlsruhe_Karlsruher_Ubereinkommen.pdf
mailto:info@conseilrhenan.org
https://www.oberrheinrat.org/de/
https://agz-cct.diplo.de/agz-cct-de
https://www.oberrheinrat.org/de/der-oberrheinrat/arbeitsweise.html
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Januar 2020 auf Grundlage des Artikels 14 des Aachener Vertrags vom 22. Januar 2019 gegründet. Ziel 
des AGZ ist es, durch die Einbeziehung aller relevanten Akteure sämtlicher föderaler und 
administrativer Ebenen auf beiden Seiten der Grenze eine größere Entscheidungsfähigkeit für die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu schaffen. 

Viele der Themen und Fragestellungen, die das tägliche Leben im Grenzgebiet betreffen, werden dem 
AGZ zur Kenntnis gebracht. Unter anderem stehen Fragestellungen und Projekte des Verkehrswesens 
im Arbeitsprogramm des AGZ. 

Deutsch-französisches Sekretariat des Ausschusses für Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
(AGZ) 
Rehfusplatz 11 
D-77694 Kehl 
+49 7851 8634500 
secretariat@agz-cct.eu  

Die territoriale Zusammenarbeit 

Die territoriale Zusammenarbeit wird am Oberrhein durch vier EURODISTRICTe verkörpert, die 

größtenteils als Europäischer Verbund für territoriale Zusammenarbeit (EVTZ) gegründet wurden und 

somit über eine eigene Rechtspersönlichkeit verfügen. Sie „tragen dazu bei, die Lebens- und 

Arbeitsbedingungen der Bewohnerinnen und Bewohner der Grenzregion zu verbessern“17. 

Die Verbesserung der grenzüberschreitenden Mobilität der Bürger gehört zu ihren Anliegen. In diesem 

Rahmen können sie konkrete Projekte tragen, wie zum Beispiel die Durchführung von 

Machbarkeitsstudien auf ihrem Interventionsperimeter, die direkte Zusammenarbeit mit und 

Lobbyarbeit bei den oben genannten Organen der institutionellen Zusammenarbeit. 

Die vier Eurodistrikte von Süden nach Norden am Oberrhein: 

Trinationaler Eurodistrict Basel 

Maison TRIRHENA Palmrain  
Pont du Palmrain  
F - 68128 Village Neuf  
+ 33 3 89 67 06 75  
https://www.eurodistrictbasel.eu/de/services/kontakt.html 

https://www.eurodistrictbasel.eu/de/  

Eurodistrict Region Freiburg – Centre et Sud Alsace 
Art’Rhena, Ile du Rhin 

F - 68600 Vogelgrun 

+33 3 89 72 00 41 

https://eurhena.eu/de/kontaktiere-uns/   

https://eurhena.eu/  

Eurodistrict Strasbourg-Ortenau 

Fabrikstrasse 12 

D - 77694 Kehl 

                                                           

17 Quelle : https://www.eurodistrict-pamina.eu/de/oberrhein.html  

https://agz-cct.diplo.de/blob/2610772/5855cb00fa27b228b3b8109d40179f83/arbeitsprogramm-data.pdf
mailto:secretariat@agz-cct.eu
https://www.eurodistrictbasel.eu/de/services/kontakt.html
https://www.eurodistrictbasel.eu/de/
https://eurhena.eu/de/kontaktiere-uns/
https://eurhena.eu/
https://eurhena.eu/
https://www.eurodistrict-pamina.eu/de/oberrhein.html
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+49 78 51 89 97 50 

info@eurodistrict.eu  

https://eurodistrict.eu/de  

Eurodistrict PAMINA 

2 rue du Général Mittelhauser 

F - 67630 Lauterbourg 

+33 3 68 33 88 20 | +49 7277 89 990 20 

https://www.eurodistrict-pamina.eu/de/kontakt.html 

https://www.eurodistrict-pamina.eu/  

Agglo Basel 

In der trinationalen Agglomeration Basel haben sich neun Regionalbehörden aus Deutschland, 

Frankreich und der Schweiz in einem Verein nach Schweizer Recht, Agglo Basel, 

zusammengeschlossen, um gemeinsam die nachhaltige und integrale Entwicklung der Landschaft, der 

Siedlungsräume sowie der Verkehrsinfrastrukturen grenzüberschreitend zu fördern. Unter dem Dach 

von Agglo Basel sind zwei Aufgabenbereiche vereint, die jeweils eigene Gremien (Politische 

Steuerungen, Geschäftsleitungen etc.) haben: 

 Agglomerationsprogramm Basel 

 Trinationale S-Bahn Basel 

Geschäftsstelle Agglo Basel 

Emma Herwegh-Platz 2a 

CH-4410 Liestal 

+41 61 926 90 50 

info@agglobasel.org 

https://www.aggloprogramm.org/  

 

2. Beispiele für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Bereich 

Verkehr/Mobilität (nicht erschöpfende  Aufzählung) 

Die vier Grenzregionen stehen vor zum Teil großen Herausforderungen, deren Lösung einerseits dazu 

beitragen kann, die tägliche Mobilität der Bevölkerung von einer (Teil-)Region in die andere zu 

erleichtern, insbesondere angesichts der großen Anzahl von Grenzgängerinnen und Grenzgänger, die 

täglich einer Tätigkeit in der Nachbarregion nachgehen. Andererseits dürfen Umweltmaßnahmen 

angesichts des immer stärker werdenden Klimawandels nicht an den nationalen Grenzen Halt machen. 

Zur Steigerung der Wirkung müssen wir gemeinsam handeln, um letztlich unseren CO2-Fußabdruck 

durch die Umsetzung abgestimmter Maßnahmen zu verringern, die unsere Mobilität positiv 

beeinflussen können. Dieses Kapitel dient lediglich der Veranschaulichung und erhebt keinen 

Anspruch auf Vollständigkeit. Es stützt sich auf einige Themen, die während des Seminars 

"Kompetenzverteilung in den Bereichen Verkehr und Mobilität" der Arbeitsgruppe Regionale 

Verkehrspolitik am 29. Juni 2023 angesprochen wurden: 

 Verbesserung der Eisenbahninfrastruktur: neue Strecken, Reaktivierung alter Strecken, 

Modernisierung der Infrastruktur und der Dienstleistungen; 

 Entwicklung der laufenden Kosten (z. B. Energie): Suche nach alternativen, saubereren 

mailto:info@eurodistrict.eu
https://eurodistrict.eu/de
https://www.eurodistrict-pamina.eu/de/kontakt.html
https://www.eurodistrict-pamina.eu/
mailto:info@agglobasel.org
https://www.aggloprogramm.org/
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Lösungen für den Antrieb von Schienenfahrzeugen, mit dem Ziel einer kompatiblen 

Infrastruktur auf beiden Seiten der Grenze; 

 Inbetriebnahme neuer grenzüberschreitender Buslinien (siehe unten); 

 Grenzüberschreitende Zusammenarbeit bei der gemeinsamen Nutzung von Daten (z. B. 

Zusammenarbeit zwischen Data Grand Est (RGE) und Mobi Data (NVBW)); 

 Verbesserung der grenzüberschreitenden Radwege. 

Es gibt noch viele Felder der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, die in diesem Dokument nicht 

beschrieben werden (u.a. die grenzüberschreitende Preisgestaltung für öffentliche Verkehrsdienste 

wie beispielsweise. Triregio/Europass/DuAL, die Koordinierung des Gütertransports, die 

Instandhaltung von Straßeninfrastruktur wie Brücken oder auch Mobilitätsaktionspläne auf Ebene der 

Eurodistrikte). 

Die neuen grenzüberschreitenden Buslinien am Oberrhein 

Linie 280 Erstein – Lahr  

Diese grenzüberschreitende Linie, die 2018 zwischen Erstein und Lahr als eine speziell auf Grenzgänger 

ausgerichtete Verbindung in Betrieb genommen worden war, wurde am 1. September 2020 im 

Rahmen einer dreijährigen Pilotphase (2020 bis 2023) mit finanzieller Unterstützung des Programms 

INTERREG Oberrhein in eine reguläre Buslinie umgewandelt, die allen offensteht. Der Betrieb der Linie 

ist bis 2024 gesichert. Derzeit laufen die Diskussion über die Zukunft der Buslinie ab Sommer 2024. 

Es handelt sich um eine Pendlerverbindung zwischen den Gemeinden Erstein und Lahr, die sich auf 

dem Gebiet des Eurodistrikts Strasbourg-Ortenau befinden. Die Linie 280 ist in das Netz Fluo 67 der 

Région Grand Est integriert, welche die Trägerschaft innehat. Sie verkehrt von Montag bis Samstag, 

außerhalb der Feiertage des französischen und deutschen Kalenders in der Zeit von 4.55 Uhr (Erstein) 

bzw. 6.05 Uhr (Lahr) bis 23.55 Uhr (Lahr).  

Linie 231 Rastatt – Soufflenheim / Seltz 

Die neue grenzüberschreitende Buslinie, die auf dem Gebiet des Eurodistrikts PAMINA eingerichtet 

wurde und seit dem Jahr 2022 vom Landratsamt Rastatt getragen wird, wurde im Dezember 2022 mit 

der finanziellen Unterstützung zahlreicher (öffentlicher und privater) deutscher und französischer 

Partner für eine dreijährige Pilotphase in Betrieb genommen. Die Linie verkehrt auf zwei 

Streckenabschnitten zwischen den Gemeinden Rastatt und Soufflenheim sowie zwischen Rastatt und 

Seltz in der Zeit von 5 Uhr bis 22 Uhr, einschließlich Wochenenden und Feiertagen. 

Die Linie 231 steht allen offen, egal ob es sich um Grenzgänger, Freizeit- oder Einkaufsreisende aus der 

Nachbarregion oder um Schüler und Studierende handelt. 



 

 

85 

 

Die grenzüberschreitenden Verbindungen der Région Grand Est  

 

Abbildung 30 Grenzüberschreitende Schienen- und Straßenverbindungen der Région Grand Est  
Quelle: Région Grand Est 

Züge, die Grenzen überqueren, müssen kompatibel 

mit unterschiedlichen Stromnetzen und Signalen sein und das Personal muss in der Zugführung und in 

den Eisenbahnsicherheitseinrichtungen der entsprechenden Länder geschult werden. 

Die Abbildungen zeigen aktuelle französische Züge grenzüberschreitender Verbindungen, auf denen 

auch deutsche Züge verkehren. 

Die Région Grand Est hat in Zusammenarbeit mit den deutschen Bundesländern 30 neue Züge bestellt, 

die mit den deutschen und französischen Schienennetzen kompatibel sind. Diese werden ab 2024 auf 

den sieben grenzüberschreitenden Strecken zwischen Deutschland und Frankreich (Metz-Trier, Metz-

Saarbrücken, Straßburg-Saarbrücken, Straßburg-Wörth-Karlsruhe, Straßburg-Neustadt, Mulhouse-

Abbildung 32 X 73900  Alstom transfrontalier thermique   
Quelle:Région Grand Est 

Abbildung 31 Z 24500 (TER2NNG) Alstom transfrontalier 
électrique 25kV/1500V ERTMS   
Quelle: Région Grand Est 
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Müllheim, Straßburg-Offenburg) verkehren. Die 30 neuen „Coradia Régiolis“-Züge werden zunächst 

SNCF Voyageurs gehören, später gehen sie in das Eigentum der Région Grand Est über, die sie dann 

wiederum den Bahnbetreibern zur Verfügung stellen wird. Die deutschen Bundesländer Saarland, 

Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg zahlen als Investitionsbeitrag Miete und haben im Rahmen 

eines Interreg-Projekts die Studien zur Entwicklung des neuen Rollmaterials mitfinanziert. 

 

Abbildung 33 Neuer Régiolis-Zug  
Quelle: https://www.railpassion.fr/reseaux-francais/france-allemagne-vers-une-nouvelle-offre-ferroviaire-transfrontaliere/  

Grenzüberschreitende Infrastrukturen sind deshalb bedeutend kostenintensiver, da unterschiedliche 

technische Rahmenbedingungen nebeneinander bestehen. Daher stellen staatliche und europäische 

Fördermittel einen wichtigen Beitrag dar. Allerdings ist die Unterstützung für den 

grenzüberschreitenden regionalen Schienenverkehr unzureichend; das Interreg-Programm verfügt 

lediglich über begrenzte Mittel für den Schienenverkehr. 

Grenzüberschreitende Radwege 

Anfang der 1990er Jahre war die Einführung der ersten INTERREG-Programme am Oberrheinein 

regelrechter Beschleuniger für die Einrichtung und/oder Beschilderung von grenzüberschreitenden 

Radwegen. Auf Initiative öffentlicher Partner wurden in diesem Rahmen zahlreiche Projekte 

durchgeführt. Dies war gewissermaßen der Startschuss für die Einführung grenzüberschreitender 

Netze, gefolgt von den Europäischen Rheinradwegen, genannt EuroVelo. Der Oberrhein wird von der 

Route EuroVelo 15 durchquert, die den Bodensee mit der Nordsee verbindet: 

https://de.eurovelo.com/ev15  

Trotz einer relativ dichten Vernetzung am Oberrhein wurden im Rahmen einer Studie, die 2023 unter 

der Leitung der Arbeitsgruppe Regionale Verkehrspolitik der Oberrheinkonferenz durchgeführt wurde, 

mehrere Radnetzlücken identifiziert und in statischen Karten und einer interaktiven Karte des 

grenzüberschreitenden geografischen Informationssystems GeoRhena kartografisch dargestellt. 

Einzelne werden bereits in Planungen berücksichtigt.  

https://www.railpassion.fr/reseaux-francais/france-allemagne-vers-une-nouvelle-offre-ferroviaire-transfrontaliere/
https://de.eurovelo.com/ev15
https://www.georhena.eu/sites/default/files/Cartes/Atlas_chainons_manquants_netzluecken.pdf
https://geoportal.georhena.eu/mviewer/?config=apps/fahrrad_netzluecken.xml
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IV. Ansprechpersonen 

Deutschland –Rheinland-Pfalz  

Einrichtung Abteilung Kontaktdaten 

Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr, 
Landwirtschaft und 
Weinbau 

Abteilung 7 – Verkehr und 
Straßen 

Stiftsstraße 9 
D-55116 Mainz 
+49 6131 16-0 (Zentrale) 
poststelle@mwvlw.rlp.de (Poststelle) 
https://mwvlw.rlp.de/ueber-uns/kontakt  

Landesbetrieb für 
Mobilität 

 

Friedrich-Ebert-Ring 14-20 
D-56068 Koblenz 
+49 261/3029-0 (Zentrale) 
lbm@lbm.rlp.de (Zentrale) 
https://lbm.rlp.de/de/general-
storage/footer/ueber-den-lbm/kontakt/  

Zweckverband 
Öffentlicher 
Personennahverkehr 
Rheinland-Pfalz Süd 

 

Bahnhofstraße 1 
D-67655 Kaiserslautern 
0631 366 59 – 0 (Zentrale) 
info@zoepnv-sued.de 

 

Deutschland – Baden-Württemberg 

Einrichtung Abteilung Kontaktdaten 

Ministerium für Verkehr 

Abteilung 2: Straßenverkehr & 
Straßeninfrastruktur 

Abteilung 3: Öffentlicher Verkehr 

Abteilung 4: Nachhaltige Mobilität 

Abteilung 5: Mobilitätszentrale, 
vernetzte und digitale Mobilität 

Dorotheenstraße 8 
D-70173 Stuttgart  
+49 711 89686-0 (Zentrale) 
poststelle@vm.bwl.de (Poststelle) 

Regierungspräsidium 
Freiburg 

Abteilung 4 – Mobilität, Verkehr, 
Straßen 

Bissierstraße 7 
D-79114 Freiburg im Breisgau 
Tel.: + 49 761 208-4474 
Abteilung4@rpf.bwl.de  

Stabsstelle für 
grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit und Europa 

Kaiser-Joseph-Straße 167 
D-79098 Freiburg im Breisgau 
Tel.: +49 761 208-1046 
sgze@rpf.bwl.de  

Regierungspräsidium 
Karlsruhe 

Abteilung 4 – Mobilität, Verkehr, 
Straßen 

Schlossplatz 4-6 
D-76131 KARLSRUHE 
Tel.: (+49) 0721/ 926-0 (Zentrale) 
poststelle@rpk.bwl.de  
(Poststelle) 
VorziAbt4@rpk.bwl.de 
(Direktionssekretariat) 

Referat 27- grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit und Europa 

Markgrafenstraße 46 
D-76131 Karlsruhe 
Tel.: (+49) 0721/ 926-0 (Zentrale) 
poststelle@rpk.bwl.de 

http://www.mwvlw.rlp.de/
http://www.mwvlw.rlp.de/
http://www.mwvlw.rlp.de/
http://www.mwvlw.rlp.de/
mailto:poststelle@mwvlw.rlp.de
https://mwvlw.rlp.de/ueber-uns/kontakt
https://lbm.rlp.de/
https://lbm.rlp.de/
mailto:lbm@lbm.rlp.de
https://lbm.rlp.de/de/general-storage/footer/ueber-den-lbm/kontakt/
https://lbm.rlp.de/de/general-storage/footer/ueber-den-lbm/kontakt/
https://www.rolph.de/
https://www.rolph.de/
https://www.rolph.de/
https://www.rolph.de/
javascript:linkTo_UnCryptMailto(%27nbjmup%2BjogpAapfqow.tvfe%5C%2Fef%27);
https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/startseite
mailto:poststelle@vm.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpf/abt4/
mailto:Abteilung4@rpf.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpf/sgze/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpf/sgze/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpf/sgze/
mailto:sgze@rpf.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/abt4/
mailto:poststelle@rpk.bwl.de
mailto:VorziAbt4@rpk.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/abt2/ref27/
mailto:poststelle@rpk.bwl.de
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(Poststelle) 
europa@rpk.bwl.de 

 

Frankreich – Elsass  

Einrichtung  Abteilung Kontaktdaten 

DREAL Grand Est Service Transports, pôle mobilité 

14 rue du Bataillon de Marche  
n°24 BP 10001  
F-67050 Strasbourg Cedex 
Tél. : 03 88 13 05 00 
st.dreal-grand-est@developpement-
durable.gouv.fr  

Région Grand Est DGA Mobilités 

1 place Adrien Zeller 
BP 91006 
F-67070 Strasbourg Cedex 
+33 3 88 15 68 67 
https://www.grandest.fr/contact/ 
(Kontaktformular, sujet : transports) 

CeA 

Direction routes, infrastructures 
et mobilités 
Direction Europe et 
Transfrontalier 

Place du Quartier Blanc 
F-67964 Strasbourg Cedex 9 
+33 3 69 49 39 29 
https://www.alsace.eu/contactez-nous/  

Eurométropole de 
Strasbourg 

Direction Mobilités 

1 parc de l’Étoile 
F-67076 Strasbourg  
+33 3 68 98 50 00 
https://int.strasbourg.eu/de/contact 

Mulhouse Alsace 
Agglomération 

Service Transports  

2 Rue Pierre et Marie Curie 
F-68200 Mulhouse 
+33 3 89 33 79 79 
https://www.m2a.fr/contact/  

SNCF Réseau Direction Territoriale Grand Est 
15 rue des Francs Bourgeois  
F-67082 Strasbourg Cedex 
Tél. : 09 88 81 69 00 

 

Schweiz – Nordwestschweiz  

Einrichtung Abteilung Kontaktdaten 

Kanton Basel-Stadt Amt für Mobilität 

Dufourstrasse 40 
CH-4001 Basel 
+41 61 267 85 56 
https://formulare.bs.ch/mobilitaet/formul
ar-kontakt (Kontaktformular) 

Kanton Basel-Landschaft Amt für Raumplanung 

Kreuzbodenweg 2 
CH-4410 Liestal 
+41 61 552 59 33 
raumplanung@bl.ch 

Kanton Jura Service des infrastructures (SIN) 

Prés-Roses 3  
CH-2800 Delémont 
+41 32 420 60 00 
sin@jura.ch  

Kanton Solothurn Amt für Verkehr und Tiefbau Rötihof 

mailto:europa@rpk.bwl.de
https://www.grand-est.developpement-durable.gouv.fr/
mailto:st.dreal-grand-est@developpement-durable.gouv.fr
mailto:st.dreal-grand-est@developpement-durable.gouv.fr
https://www.grandest.fr/de/
https://www.grandest.fr/contact/
https://www.alsace.eu/
https://www.alsace.eu/contactez-nous/
https://int.strasbourg.eu/de/die-eurometropole-strassburg
https://int.strasbourg.eu/de/die-eurometropole-strassburg
https://int.strasbourg.eu/de/contact
https://www.m2a.fr/
https://www.m2a.fr/
https://www.m2a.fr/contact/
https://www.sncf-reseau.com/fr/reseau/grand-est
https://www.mobilitaet.bs.ch/
https://formulare.bs.ch/mobilitaet/formular-kontakt
https://formulare.bs.ch/mobilitaet/formular-kontakt
https://www.baselland.ch/politik-und-behorden/behoerdenverzeichnis/bud/arp
mailto:raumplanung@bl.ch
https://www.jura.ch/fr/Autorites/Administration/DEN/SIN/SIN.html
mailto:sin@jura.ch
https://so.ch/verwaltung/bau-und-justizdepartement/amt-fuer-verkehr-und-tiefbau/
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Werkhofstrasse 65 
CH-4509 Solothurn 
+41 32 627 26 33 
avt@bd.so.ch  

Kanton Aargau  Abteilung Verkehr 

Entfelderstrasse 22  
CH-5001 Aarau 
+41 62 835 33 30 
verkehr.aargau@ag.ch  

Agglo Basel  Geschäftsstelle 

Emma Herwegh-Platz 2a 
CH-4410 Liestal 
+41 61 926 90 50 
info@agglobasel.org 

mailto:avt@bd.so.ch
https://www.ag.ch/de/ueber-uns/kontakt/behoerdenverzeichnis?rewriteRemoteUrl=%2Fapp%2Fstaatskalender_frontend%2Forganisations%2FAbteilung-Verkehr&jumpto=accordion__header--accordion--erreichbarkeiten--0
mailto:verkehr.aargau@ag.ch
https://www.agglobasel.org/de/verein-agglo-basel
mailto:info@agglobasel.org
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Anhang 1 

Kompetenzverteilung zwischen den territorialen Ebenen im Bereich der 

Mobilität 

Die jüngsten rechtlichen Entwicklungen in Frankreich 

Die neuen französischen Dezentralisierungsgesetze von 2014 und 20151
 haben die seit den 1980er Jahren 

bestehende Struktur des Transportsystems verändert. 

 

Vor diesen Reformen war die Struktur nach den großen Verkehrsträgern gegliedert: Die Region war für den 

Schienenverkehr zuständig, das Département für den außerstädtischen Verkehr sowie den Schüler:innentransport, 

und Gemeindeverbände für den innerstädtischen ÖPNV. Mit den beiden Gesetzen wurden die Zuständigkeiten 

dieser territorialen Ebenen neu geregelt: Die Regionen sind nun neben dem Schienenverkehr auch für den 

Überlandverkehr und den Schüler:innentransport zuständig; Gemeindeverbände hingegen für 

verschiedene Dienstleistungen zusätzlich zum innerstädtischen Nahverkehr: für den Überlandverkehr sowie aktive 

und gemeinsam genutzte Verkehrsmittel. 

 

Das „Gesetz Nr. 2019-1428 vom 24. Dezember 2019 zur Ausrichtung der Mobilität“2, hat kürzlich das Modell der 

Governance im Bereich Mobilität in Frankreich rund um das Duo Gemeindeverbände/Region“ gestärkt. 

Zusammenfassung der Entwicklungen nach Inkrafttreten der 

Dezentralisierungsgesetze 

Vor den Gesetzen von 2014 und    Nach Gesetzen von 2014, 2015 Verantwortlichkeit 

Region 

2015 und LOM 

Schienen- und Überlandverkehr; 

Schüler:innentransport 

Schienenverkehr 

Nicht-städtischer Transport und     Sondertransport von 
Département Schüler:innentransport Schüler:innen mit Behinderungen 

Gemeindeverbände 
Innerstädtischer Verkehr, aktive 

und gemeinsam genutzte 

Verkehrsmittel 

(vor allem 

interkommunal 

organisiert) 

Innerstädtischer Verkehr 

1 Lois n° 2014-58 du 27 janvier 2014 de modernisation de l'action publique territoriale et d'affirmation des métropoles, 

„Gesetze Nr. 2014-58 vom 27. Januar 2014 über die Modernisierung der territorialen öffentlichen Aktion und die Stärkung der 

Metropolen“ – kurz MAPTAM“ genannt, loi n° 2015-991 du 7 août 2015 portant nouvelle organisation territoriale de la 

République, „Gesetz Nr. 2015-991 vom 7. August 2015 über die neue territoriale Organisation der Republik“ – kurz „NOTRe“ 

genannt) 

2 Loi n° 2019-1428 du 24 décembre 2019 d'orientation des mobilités (LOM), 
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Entwicklungen im Rahmen des Gesetzes zur Ausrichtung der Mobilität 

(Loi d’Organisation des Mobilités, LOM) 
  

Das LOM vom 26. Oktober 2019 hatte sich das Ziel gesetzt, auf verschiedene Probleme im Bereich der 

Mobilität in Frankreich zu reagieren: 

 

 Mobilität ist der Sektor, der die meisten Treibhausgase ausstößt: rund 30% der Emissionen 

 Mobilität ist der größte Ausgabenposten eines Haushalts (durchschnittlich 18% des Budgets) ist, noch 

vor Lebensmitteln und Wohnraum 

 7 von 10 französischen Bürger:innen fahren mit dem Auto zur Arbeit 

 1 von 4 französischen Bürger:innen haben schon einmal eine Stelle abgelehnt,, weil die 

Verkehrsanbindung zu schlecht war 

 für 80% des französischen Gebiets (auf dem 20% der Bevölkerung leben) gibt es keine 

Gebietskörperschaft / staatliche Behörde, die öffentliche Verkehrsmittel anbietet 

 

Eines der Hauptziele war es daher, das Angebot zu verbessern, indem jedes Gebiet von einer Behörde abgedeckt 

wird, die gemäß dem Subsidiaritätsprinzip über die notwendigen Kompetenzen zur Mobilitätspolitik 

verfügt. Das Gesetz schlägt vor, den Status dieser Behörde, der autorités organisatrices de mobilité, kurz: 

AOM, zwischen der Region und den Gemeindeverbänden aufzuteilen. 

 

Die Gemeindeverbände mussten sich vor dem 31. Dezember 2020 zur Übertragung der 

Mobilitätskompetenzen äußern. Im Falle einer negativen Antwort blieb die Region die AOM für das Gebiet der 

betroffenen Kommunen. Somit verfügen seit dem 1. Juli 2021 alle Gebiete über eine zuständige 

Mobilitätsbehörde, die für die Entwicklung des ÖPNVs vor Ort zuständig ist. 

Was bieten die Mobilitätsbehörden (AOMs)? 
 

Die Rolle der Mobilitätsbehörden auf ihrem Gebiet beschränkt sich nicht nur auf die Bereitstellung 

regelmäßig verkehrenden öffentlichen Linienverkehrs (Bus, U-Bahn usw.), sondern sie können auch folgende 

Aufgaben wahrnehmen: 

 Organisation des öffentlichen Linienverkehrs, sowohl im Stadt- als auch im Überlandverkehr 

(je nach Relevanz für das Gebiet nicht verpflichtend); 

 Organisation von Bedarfsverkehr (als Ergänzung zum öffentlichen Verkehr oder bei weiteren 

Bedürfnissen); 

 Organisation des öffentlichen Schüler:innentransports: Wenn ein Gemeindeverband die AOM stellt, 

kann er entscheiden, ob er den regelmäßigen ÖPNV (Linienverkehr, Schüler:innentransport, 

Bedarfsverkehr), den die Region bisher auf dem Gebiet organisiert hatte, en bloc übernimmt 

oder nicht; 

 Organisation von aktiven und gemeinsam genutzten Mobilitätsdiensten wie Fahrradverleih, 

Vermittlungsplattform für Fahrgemeinschaften etc., z.B. durch finanzielle Unterstützung; 

 Organisation von integrativen Mobilitätsdiensten; 

 Organisation von Güterverkehr und städtischer Logistik bei unzureichendem privatem Angebot. 
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Die AOM sind nicht verpflichtet, alle diese Dienste zu organisieren. Es steht ihnen frei, nach den ermittelten 

Bedürfnissen und Einschätzungen die Dienste einzurichten, die für ihre Gebiete am besten geeignet sind. 

Sie verfügen über finanzielle Einnahmen, die Mobilitätsabgabe (versement mobilité), um die Einrichtung 

von Liniendiensten zu finanzieren. 

Die Region, die bisher als ausführende Verkehrsbehörde fungierte, wird zur regionalen 

Mobilitätsbehörde (autorité organisatrice de la mobilité régionale, kurz: AOMR). Ihr Zuständigkeitsbereich wird 

nun auf alle Mobilitätslösungen ausgeweitet, einschließlich aktiver, geteilter und inklusiver Mobilitätsformen.   

So kann die AOMR Angebote entwickelt werden, die das bereits von ihnen bediente strukturierende 

Verkehrsnetz (Straße und Schiene) ergänzen. 

Verbesserte Planung und Koordination 

Die AOM, die in einem Ballungsraum mit mehr als 100.000 Einwohner:innen liegen oder sich mit diesem 

überschneiden, sind verpflichtet, einen Mobilitätsplan zu erstellen. Diejenigen AOM, die der Pflicht nicht 

unterliegen, können laut Gesetz einen vereinfachten Mobilitätsplan erstellen. Dieser ermöglicht es ihnen, eine 

Gesamtvision für die Mobilitätsangebote in ihrem Gebiet zu entwickeln. 

Die Mobilitätspläne ersetzen die bisherigen städtischen Verkehrspläne, um zusätzlichen 

Herausforderungen gerecht zu werden, und zwar in Bezug auf 

 Inklusive Mobilität: sozialer und territorialer Zusammenhalt; 

 die Reduzierung der Treibhausgasemissionen, Bekämpfung von Luftverschmutzung und 

Lärmbelästigung, Erhaltung von Biodiversität; 

 •die Begrenzung der Zersiedelung; 

 die Entwicklung von Angeboten für geteilte und aktive Mobilität, einschließlich der Verpflichtung, 

die kontinuierliche und sichere Gestaltung von Fuß- und Radwegen zu gewährleisten; 

 die Logistik durch einen logistikorientierten Fluss- oder Schienenverkehrsplan; 

 die Dienste für den Schüler:innentransport. 

Sie werden auf der Grundlage einer Mobilitätsdiagnose erstellt, um die Bedürfnisse der Bewohner:innen 

zu ermitteln und einen entsprechenden Aktionsplan zu definieren.  

Das LOM erleichtert die Zusammenarbeit in Mobilitätsfragen. Neben dem Mobilitätsplan, der es den Akteuren 

ermöglicht, sich an der Mobilitätspolitik ihres Gebiets zu beteiligen, schafft das LOM 

Partnerschaftsausschüsse, in denen die Finanziers und die Nutznießer der Mobilitätsdienste 

zusammenkommen. 

Sie werden auf der Grundlage einer Mobilitätsdiagnose erstellt, um die Bedürfnisse der Bewohner:innen 

zu ermitteln und einen entsprechenden Aktionsplan zu definieren. 

Das LOM erleichtert die Zusammenarbeit in Mobilitätsfragen. Neben dem Mobilitätsplan, der es den Akteuren 

ermöglicht, sich an der Mobilitätspolitik ihres Gebiets zu beteiligen, schafft das LOM 

Partnerschaftsausschüsse, in denen die Finanziers und die Nutznießer der Mobilitätsdienste 

zusammenkommen. 

Das Gesetz führt auch den Begriff des bassin de mobilité, des „Mobilitätsbeckens“ ein, einer repräsentativen 

Skala der täglich genutzten Verkehrsangebote, z.B. in der Umgebung von Großstädten oder Ballungsräumen. 

Diese Zonen werden von der Region in Absprache mit den verschiedenen Gebietskörperschaften festgelegt 

und gehen je nach Relevanz des zu betrachtenden Perimeters über die Verwaltungsgrenzen hinaus. 

Um ihrer Führungsrolle gerecht zu werden, schließt die Region für jedes Mobilitätsbecken einen operativen 

Mobilitätsvertrag mit den AOM, den Gemeindeverbänden, den Départements und den Betreibern der 

jeweiligen Bahnhöfe oder multimodalen Knotenpunkte. Diese Verträge können auch interkommunale 

Zusammenschlüsse oder andere Partner einbeziehen.  
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Der Vertrag definiert: 

 das gemeinsame Handeln der AOM und der Region in Bezug auf die verschiedenen 

Mobilitätsformen und die intermodale Mobilität, 

 die Verteilung der physischen Verkaufsstellen, 

 die Einrichtung, den Ausbau und den Betrieb von multimodalen Verkehrsknotenpunkten und 

Mobilitätszonen sowie die Maßnahmen zur Bewältigung von Fehlentwicklungen; 

 die Zusammenarbeit, die Bündelung sowie die technische und finanzielle Unterstützung 

bei der Konzeption von Verkehrsinfrastrukturen oder Mobilitätsdiensten;  

 die Koordinierung mit den Straßen- und Infrastrukturbetreibern, um günstige Bedingungen 

für die Entwicklung der Mobilität zu schaffen und zu organisieren. 

Dem Partnerschaftsausschuss wird eine Halbzeitbewertung des Vertrags vorgelegt. Jede AOM und jede AOMR 

erstattet dem Ausschuss jährlich Bericht über die Umsetzung des Vertrags. Das Gesetz sieht die Einrichtung 

eines Partnerschaftsausschusses vor, um einen ständigen Dialog zwischen den für die Mobilität 

zuständigen Behörden, den Nutzer:innen bzw. Einwohner:innen und den Arbeitgebenden (Finanziers und 

Nutznießer der Mobilitätsdienste) zu gewährleisten. Der Ausschuss tritt mindestens einmal jährlich 

zusammen und tagt zusätzlich vor wesentlichen Änderungen des Mobilitätsangebots, der Leitlinien der 

Tarifpolitik, der Qualität der Dienste, bei relevanten Nachrichten, der Einführung oder der Anpassung von 

Mobilitätsentgelten. 

Die Organisation der Mobilität nach dem LOM 

3 Verband zur Vertretung der französischen Interkommunalen 

Laut der jährlichen Mobilitätsumfrage3
 der Intercommunalités de France zum 1. Juli 2021 mussten sich 

965 Gemeindeverbände (Communautés de communes) entscheiden, ob sie die Zuständigkeit für die 

Organisation des ÖPNVs in ihrem Gebiet übernehmen wollen oder nicht: 

 53% der Gemeindeverbände (507 Stimmen) haben sich dafür entschieden, die Zuständigkeit 

zu übernehmen und in ihrem Zuständigkeitsbereich die Behörde AOM zu stellen;  

 47% der Gemeindeverbände (458 Stimmen) haben diese Zuständigkeit nicht übernommen, 

daher wurde in deren Gebieten die Region zur AOM. 

Diese Mobilitätsumfrage zeigt deutlich, dass sich die Gemeindeverbände, die selbst die AOM stellen, eher 

für die Förderung der aktiven Mobilitätslösungen (Radverkehrskonzepte, Radverkehrspläne, 

Fahrradverleih) oder der gemeinsam genutzten Verkehrsmittel (Förderung von Fahrgemeinschaften, 

Carsharing) einsetzen als für die Mobilitätsdienste, die vor Inkrafttreten des LOM von den Regionen 

betrieben wurden. 

Die jüngste Umfrage, die im September 2022 veröffentlicht wurde, zeigt, dass ein Viertel der 

Gemeindeverbände mit eigener AOM bereits beschlossen hat, einen vereinfachten Mobilitätsplan 

aufzustellen, und 31% dies noch während ihrer Amtszeit planen. Etwas weniger als 20% der 

Gemeindeverbände mit AOM haben bereits einen Partnerschaftsausschuss eingerichtet, und in 20% der 

Fälle ist der Prozess noch im Gange. Bis zum Sommer 2022 hatte die Hälfte der Regionen die Kartierung ihrer 

Mobilitätsbecken abgeschlossen. In den anderen Regionen werden die Arbeiten zur Beratung und Definition 

der Zonen fortgesetzt. 
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Anhang 2 

Finanzierung des städtischen Nahverkehrs: So funktioniert die 

Mobilitätsabgabe für Unternehmen (versement mobilité) in Frankreich 

Ein wichtiges Instrument zur Finanzierung des städtischen Nahverkehrs 

 Die Mobilitätsabgabe für Unternehmen (versement mobilité) in Frankreich ist ein lokaler Beitrag zur 

Finanzierung des öffentlichen Nahverkehrs. Sie ist die Haupteinnahmequelle für die Behörden, die Aufgabenträger 

des ÖPNV sind (frz. autorités organisatrices de mobilité, kurz: AOM).1
 Im Jahr 2021 deckte der Anteil der 

Mobilitätsabgabe 45% der Finanzierung des ÖPNV in Paris und der umliegenden Region Ile-de-France France, 

was etwas mehr als 9 Milliarden Euro entspricht. 2 

 

 Mit dem Gesetz zur Ausrichtung der Mobilität (loi d’orientation des mobilités) von 2019 wurde die 

Mobilitätsabgabe eingeführt, die damit die Transportabgabe (versement transport) ersetzt. Diese Umbenennung 

spiegelt den Willen des Gesetzgebers wider, sich nicht mehr nur auf die Verkehrsinfrastruktur zu 

konzentrieren, sondern auch die aktiven und geteilten Verkehrsmittel zu finanzieren. 

 

 In diesem Sinne sieht das Gesetz auch die Einführung einer steuer- und sozialabgabenfreien Pauschale für 

nachhaltige Verkehrsmittel vor. Mit dieser können sich Arbeitgeber:innen an den Kosten für aktive oder 

gemeinsam genutzte Verkehrsmitteln ihrer Arbeitnehmer:innen mit bis zu 400 € pro Jahr und Person beteiligen, 

wenn diese bspw. in Fahrgemeinschaften oder mit dem Fahrrad zur Arbeit kommen. Seit 2020 ist dies für alle 

Staatsbediensteten in Höhe von 200 € /Jahr möglich.3 

Wer zahlt die Mobilitätsabgabe? 

Es handelt sich um einen „Beitrag, der von allen Arbeitgebern zu entrichten ist, die mehr als 10 Arbeitnehmer 

beschäftigen“4. Alle öffentlichen und privaten Unternehmen mit 11 oder mehr Beschäftigten sind von dieser 

Abgabe betroffen, sofern sie in einem städtischen Verkehrsverbund (z.B. im Großraum Paris) oder 

im Umkreis eines Verkehrsverbundes angesiedelt sind, in dem die Mobilitätsabgabe eingeführt wurde. 

Wie wird die Mobilitätsabgabe berechnet? 

Die Abgabe wird auf der Grundlage des Arbeitsentgelts der Personen berechnet, die innerhalb des festgelegten 

Umkreises arbeiten. Grundlage für die Berechnung ist der Durchschnittslohn aller Arbeitnehmenden im Vorjahr ab 

dem 1. Januar, auf den ein Abgabensatz angewendet wird. Dieser kann je nach organisierender Mobilitätsbehörde 

(AOM) variieren, da diese frei über die Höhe der Abgabe entscheiden kann.5 

1 Die autorités organisatrices de mobilité (AOM) sind in der Regel Zusammenschlüsse städtischer Gemeinden. Die Ile- de-

France und die Metropole Lyon gehören zu den Ausnahmen: Die AOM werden von einer eigenen Struktur verwaltet, an der 

die Gemeinden, die Gemeindeverbände und der Regionalrat beteiligt sind. 
2 Laut einer Studie des GART (Groupement des autorités responsables de transport) 

3 Informationsseite zum Loi d'orientation des mobilités (LOM) auf der Website des Ministeriums für den ökologischen Wandel 

und den territoriale Kohäsion (Ministère de la transition écologique et de la cohésion des territoires) 
4 Definition der Mobilitätsabgabe hier verfügbar : Mobilitätsabgabe | entreprendre.service-public.fr 
5 Diese Abgabe wird an eine Einzugsstelle für Sozialbeiträge, die URSSAF, gezahlt, die sie dann an die lokalen AOM 

weiterleitet. 

https://www.ecologie.gouv.fr/loi-dorientation-des-mobilites
https://www.ecologie.gouv.fr/loi-dorientation-des-mobilites
https://www.ecologie.gouv.fr/loi-dorientation-des-mobilites
https://www.ecologie.gouv.fr/loi-dorientation-des-mobilites
https://www.ecologie.gouv.fr/loi-dorientation-des-mobilites
https://www.ecologie.gouv.fr/loi-dorientation-des-mobilites
https://www.ecologie.gouv.fr/loi-dorientation-des-mobilites
https://www.ecologie.gouv.fr/loi-dorientation-des-mobilites
https://www.ecologie.gouv.fr/loi-dorientation-des-mobilites
https://entreprendre.service-public.fr/vosdroits/F31031
https://entreprendre.service-public.fr/vosdroits/F31031
https://entreprendre.service-public.fr/vosdroits/F31031
https://entreprendre.service-public.fr/vosdroits/F31031
https://entreprendre.service-public.fr/vosdroits/F31031
https://entreprendre.service-public.fr/vosdroits/F31031
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Gibt es besondere Bedingungen für die Erhebung der Mobilitätsabgabe? 

Obwohl die Regionen selbst als Mobilitätsbehörden (AOM) fungieren und somit als lokale Organisationen 

agieren können, sind sie rechtlich nicht befugt, Mobilitätsabgaben in ihrem territorialen Zuständigkeitsbereich 

zu erheben. 6 

 

Zudem bleibt die Mobilitätsabgabe an die Einrichtung eines regelmäßig verkehrenden ÖPNV gebunden, der sich 

von einem einfachen Schulbussystem unterscheiden muss. Dies war bei der zuvorigen Transportabgabe nicht der 

Fall.7
 Mit anderen Worten: Die Zahlung der Abgabe setzt voraus, dass es mehrere öffentliche Verkehrsmittel gibt, 

die den Beschäftigten in dem betreffenden Gebiet zugutekommen. 

Welche Vorteile kann dieses Finanzierungssystem bieten? 

Zunächst einmal ist dieses System dezentral und in seiner Konzeption und Verwaltung genauestens 

koordiniert. Die Unternehmen sind als indirekte Finanziers der Mobilität ihrer Mitarbeitenden zum Arbeitsplatz 

echte Akteure der lokalen Mobilitätspolitik. Das Gesetz von 2019 hat diese kooperative Dimension außerdem 

durch die Schaffung eines neuen kooperativen Lenkungsorgans gestärkt: die Partnerausschüsse, in 

denen die lokalen Unternehmen vertreten sind. 

 

Zweitens garantiert dieses System eine umfangreiche und langfristig stabile Finanzierung der Mobilität, die es 

den Gebietskörperschaften ermöglicht, eine echte nachhaltige lokale Verkehrspolitik zu entwickeln. Das 

Beispiel der AOM Ile-de-France Mobilités ist in dieser Hinsicht aufschlussreich: Von einem Gesamtbudget von 

11 Mrd. € stammen rund 5 Mrd. € aus der Mobilitätsabgabe, 4 Mrd. € aus Tarifeinnahmen und 2 Mrd. € aus 

staatlichen Subventionen (siehe Tabelle im Anhang). Da fast 80 % der deutschen Arbeitnehmer:innen8
 in Betrieben 

mit mehr als 10 Beschäftigten arbeiten, wäre diese Regelung in Deutschland ein wichtiger potenzieller 

Hebel für die Finanzierung. 

 

Während die Mobilitätsabgabe von den öffentlichen Akteuren weitgehend befürwortet wird, kritisieren einige 

Unternehmen die Abgabe als Produktionssteuer, die ihre Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtige. Daher sind eine 

gute Abstimmung und die Einbindung der Unternehme vor Ort bei der Ausrichtung der Politik im Hinblick auf die 

Höhe der erhobenen Beiträge wichtig. 

6 Informationsseite von France Mobilités  
7 Artikel L. 2333-66 des Code général des collectivités territoriales (Allgemeines Gesetzbuch der Gebietskörperschaften) 
8 Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 

https://www.francemobilites.fr/sites/frenchmobility/files/fichiers/2020/06/15-06-20_FAQ%20post-LOM%20Gouvernance%20-%20Part%20III.%20Le%20versement%20mobilit%C3%A9.pdf
https://www.francemobilites.fr/sites/frenchmobility/files/fichiers/2020/06/15-06-20_FAQ%20post-LOM%20Gouvernance%20-%20Part%20III.%20Le%20versement%20mobilit%C3%A9.pdf
https://www.francemobilites.fr/sites/frenchmobility/files/fichiers/2020/06/15-06-20_FAQ%20post-LOM%20Gouvernance%20-%20Part%20III.%20Le%20versement%20mobilit%C3%A9.pdf
https://www.francemobilites.fr/sites/frenchmobility/files/fichiers/2020/06/15-06-20_FAQ%20post-LOM%20Gouvernance%20-%20Part%20III.%20Le%20versement%20mobilit%C3%A9.pdf
https://www.francemobilites.fr/sites/frenchmobility/files/fichiers/2020/06/15-06-20_FAQ%20post-LOM%20Gouvernance%20-%20Part%20III.%20Le%20versement%20mobilit%C3%A9.pdf
https://www.francemobilites.fr/sites/frenchmobility/files/fichiers/2020/06/15-06-20_FAQ%20post-LOM%20Gouvernance%20-%20Part%20III.%20Le%20versement%20mobilit%C3%A9.pdf
https://www.francemobilites.fr/sites/frenchmobility/files/fichiers/2020/06/15-06-20_FAQ%20post-LOM%20Gouvernance%20-%20Part%20III.%20Le%20versement%20mobilit%C3%A9.pdf
https://www.francemobilites.fr/sites/frenchmobility/files/fichiers/2020/06/15-06-20_FAQ%20post-LOM%20Gouvernance%20-%20Part%20III.%20Le%20versement%20mobilit%C3%A9.pdf
https://www.francemobilites.fr/sites/frenchmobility/files/fichiers/2020/06/15-06-20_FAQ%20post-LOM%20Gouvernance%20-%20Part%20III.%20Le%20versement%20mobilit%C3%A9.pdf
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Abbildung: Umsetzung in der Region Ile-de-France 

Quellen: Laurent Guihéry, Universität de Cergy Pontoise; Website “Ile-de-France mobilités" 

(https://www.iledefrance-mobilites.fr/decouvrir/financements ). 

https://www.iledefrance-mobilites.fr/decouvrir/financements
https://www.iledefrance-mobilites.fr/decouvrir/financements
https://www.iledefrance-mobilites.fr/decouvrir/financements

